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„ Alle Kräfte für den
Landkreis bündeln!“
Über Parteigrenzen hinweg will Dillingens
neuer Landrat die anstehenden Aufgaben, allen
voran die Stabilisierung der
Kreisfinanzen, bewältigen. Seite 14

Leo Schrell:

Stadt Wohn Kultur
bietet exzellente Qualität
Unterfrankens Regierungspräsident wies
bei der Tagung Städtebauförderung auf die
besondere Wohnqualität von
Stadt- und Ortskernen hin. Seite 5

Dr. Paul Beinhofer:

Stabübergabe an 
die vierte Generation
Der Firmenchef und Gesellschafter der Riebel
KG legte die operative Geschäftsführung aller
Firmen und Betriebe in die
Hände von Thomas Aulinger. Seite 8

Friedrich Riebel:

Wie andernorts von Kauf-
beuren bis Dinkelsbühl, von
Nördlingen bis Waldmün-
chen, ist das Stadtspiel buch-
stäblich ein Projekt der ge-
samten Bürgerschaft. Des-
halb achtet der Bürgermei-
ster auch streng darauf,
dass alle Vorbereitungen
und Entscheidungen mög-
lichst mit breitem Konsens
getroffen werden.      Seite 15

Der Phantasie und der Vielfalt sind bei den Sommervergnügungen im Freistaat keine Grenzen ge-
setzt. Das Erholungsbad der Rottal Therme war Schauplatz eines einzigartigen Konzertabends
und einer Mischung aus Baden wie im Bilderbuch und Musikgenuss pur. „Baden mit Beethovens
Neunter“ hieß der Titel der diesjährigen Thermensinfonie. Zwei Chöre und ein 40-köpfiges Or-
chester boten gemeinsam mit namhaften Solisten Werke von Mozart und Beethoven. Ob aus den
wohlig-warmen Fluten der Thermalwasserbecken heraus, relaxend auf den bequemen Liegen
oder bei klassischer Konzertbestuhlung - jeder Gast konnte den für sich am besten geeigneten
Standort für den Musikgenuss frei wählen. Neben Badespaß und Musikgenuss sorgte auch ein
großes Angebot an kulinarischen Genüssen für das Wohlbefinden der Gäste. Foto: Gröll jun.

Bayerischer Städtetag 2004 in Regensburg:

Nach der Reform ist
vor der Reform

Rund 300 Kommunalpolitiker erörterten Wege aus der Krise
„Wer die Städte vernachlässigt, vernachlässigt die
ganze Republik.“ In Anlehnung an die beständig wie-
derkehrende Mahnung des Vorsitzenden des Bayeri -
schen Städtetags, Oberbürgermeister Josef Deimer,
stand die diesjährige Verbandsversammlung in Re-
gensburg unter dem Motto „Bayern braucht starke
Städte“. Im Gespräch mit Bundes- und Landespoliti-
kern wurde nach Wegen gesucht, die Städte aus ihrer
derzeitigen Finanznot zu befreien. 

In einer einstimmig verab-
schiedeten Resolution (siehe Ka-
sten) forderten die rund 300 De-
legierten u.a. ein Sofortpro-
gramm, das den Kommunen
schnell zusätzliche Einnahmen
verschafft.

Aus dem Jahr 2003 sind aus

der Sicht der Städte viele Rech-
nungen offen geblieben. So wur-
den die Hoffnungen auf eine
wirksame Gemeindefinanzre-
form bitter enttäuscht. Der jetzt
gefundene Kompromiss bei der
Zusammenlegung der Arbeitslo-
sen- und Sozialhilfe (Hartz IV)
brachte laut Städtetagsvorsitzen-
dem Deimer nicht die erwartete
Entlastung um fünf Milliarden
Euro.

Zehn Milliarden Defizit

Auch das von der Union ein-
gebrachte Soforthilfeprogramm
zur Sanierung der Kommunalfi-
nanzen sei im Verhandlungsma-
rathon des Vermittlungsaus-
schusses auf der Strecke geblie-
ben. Unterm Strich werden die
Städte und Gemeinden bundes -
weit ein Defizit in Höhe von
über zehn Milliarden Euro zu be-
klagen haben.

An die Adresse von Minister-
präsident Edmund Stoiber, der
erstmals nach acht Jahren wieder
an einer Verbandstagung des
Bayerischen Städtetags teil-
nahm, gerichtet, meinte Deimer:
„Erst zieht man den Kommunen
die Hosen aus und verlangt dann

noch, dass wir den Gürtel enger
schnallen.“ Land und Bund müs-
sten endlich begreifen, „dass die
Kommunen am Ende sind“. Es
sei „eine Pflicht des Anstands“,
den Kommunen jenes Geld
zurückzugeben, das ihnen zu
Unrecht weggenommen worden
sei. Deimer bezog sich damit auf
einbehaltene Mittel aus der Ge-
werbesteuerumlage.

Soziale Infrastruktur
in Gefahr

Wenn die Staatsregierung die
Netto-Neuverschuldung bis 2006
tatsächlich auf null reduzieren
wolle, werde die gefährdete so-

Kommunaler Finanzausgleich 2005:

Konsens in schwieriger Zeit
Finanzminister Faltlhauser verhandelte mit den kommunalen Spitzenverbänden

„In einer für beide Seiten sehr schwierigen Situation haben
wir für den kommunalen Finanzausgleich 2005 einen trag-
fähigen Konsens erzielt“, erklärten übereinstimmend die Prä-
sidenten der kommunalen Spitzenverbände und Finanzmini-
ster Kurt Faltlhauser.

Am 30. Juli 2004 führte Fi-
nanzminister Faltlhauser mit den
Präsidenten der kommunalen
Spitzenverbände das traditionel-
le Spitzengespräch über den
kommunalen Finanzausgleich
2005. An dem Gespräch mit
Oberbürgermeister Josef Dei-
mer, Landrat Theo Zellner, Ers-
tem Bürgermeister Dr. Uwe
Brandl und Bezirkstagspräsident
Manfred Hölzlein nahmen auch

der Staatsminister des Innern Dr.
Günther Beckstein und der Vor-
sitzende des Haushaltsausschus-
ses im Bayerischen Landtag
Manfred Ach sowie Staatsse-
kretär Franz Meyer teil. 

Einigkeit

Über die Ausgestaltung des
kommunalen Finanzausgleichs
2005 konnte nach mehrstündi-

gen und schwierigen Verhand-
lungen Einigkeit erzielt werden.

Die wesentlichen 
Ergebnisse sind:

1. Schlüsselzuweisungen
Der Kommunalanteil am all-

gemeinen Steuerverbund wird
von 11,54 Prozent auf 11,60 Pro-
zent erhöht. Hierdurch und
durch den allgemeinen Anstieg
der Schlüsselmasse erhöhen sich
die Schlüsselzuweisungen in
2005 um 61,7 Mio. Euro auf
2.120,7 Mio. Euro. Das hilft den
Kommunen bei ihren Bemühun-
gen, ihre Verwaltungshaushalte
auszugleichen.
2. Abschaffung 
der Solidarumlage

Der Freistaat wird ab
01.01.2006 in drei Jahresschrit-
ten die von den Kommunen bis
2019 aufzubringende Solidar-
umlage übernehmen. Im Jahr
2006 werden 20 Prozent, 2007
50 Prozent und ab 2008 der volle
Betrag vom Freistaat geleistet. 

Die bayerischen Kommunen
werden auf diese Weise dauer-
haft bis zum Ende des Solidar-
pakts II im Jahr 2019 von einem
beachtlichen Teil der Lasten der
deutschen Einheit befreit. Damit

Seinen herzlichen Dank
sprach Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber Städtetagsprä-
sident Josef Deimer bei des-
sen letztem Verbandstag an
der Spitze der bayerischen
Städte aus. Deimer habe als
Vorsitzender im Städtetag die
Interessen der Kommunen
gebündelt und im oft sehr
kraftvollen Ringen um den
Ausgleich der Einzelinteres-
sen immer auch die Fähigkeit
zum Kompromiss für das
Ganze bewiesen. Stoiber:
„Drei Jahrzehnte Präsident
des Bayerischen Städtetags
und fast 35 Jahre Oberbür-
germeister von Landshut sind
eine überaus bemerkenswerte
Lebensleistung. Das zeugt
von einem sehr großen Ver-
trauen nicht nur der Bürgerin-
nen und Bürger, sondern
auch der Kolleginnen und
Kollegen des Städtetags.
Herzlichen Dank für den
jahrzehntelangen erfolgrei-
chen Einsatz für unser Ge-
meinwesen.“ DK

Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber zwischen OB Hans
Schaidinger und OB Josef Deimer im historischen Reichssaal
des Regensburger Alten Rathauses. Fo-
to: Natter

Stoiber dankt Deimer

ziale Infrastruktur gemeinnützi-
ger und ehrenamtlicher Organi-
sationen in den Städten und Ge-
meinden vollends ausbluten.

Parteiübergreifend, so Deimer,
seien nun Reformschritte zu pla-
nen, um nicht nur die Kommu-
nen, sondern alle öffentlichen
Haushalte so auszustatten, dass

wieder nachhaltige Arbeit im
Sinne der Bürger geleistet wer-
den könne.

Ministerpräsident Stoiber wies
die Kritik zurück und warb um
Verständnis für den umstrittenen
Sparkurs. Der Freistaat wolle ein
„fairer Partner“ für die Kommu-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Zum neuen Geschäfts -
führenden Vorstandsmit-
glied des Bayerischen Städ-
tetags wurde Reiner Knäusl
gewählt. Er tritt am 1. Fe-
bruar 2005 die Nachfolge
von Dr. Helmut Schwing-
hammer an, der Ende Januar
2005 in den Ruhestand tre-
ten wird.

Knäusl (57) trat nach der
2. juristischen Staatsprüfung
in die Dienste des Freistaa-
tes Bayern als Staatsanwalt
und Richter. 1977 verließ er
den Staatsdienst und wurde
selbstständiger Anwalt in
München. 1980 wechselte
er als Referent zum Bayeri-
schen Städtetag. Weitere
Stationen waren die Freie
und Hansestadt Hamburg,
die SPD-Fraktion im Bayer-
ischen Landtag und seit
1990 die Landeshauptstadt
München. Seit 1. März 2002
ist Reiner Knäusl Stellver-
treter des Kreisverwaltungs-
referenten in München und
leitet als Stadtdirektor dort
die Hauptabteilung Straßen-
verkehr. DK

Reiner Knäusl wird
neuer Geschäftsführer

verschiebt sich die Grenze zwi-
schen Freistaat Bayern und
Kommunen bei der Finanzie-
rung der deutschen Einheit
grundlegend zugunsten der
Kommunen. Die jährliche
Größenordnung der vollen Ent-
lastung beträgt voraussichtlich
mindestens 120 Mio. Euro. 
3. Leistungen an die Bezirke:

Die Leistungen an die Bezir-
ke, die bereits im Nachtrags-
haushalt 2004 in einem Kraftakt

(Fortsetzung auf Seite 2)
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Bürgermeister
Johann Schuttermeier

86554 Pöttmes
am 12.9.
Landrat

Dr. Hubert Faltermeier
93309 Kelheim

am 14.8.
Bürgermeister Herbert Hösl

92637 Theisseil
am 26.8.

Bürgermeister Klaus Lingel
86742 Fremdingen

am 27.8.
Bürgermeister Jürgen Schmitt

96166 Pettstadt
am 28.8.

Bürgermeister
Erwin Studtrucker

91097 Oberreichenbach
am 28.8.

Bürgermeister
Edmund Wirzberger

97843 Neuhütten
am 31.8.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Franz-Josef Lerzer
91171 Greding

am 2.8.
Bürgermeister Norbert Marold

94124 Büchlberg
am 3.9.

Bürgermeister
Johann Bernreuther

86700 Otting
am 9.9.

Bürgermeister Bernhard Ruß
97522 Sand

am 15.8.
Bürgermeister Josef Walz

89284 Pfaffenhofen
am 21.8.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Georg Rath

97633 Herbstadt
am 3.9.

Bürgermeister
Josef Kellermeier
85640 Putzbrunn

am 8.9.
Bürgermeister Andreas Meyer

85126 Münchsmünster
am 12.8.

Bürgermeister Peter Ditsch
86931 Prittriching

am 13.8.
Bürgermeister Jürgen Spahl

91126 Rednitzhembach
am 13.8.

Bürgermeister
Wolfgang Eckhardt

91438 Bad Windsheim
am 26.8.

Z U M  4 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Hans Kick

92696 Flossenbürg
am 13.8.

Bürgermeister Dr. Stefan Winter
87719 Mindelheim

am 13.8.

Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Fritz Körber

90571 Schwaig
am 1.9.

Bürgermeister Hermann Bauer
91801 Markt Berolzheim

am 8.9.
Bürgermeister Franz Holub

94149 Kößlarn
am 9.8.

Bürgermeister Josef Schneider
94372 Rattiszell

am 20.8.
Bürgermeister Peter Finger

83666 Waakirchen
am 27.8.

Bürgermeister Heribert Weber
91352 Hallerndorf

am 29.8.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeisterin Uta Lucht
82294 Oberschweinbach

am 12.8.
Landrat Erich-Josef Geßner

89231 Neu-Ulm
am 14.8.

Bürgermeister Helmut Ott
91275 Auerbach i.d. Opf.

am 17.8.
Bürgermeister Helmut Wimmer

84155 Bodenkirchen
am 20.8.

Bürgermeister Ludwig Renner
93195 Wolfsegg

am 21.8.
Bürgermeister

Herbert Kohlhepp
97797 Wartmannsroth

am 27.8.
Bürgermeisterin
Ingrid Bässler
82441 Ohlstadt

am 28.8.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister 

Herbert Kubicek
86491 Ebershausen

am 1.9.
Bürgermeister Hans Steindl

84489 Burghausen
am 2.9.

Bürgermeister Josef Schmid
93173 Wenzenbach

am 2.9.
Bürgermeister Adi Fürstberger

84267 Tann
am 4.9.

Bürgermeister
Ludwig Baumgartner

93476 Blaibach
am 6.9.

Bürgermeister
Johann Lotterschmid

86556 Kühbach
am 6.9.

Bürgermeister Hans Mayer
85137 Walting

am 9.8.
Bürgermeister Albert Lohner

86690 Mertingen
am 11.8.

Wir gratulieren

(Fortsetzung von Seite 1)
um 140 Mio. Euro auf 440 Mio.
Euro angehoben wurden, wer-
den um weitere 160 Mio. Euro
auf 600 Mio. Euro erhöht: 

Dies beinhaltet zum einen eine
Erhöhung des Sozialhilfeaus-
gleichs nach Art. 15 FAG auf
540 Mio. Euro. Desweiteren
werden die Bezirke in Höhe von
60 Mio. Euro durch Übernahme
der Kosten für die Kontingent-
flüchtlinge aus der ehemaligen
Sowjetunion durch den Freistaat
entlastet. 

Der Erhöhungsbetrag von 160
Mio. Euro wird wie folgt aufge-
bracht: 145,9 Mio. Euro aus
staatlichen Mitteln und 14,1
Mio. Euro durch Umschichtun-
gen der Kommunen innerhalb
des Finanzausgleichs. Alle Be-
teiligten sind sich einig, dass der
steile Kostenzuwachs bei der
überörtlichen Sozialhilfe durch
geeignete Kostendämpfungs-
maßnahmen abgeflacht werden
muss. Die Bezirke werden bis
Ende August 2004 einen Vor-
schlag für einen neuen dauerhaf-
ten Verteilungsschlüssel für den
Sozialhilfeausgleich vorlegen,
der deutliche Sparanreize ent-
hält.
4. Investitionen

Bei den Fördermitteln des

Freistaats Bayern für kommuna-
le Investitionen konnten Kürzun-
gen vermieden werden. 
5. Schülerbeförderung

Staat und Kommunen sehen
die Notwendigkeit die hohen
Kosten der Schülerbeförderung
durch geeignete Maßnahmen zu
senken. 
6. Verteilungskriterien für die
Bedarfszuweisungen

Die Verteilungskriterien für die
Bedarfszuweisungen als Not-
hilfe für die Kommunen werden
am Maßstab der Leistungsfähig-
keit der Kommunen überprüft. 

„Dieses Einigungspaket aus
strukturellen Zusagen wie der
Abschaffung der Solidarumlage
und direkter finanzieller Hilfen
bedeutet insgesamt eine wesent-
liche Verbesserung der Gesamt-
bilanz für die Kommunen. Die
gesamten Finanzausgleichslei-
stungen steigen damit auf über
5,6 Mrd. Euro. Damit ist der
Freistaat Bayern an die Grenzen
des Machbaren gegangen und
hat ein Signal der Kommunal-
freundlichkeit gesetzt“, betonte
Faltlhauser. Die Präsidenten der
Kommunalen Spitzenverbände
erkennen dies an und akzeptie-
ren trotz schwierigster kommu-
naler Haushaltssituation dieses
Ergebnis. ?

Stürmischer Ausklang 
im Bayerischen Landtag

Kultusministerin muss sich verteidigen / Verwaltungsreform bleibt Streitpunkt
Nach Änderungen des Erziehungs- und Unterrichtsgesetzes
zwecks Einführung des achtklassigen Gymnasiums sowie zahl-
reicher Gesetze zur Verwirklichung des Pakts für Kommunen
(GZ 14/22.7.04) hat der Bayerische Landtag seine Arbeit für ei-
ne Sommerpause bis Mitte September unterbrochen. Staatsre-
gierung und CSU sehen sich auf gutem Weg in die Zukunft. Die
Opposition lehnte die Gesetze ab und forderte den Rücktritt von
Ministerin Monika Hohlmeier. Zur Verwaltungsreform forder-
ten SPD und Grüne Beteiligung des Parlaments, die Grünen so-
gar einen eigenen Sonderausschuss. Landtagspräsident Alois
Glück sprach in seinem Schlusswort von einer tiefgreifenden Zä-
sur in der Parlamentsarbeit in einer Zeit des Umdenkens mit
Blick auf die Zukunft.

Zum G 8 räumte der CSU-
Schulexperte Siegfried Schnei-
der ein, es fehlten zur Umset-
zung insbesondere für die Inten-
sivierungsstunden zwecks An-
passung des Lehrstoffs an eine
Klasse weniger nach bisherigen
Feststellungen 100 bis 150 Leh-
rer. Bei rund 17.000 Gymnasial-
lehrern in Bayern sei das kein
großes Problem. Kultusministe-
rin Monika Hohlmeier versicher-

te, die Schwierigkeiten - insbe-
sondere in Latein und Mathema-
tik - würden überwunden, auch
wenn für die Gymnasien etwa
5.500 Kinder mehr angemeldet
wurden als erwartet. Sie verwies
darauf, dass für alle Schularten
fast 3.600 Lehrkräfte neu einge-
stellt würden. Den neuen Lehr-
kräften stehe ein Schülerzu-
wachs von 5,2% an den Real-
schulen, 2,1 % an den Gymnasi-

en sowie 16,8% bzw. 16,5% an
den Fach- und Berufsoberschu-
len gegenüber.

„Organisiertes Chaos“

Marianne Schieder (SPD), die
stellvertretende Vorsitzende des
Bildungsausschusses, prophezei-
te ein „organisiertes Chaos“.
Kinder würden zum Spielball ei-
ner fragwürdigen Politik ge-
macht. Die Grünen-Sprecherin
Margarete Bause befürchtete
Unterrichtsausfälle, da Fachleh-
rer wie für Latein und Mathema-
tik nicht durch solche für andere
Bereiche ersetzt werden könn-
ten. Die Opposition stellte den
fehlenden Kräften die 2.500 fer-
tig ausgebildeten Junglehrer ge-
genüber, die keine Anstellung
bekämen, dazu rund 1.000 mit
Zeit- und Aushilfsverträgen.

Probleme der Kommunen

Schieder verwies auch auf die
Probleme der Kommunen im
Zusammenhang mit der Ganz-
tagsbetreuung. Hier wolle der
Staat nur 40% der Personalkos-
ten übernehmen, so dass private
Träger und Kommunen die rest-
lichen 60% zu bezahlen hätten.
Sie seien angesichts ihrer Fi-
nanznöte dazu nicht in der Lage.
Die Dringlichkeitsanträge von
SPD und Grünen zum G 8 wur-
den von der CSU abgelehnt.

Die Opposition verband ihre
Kritik an der ihrer Meinung nach
sachlich gescheiterten Ministerin
mit den Ereignissen im CSU-Be-
zirk München, in dem Monika
Hohlmeier als Vorsitzende abtre-
ten musste, nachdem sie vor ein-
einhalb Jahren zum „Ausmisten
des Saustalls“ mit Vetternwirt-
schaft und dem bereits gericht-
lich geahndeten Kauf von Mit-
gliedern angetreten sei. 

Vertrauensvotum

Die Folgerung von SPD und
Grünen, Frau Hohlmeier sei
nicht nur als Bezirksvorsitzende
gescheitert sondern auch als Mi-
nisterin und müsse zurücktreten,
beantwortete CSU-Fraktionsvor-
sitzender Joachim Herrmann in
der Plenarsitzung mit einem Ver-
trauensvotum zu ihrer Politik und

Verwaltungsleistungen 
und Bürgerservice aus einer Hand 

Landrätepräsident Zellner: Hauptziel der Behördenreform
Der Präsident des Bayerischen Landkreis -
tags, Landrat Theo Zellner, Cham, appelliert
an die Bayerische Staatsregierung und an den
Bayerischen Landtag, den Grundsatz der ein-
heitlichen und bürgerfreundlichen Verwal-
tung auf der Unterstufe bei der Behördenre-
form zu berücksichtigen. 

Zellner: „Staatsminister Huber hat den Grund-
satz der einheitlichen Verwaltung auf der Unter-
stufe bei der Landkreisversammlung in Burg-
hausen unterstützt und präzisiert. Danach müs-
sen Landratsämter als zentrale Anlaufstellen für
Bürgerschaft und Wirtschaft gelten. Die prinzi-
pielle Zuständigkeit der Landratsämter für Ge-
nehmigungen ohne zeitaufwändige Beteiligung
von Fachbehörden muss gestärkt werden.“ 

Leider konnten bei dem bisher behandelten Pa-
ket 1 der Behördenreform (u. a. Versorgungsäm -
ter, Gewerbeaufsichtsämter) die vom Bayeri-
schen Landkreistag in weitgehender Überein-
stimmung mit der Staatskanzlei erarbeiteten Vor-
schläge zur Abrundung der Zuständigkeiten der
Landratsämter nicht umgesetzt werden. Dies gilt
insbesondere für die Übertragungen der Bewilli-
gung und Auszahlung des Erziehungsgeldes und
der Ausnahmegenehmigungen beim Arbeitsver-
bot an Sonn- und Feiertagen, die von Staatsmini-
ster Huber unterstützt wurden, aber letztlich am

Widerstand der CSU-Fraktion gescheitert sind. 
Zellner: „Eine Behördenreform, die diesen

Namen verdient, muss sich in erster Linie an den
Bedürfnissen der Bürger und unserer heimi-
schen Wirtschaft orientieren und darf sich nicht
auf eine Optimierung der Behördenstruktur bei
den Sonder- und Fachbehörden beschränken!“ 

Der Bayerische Landkreistag hat unter Betei-
ligung von vielen Landräten und Fachleuten aus
den Landratsämtern bisher vorurteilsfrei geprüft,
welche hoheitlichen und mit den Aufgaben der
Landratsämter zusammenhängenden Aufgaben
von Sonder- und Fachbehörden sich im Interesse
einer einheitlichen Verwaltung für Bürger und
Wirtschaft zur Übertragung auf die Landratsäm-
ter eignen. Hierbei geht es ausschließlich um die
Prüfung einer stärkeren Effizienz und Bürger-
freundlichkeit der Verwaltung. Stattdessen wird
daran gedacht, bestehende Aufgaben wie z.B.
Vertragsnaturschutz und Gartenfachberatung
von den Landratsämtern abzuziehen. 

Der Bayerische Landkreistag verlangt, dass
bei der Behandlung des Pakets 2 der Behörden-
reform (u.a. Straßenbau, Wasserwirtschaft,
Schulverwaltung, Landwirtschafts- und Forst-
verwaltung) die Grundsätze der Einheit und
Bürgerfreundlichkeit der Verwaltung berück-
sichtigt werden. ?

Für Kleinkläranlagen fließen
weiter Staatszuschüsse

Bis 2015 wird mit 630 Millionen Euro gerechnet
Vollbiologische Entsorgung nach der EU-Richtlinie

„Die Staatsregierung zieht sich nicht aus der Förderung von
Kleinkläranlagen zurück.“ Das wurde dem SPD-Landtagsab-
geordneten Florian Ritter, (SPD) jetzt auf schriftliche Anfrage
versichert. Für neue Förderprogramme ab 2005 wird mit ei-
nem Zuschussbedarf von etwa 330 Millionen Euro bis 2015 ge-
rechnet, dazu weitere ca. 300 Millionen Euro für bereits be-
gonnene Projekte, die im Vertrauen auf die staatliche Hilfe be-
reits begonnen wurden, nach den neuen Richtlinien aber nicht
mehr mit Zuschüssen rechnen könnten.

Die Ungewissheit in vielen
Kommunen über die Zukunft der
Kleinkläranlagen hat den Land-
tag wiederholt beschäftigt. Im
Einvernehmen mit Finanz- und
Innenministerium hat der feder-
führende Umweltminister Dr.
Werner Schnappauf die weitere
Förderung der Kleinkläranlagen
bestätigt und mitgeteilt, derzeit
laufe die Anhörung der Ministeri-
en zu den neuen Richtlinien für
Zuwendungen zu wasserwirt-
schaftlichen Vorhaben (RZWas
2005). Es können nur noch Vor-
haben der Ersterschließung geför-
dert werden. Für die zur Nachrü-
stung und Sanierung schon im
Bau stehenden Anlagen soll eine
Vertrauensschutzregelung ge-
schaffen werden. Die Kommunen
können sich also auf einen geneh-
migten, vorzeitigen Baubeginn
berufen. Aus den bisherigen För-
derprogrammen sind 2078 Vorha-
ben noch nicht abgeschlossen.

Welche neuen Maßnahmen
Fördermittel erhalten, ist noch
offen. Der Minister verwies auf
die noch nicht veröffentlichte
RZWas 2005. Auf jeden Fall
müsse es sich um wirtschaftliche
Vorhaben handeln. Dazu seien u.
a. die Kosten und die Entwick-
lung der zu entsorgenden Orts-
teile (Bau- und Gewerbegebiete)
abzuwägen. Die ordnungs-
gemäße Abwasserbeseitigung
sei zu gewährleisten. Die Staats-
regierung geht davon aus, dass
eine dezentrale Entsorgung
„überwiegend über vollbiologi-
sche Kleinkläranlagen“ erfolgt.
Nach einer Umfrage sind mitt-
lerweile fast 16 000 Kleinkläran-
lagen mit einer biologischen
Reinigungsstufe ausgestattet. Bis
2015 soll das Ziel der EU-Was-
serrahmenrichtlinie erreicht wer-
den, in ganz Bayern einen guten
Zustand der Gewässer zu ge-
währleisten. rm

Person. Die CSU-Fraktion spen-
dete demonstrativen Applaus.
SPD und Grüne legten einen ge-
meinsamen Fragenkatalog vor. 

Projekt 21

Zur Verwaltungsreform ver-
langte die SPD, die Staatsregie-
rung solle das Parlament endlich
am Projekt 21 beteiligen. Eine
Beteiligung im Sinne von „infor-
mieren“ sei „dem Parlament zu
wenig“, sagte Christa Naaß, die
stellvertretende Vorsitzende des
Ausschusses für den öffentlichen
Dienst. „Das Parlament ist nicht
allein die CSU.“ Die Grünen
wollen einen Sonderausschuss
für die Dauer der Legislaturpe-
riode. Margarete Bause befand,
eine Diskussion der Verwal-
tungsreform in den Fachaus-
schüssen reiche nicht. Dabei gin-
ge der Zusammenhang aller
Maßnahmen verloren.

Für die CSU entgegnete Peter
Welnhofer, stellvertretender Vor-
sitzender des Rechtsausschusses,
der von den Grünen verlangte
Querschnittsausschuss bedeute
Bürokratieaufbau statt -abbau.
Reformminister Erwin Huber
versicherte, das Parlament werde
über alles rechtzeitig informiert.

Der SPD-Antrag wurde von der
CSU sofort abgelehnt, über den
Sonderausschuss-Antrag der
Grünen muss im Herbst
zunächst im Rechtsausschuss
beraten werden.

Politische Kultur

Am Ende der bewegten bis
stürmischen letzten Landtagssit-
zung zog Präsident Alois Glück
eine erste Zwischenbilanz seit
der Wahl im September letzten
Jahres. Bei aller Schärfe der Aus-
einandersetzungen sei die politi-
sche Kultur im neuen Landtag
„insgesamt gut, jedenfalls weit
besser als der Politik heute allge-
mein zugeschrieben wird“. Poli-
tische Kultur bedeute die Qualität
der Diskussion, die Ernsthaftig-
keit im Ringen um die beste Lö-
sung und das Bemühen um Fai-
rness. Verändert haben sich laut
Glück die Themen. Alle seien
sich einig, „dass es nicht mehr
um das Mehr geht, sondern eher
um ein Weniger und um ein An-
deres.“ Bei allen Meinungsver-
schiedenheiten „sitzen wir dabei
in einem Boot; nicht zuletzt, weil

die einen hier und die anderen in
Berlin regieren“.

Das Sitzungsende bedeutete
auch den Abschied vom histori-
schen, 1949 bezogenen Plenar-
saal im Maximilianeum. Begon-
nen haben die Umbauarbeiten,
an deren Ende im Herbst 2005
ein vor allem technisch, aber
auch im Ambiente modernisier-
ter Raum stehen soll. Die Kosten
sind - nach Ausschreibung der
Arbeiten - auf 10 Millionen Euro
veranschlagt. Die Abgeordneten
konnten ihre ,;historischen“ rot-
ledern gepolsterten Sitzungsses-
sel für 75 Euro pro Stück sofort
abmontieren und mitnehmen
bzw. sich für 80 Euro frei Haus
schicken lassen. Die Mehrzahl
der bislang 204 Sessel fand ihre
Abnehmer; auch Glück kaufte
das Sitzmöbel, auf dem er über
15 Jahre als CSU-Fraktionsvor-
sitzender gesessen hat. Der Erlös
von 10.000 bis 15.000 Euro soll
einem Kinderhospiz im Allgäu
zugute kommen.

Bis zur Fertigstellung des neu-
en Plenarsaals wird das Plenum
unter beengten Verhältnissen im
ehemaligen Senatssaal tagen. rm

Konsens in schwieriger ...
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Sorgen sind eine unange-
nehme Begleiterscheinung
des menschlichen Lebens. 

Normalerweise sind sie
unvermeidlich, manchmal
sind sie „hausgemacht“ und
manchmal kommen sie von
außen. Die Sorgen, die im
Augenblick viele Menschen
in Deutschland haben, kom-
men von außen. Es sind alle
die Bürgerinnen und Bürger,
die aufgrund von „Hartz IV“ einen umfang-
reichen Fragebogen ausfüllen müssen und da-

bei nicht sicher sind, was am Ende für sie her-
auskommt.

Allerdings von einer Sorge sind sie alle be-
herrscht, dass nämlich ab Januar für die Be-
troffenen weniger Geld für den Lebensunter-
halt zur Verfügung steht. Diese Sorgen werden
auch in den Medien transportiert und den po-
litischen Mandatsträgern gegenüber, oft in
eindringlicher Form, geäußert.

In vielen Fällen mag dies auch begründet
sein. Tatsache ist allerdings auch, dass sich

die beteiligten Behörden, an
erster Stelle die Bundes-
agentur für Arbeit und die
kreisfreien Städte und Land-
kreise, bemühen, den Über-
gang in diese neue Situation
zu erleichtern. 

Etwas kurios wirkt in mei-
nen Augen allerdings die Be-
hauptung, dass durch „Hartz
IV“ die Eingliederung 
der Arbeitslosen verbessert 
und schneller wird. Wie soll
dies geschehen, wenn die
notwendigen Arbeitsplätze
nicht zur Verfügung stehen?

Man kann keinen Arbeitslosen auf einen Ar-
beitsplatz vermitteln, den es nicht gibt.

Deutschland leidet eben seit Jahren unter
einer wirtschaftlichen Stagnation, die den
schrecklichen Nebeneffekt hat, dass ständig
Arbeitsplätze exportiert werden.

Diese Arbeitsplätze wären dringend nötig,
um den von Sorgen geplagten Betroffenen von
„Hartz IV“ zu helfen. Eine Änderung dieser
Entwicklung ist allerdings nicht in Sicht.

KolumneGZ Luitpold Braun

Deutschland leidet unter
wirtschaftlicher Stagnation
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Bahn verkauft Bahnhöfe
Kommunen sollen in die Verwertung einbezogen werden

Die Deutsche Bahn ist mit rund 6000 Kilometer Schienen-
strang und knapp 1000 Bahnhöfen in Bayern eine nahezu
flächendeckende Erscheinung.  Mit den Immobilien, die häufig
in der Umgebung von Bahnhöfen liegen, hat die Bahn darüber
hinaus zahlreiche weitere Berührungspunkte zu kommunalen
Anliegen. 

Bei den Gebäuden an den Bahnhöfen handelt es sich mitunter
um Kleinode aus der Gründerzeit. Mit dem Ziel, den Bahnhof und
sein Umfeld attraktiver zu gestalten, trennt sich die Bahn nun von
einer Vielzahl nicht mehr betriebsnotwendiger Gebäude an den
Bahnhöfen. Bisher wurden 14 dieser Empfangsgebäude an Ge-
meinden verkauft, für weitere 50 wurde Kaufinteresse bekundet. 

Anfang Juli sind 146 Gebäude in den Besitz der First Rail Pro-
perty übergegangen, einer Immobiliengesellschaft, die den Auf-
trag hat, sich mit den jeweiligen Kommunen abzustimmen, die
Gebäude zum Kauf anzubieten bzw. sie einer Verwertung zuzu-
führen.

Die bei der Bahn frei werdenden Mittel, die künftig nicht mehr
in den Erhalt der Gebäude gesteckt werden müssen, sollen
zweckgebunden für die eigentliche Funktion der Bahnhöfe als
Verkehrsstation verwendet werden. 

Mit dem Ziel, die unterschiedlichen Interessen der jeweiligen
Partner dabei zusammen zu führen, steht die Bahn im regelmäßi-
gen Dialog mit Vertretern des Freistaats und des Bayerischen Ge-
meindetags. ?

Wirtschaftsstandort Innenstadt:

Erfolgsfaktoren für attraktive 
Innenstädte und Fußgängerzonen

Von Dipl.-Geograph Roland Wölfel, Geschäftsführer CIMA Stadtmarketing GmbH

Bummelt man durch deutsche Innenstädte stößt man fast im-
mer auf sie - die Fußgängerzone. Ein verkehrsberuhigter Be-
reich, der einlädt zu einem gemütlichen Einkaufsbummel oder
einem entspannten Aufenthalt in einem Straßencafé. Dass die-
ses innerstädtische Gebiet aber auch Gegenteiliges bewirken
kann, dass der Einzelhandel nach Einführung dieser Zone
über weniger Kunden, sinkende Umsätze und über den Weg-
fall von Parkplätzen klagt, ist auch keine Seltenheit. 

Allein in Bayern wird derzeit
in rund 15 Städten die Ein-
führung einer Fußgängerzone
diskutiert. Deren Einrichtung
kann zu einer Belebung und At-
traktivierung der Innenstadt bei-
tragen, oder das Entstehen eines
„Platzes des himmlischen Frie-
dens“ bzw. einer ergrauten „Mu-
seumsmeile“ bewirken. Dann
zieht der Handel ab, die Anzie-
hungskraft auf Bürger und Kun-
den geht zurück. Nicht selten
wird um die Fragen der richtigen
Dimensionierung, des optimalen
Branchenmixes, der erforderli-
chen Parkraumbewirtschaftung
und des notwendigen Parkplatz-
angebotes heftig gestritten. 

Aber ein Patentrezept existiert

? Wie kann die Funktionsfähig-
keit der Fußgängerzone verbes -
sert werden?

Erfolgsfaktoren

Von den 199 betrachteten
Klein- und Mittelstädten zwi-
schen 10.000 und 50.000 Ein-
wohnern haben 70 eine Fußgän-
gerzone. Damit verfügt jede drit-
te Klein- und Mittelstadt über ei-
ne Fußgängerzone. 58 Städte mit
Fußgängerzone davon haben sich
an der Untersuchung beteiligt.

Es wurde genau herausgear-
beitet in welchen Faktoren sich
die gut funktionierenden Fußgän-
gerzonen von den „Schlechten“
signifikant unterscheiden. Somit

kraft generieren wie Nutzung der
städtetouristischen Potenziale,
Events und die Etablierung von
Magnetbetrieben; also „flexible“
Faktoren, die im Gegensatz zu
dem ebenfalls wichigen Faktor
Stadtgröße und Zentralität i.d.R.
durchaus lokal beeinflusst wer-
den können. 

Klasse statt Masse

Wie zu erwarten eignet sich die
zentrale Geschäftslage am bes-
ten, um die vorhandenen Kun-
denströme zu erschließen. Von
Überdimensionierung jedoch
wird abgeraten. Eine Alternative
dazu wäre vorerst die Er-
schließung eines kleineren Are-
als. Klasse statt Masse!

Best-Practise - 
Dimensionierung 
und Einkaufszentralität

Marktheidenfeld: 
Mittelzentrum, 11.000 EW

Der Marktplatz stellt in Markt-
heidenfeld die Fußgängerzone
dar, die durch die angrenzenden
Seitengassen, die als verkehrsbe-
ruhigter Bereich ausgewiesen
sind, ergänzt wird. Begründet
durch den hohen Durchgangsver-
kehr, waren städtebauliche Ver-
änderungen in dem Mittelzen-
trum nötig. Dass die Fußgänger-
zone sich nur über den Markt-
platz erstreckt, hat sich für diese
Stadtgröße als gute Lösung er-
wiesen. 

Die Gestaltung der Fußgänger-
zone spielt eine wesentliche Rol-
le, da diese in hohem Maße die
Aufenthaltsqualität beeinflusst.
Auch für die Gestaltung gilt, die
individuelle örtliche Situation so-
wie räumliche und städtebauliche
Gegebenheiten beachten. Neben
Pflege und Instandhaltung der
Fußgängerzone sind auch fort-
während Modernisierungsmaß-
nahmen einzuleiten, die die At-
traktivität dieses Bereiches in ho-
hem Maße beeinflussen. Allein
die Tatsache dass weit über 80%
der Fußgängerzonen zehn Jahre
und älter sind weist hier auf steti-
gen Handlungsbedarf hin. 

Best-Practise
Gestaltungselemente

Karlstadt
Mittelzentrum, 15.300 EW

Verschiedenste Gestaltungs-
elemente stehen der Stadt zur
Verfügung, um die Attraktivität
der Fußgängerzone zu steigern.
Vielfach verwendet wurde in den
letzten Jahren Wasser - ob als
Brunnen oder als Wasserlauf.  

Ein weiteres Kriterium stellt
die Erreichbarkeit für Bürger und
Touristen dar. Sowohl mit dem
PKW, für den ausreichend Park-
raum zur Verfügung stehen soll-
te, als auch mit den öffentlichen
Verkehrsmitteln sollte das
Stadtzentrum gut zu erreichen
sein. Zahlreiche Parkgelegenhei-
ten, insbesondere Straßenpark-
plätze allein reichen nicht aus,
wenn die Parkzeitbeschränkung
sich auf 30 Minuten beläuft. Zu
wenig Zeit, um einem entspann-
ten Einkaufsbummel oder sonsti-
gen Erledigungen in der Fußgän-
gerzone nachzugehen. Damit die
vorhandenen Parkplätze besser
ausgelastet und benutzt werden,
sollte ein umfassendes Park-
raumkonzept erstellt werden, das
weit über die rein quantitative
Betrachtung der Stellplatzzahl
und Verortung hinaus geht und
Fragen wie Leitsysteme, Bewirt-
schaftung, Parkraummarketing
etc. mit einschließt.  

Zudem wirkt eine Fußgänger-
zone anziehend, wenn diese
durch Kommune und Handel in

dafür nicht, da jede Stadt unter-
schiedliche historische, städte-
bauliche und räumliche Voraus-
setzungen mitbringt. Trotzdem
gibt es bestimmte Standortfakto-
ren, die maßgeblich die Kunden-
akzeptanz von Fußgängerzonen
beeinflussen. 

CIMA-Studie

Die CIMA-Studie „Wirt-
schaftsstandort Innenstadt“, die
vom Landesverband des Bayeri-
schen Einzelhandels e. V. mit
Unterstützung des Bayerischen
Wirtschaftministeriums heraus-
gegeben wurde, versucht die
Thematik zu strukturieren. Die
Fragen lauten:
? Welche Erfolgsfaktoren haben
funktionierende Fußgängerzonen?
? Welche Fehler sind zu ver-
meiden?
? Wann ist die Einführung einer
Fußgängerzone zu empfehlen?

liegen erstmals Orientierungs-
werte vor, die eine objektive Dis-
kussion vor Ort erleichtern. 

„Flexible“ und „bedingte“, al-
so nur schwer oder unveränderli-
che Einflussgrößen können dies-
bezüglich grundsätzlich unter-
schieden werden. 
Von Handel und Kommune 
beeinflussbare Faktoren:
? Dimensionierung/Lage
? Gestaltung 
? Erreichbarkeit/Parken
? Aktionen und Events

Besonders stark unterscheiden
sich die als „gut“ von den als
„schlecht“ eingestuften Fußgän-
gerzonen in folgenden Faktoren:
? Verkaufsflächenverhältnis
Fußgängerzone sowie Innenstadt
zur „Grünen Wiese“
? Parkraumbewirtschaftung und
Angebot an Parkflächen im
200m Radius um die Fußgänger-
zone
? Faktoren die zusätzlich Kauf-

regelmäßigen Abständen mit Ak-
tionen und Events belebt wird.
Sowohl die Attraktivität als auch
die Besucherzahlen werden
durch solche Veranstaltungen ge-
steigert. Von der so gewonnenen
zusätzlichen Kaufkraft profitiert
die Fußgängerzone allemal. 
Festlegung von Entwicklungs-
richtlinien durch Handel und
Kommune:
? Verkaufsfläche
? Magnetbetriebe
? Touristische Attraktivität 
? Handelsbesatz
? Gastronomie

Eine anziehende Wirkung auf
die Bevölkerung hat die Fußgän-
gerzone nur dann, wenn der An-
teil der gesamten städtischen Ver-
kaufsfläche auch im Verhältnis
zu jenem auf der „Grünen Wie-
se“ ausreichend groß ist. So be-
fanden sich bei den „Besten“ im
Schnitt noch über 40% der ge-
samten Verkaufsflächen in der
klassischen Innenstadt. Auch ei-
ne kritische Größe der Verkaufs-
fläche darf nicht unterschritten
werden. Erreicht diese in der
Fußgängerzone lediglich die
Summe von 5.000 qm die zudem
in Form eines möglichst ge-
schlossenen Geschäftsbesatzes
vorhanden sein sollte, so muss
nach besonders günstigen Rah-
menbedingungen gesucht wer-
den, die diesen Risikofaktor aus-
gleichen. 

Die Präsenz eines Magnetbe-
triebes im städtischen Zentrum
stellt ein weiteres Kriterium für
den Erfolg einer Fußgängerzone
dar. Magnetbetriebe sind Unter-
nehmen, die von sich aus größe-
re Zahlen von Besuchern anzie-
hen. Von der Stadtgröße, viel-
mehr aber noch vom Einzugsge-
biet hängt ab, welche Unterneh-
mung als Frequenzbringer zu
werten ist. Die Besucherfrequenz
der Stadt wird auf diese Weise er-
höht, wovon auch die anderen
Betriebe profitieren. 

Best-Practise
Magnetbetriebe

Nördlingen: 
Mittelzentrum, 19.600 EW

Im schwäbischen Nördlingen
bilden das City-Kaufhaus Stein-
gass sowie die Markthalle die
Magnetbetriebe, die mit ihrem
vielfältigen Angebot Besucher in
die Stadt locken und das Funktio-
nieren der Fußgängerzone bewir-
ken. Ergänzt um 90 Minuten kos-
tenloses Parken, ÖPNV, touristi-
sche und städtebauliche Attrakti-
vität  findet der Besucher hier ei-
nen optimalen Aufenthaltsort vor.

Touristische Anziehungspunk-
te wirken sich entscheidend auf
die Besuchsfrequenz und damit
auch auf die Attraktivität der
Fußgängerzone aus. Der Aufwer-
tung und Vermarktung dieser Po-
tenziale kommt hierbei eine be-
sondere Bedeutung zu. Durch
diese touristischen Angebote
werden neben dem klassischen
Einzugsgebiet weitere Besucher
in die Innenstadt gelockt, inso-
fern sie von diesen Einrichtungen
und Attraktionen erfahren haben.

Der Handelsbesatz, wenn er
denn durch Branchenvielfalt und
den Einzelhandel geprägt ist,
wirkt sich positiv auf die Aufent-
haltsqualität in der Innenstadt
aus. Leerstände, aber auch Nach-
folgenutzungen wie Versiche-
rungsmakler, die weder durch
Schaufenstergestaltung noch be-
deutsame Frequenz die Attrakti-
vität der Fußgängerzone beein-
flussen, sind eher negativ zu be-
werten. 

Best-Practise
Handelsbesatz

Murnau
Mittelzentrum, 12.400 EW

In Murnau erstreckt sich die
geradlinige Fußgängerzone über
350 Meter und ist bestückt mit ei-
nem fast durchgehenden Einzel-
handelsbesatz, was die nachteili-
ge lineare Struktur kompensiert.
Positiv erscheinen weiterhin die
gastronomischen Einrichtungen.  

Neben dem Einzelhandelsan-
gebot wirkt sich auch die Vielfalt
und die Qualität gastronomischer
Einrichtungen bedeutsam auf die
Verweildauer in der städtischen
Fußgängerzone aus. Besonders
in den Sommermonaten lockern
Straßencafés die Atmosphäre
auf.
Von Handel und Kommune
kaum beeinflussbare Erfolgs-
faktoren:
? Einwohnerzahl/Zentralität
? Historische Innenstadt

Je mehr Einwohner eine Stadt
hat, desto mehr steigen die Chan-
cen auf eine gut funktionierende
Fußgängerzone. Nie aus den Au-
gen sollte dennoch die Zentra-
litätskennziffer gelassen werden.
Die Kennzahl, die sich aus Um-
satz und Einkommen ermitteln
lässt, sollte im positiven Falle die
1 deutlich überschreiten. Dann
würde der Einzelhandelsumsatz
nämlich auch durch Kaufkraftzu-
flüsse aus dem Einzugsgebiet ge-
bildet werden - mit durchschnitt-
lich 1,7 weißt die Positivgruppe
gegenüber der Negativgruppe ei-
nen um 0,4 besseren Wert auf. 

Fußgängerzonen in histori-
schen Innenstädten haben den
Vorteil, dass die Aufenthaltsqua-
lität nicht künstlich geschaffen
werden muss. Die „natürliche“
Atmosphäre kann aufrechterhal-
ten werden, indem das histori-
sche und harmonische Stadtbild
fortwährend gepflegt wird. Neue
Nutzungen und Gestaltungs-
aspekte sollten dennoch nicht
ausgeschlossen werden, da 
sie bei guter Inszenierung eine
unverwechselbare Atmosphäre
schaffen können.  

Best-Practise
Historische Innenstädte

Forchheim
Mittelzentrum, 30.700 EW 

Eine natürliche Aufenthalts-
qualität, die durch historische In-
nenstädte hervorgerufen wird,
lässt sich durch künstliche Ge-
staltungen kaum aufwiegen. Fle-
xibilität in der Nutzung des histo-
rischen Stadtraumes durch Aus-
stellungen in den Rathaushallen,
die Inszenierung des historischen
Rathauses als Adventskalender
oder Freilichtkino am Rathaus-
platz schaffen Atmosphäre und
ein positives Image. 
Nördlingen, Schwaben
Mittelzentrum, 19.600 EW

Die historische Innenstadt,
welche über ein ansprechendes
städtbauliches Ambiente verfügt,
wird durch ihre Stadtmauer von
den äußeren Stadtteilen deutlich
abgegrenzt. Nur über einen klei-
nen Bereich in der Innenstadt er-
streckt sich die Fußgängerzone,
die durch Einzelhandelsgeschäf-
te dominiert wird. Magnetbetrie-
be stellen das städtische Kauf-
haus und die Markthalle dar.
Durch fünf Hauptzufahrtsstraßen
ist das Stadtzentrum mit dem
PKW sowie mit dem ÖPNV sehr
gut zu erreichen. Auch einige
Großparkplätze und ein Besu-
cherleitsystem, welches neben
den Parkmöglichkeiten auch auf
die touristischen Attraktionen
ausschildert, laden zu einem län-
geren Verweilen in dem Mittel-
zentrum ein. 
Straubing, Niederbayern
Oberzentrum, 44.300 EW

Charakteristisch für die Strau-
binger Innenstadt sind das städte-
bauliche Gestaltungsniveau und
die gepflegten Fassaden sowie
einer der größten Stadtplätze
Bayerns. Neben dem täglichen
Frischemarkt hat die Stadt eine
gute Mischung aus kleinteiligem
Facheinzelhandel mit regionalen
Filialisten zu bieten. Einladend

(Fortsetzung auf Seite 6)
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nen bleiben. Er rief zu einer ge-
meinsamen Anstrengung von
Freistaat und Kommunen für
Nachhaltigkeit und Generatio-
nengerechtigkeit auf. Stoiber:
„Staat und Kommunen müssen
unser Gemeinwesen auch finan-
ziell wieder in Ordnung bringen.
Dazu gehört: Schluss mit der
Verschuldung! Wir dürfen nicht
auf Kosten der Zukunft leben
und müssen mit dem auskom-
men, was wir einnehmen.“

Plus bei der Gewerbesteuer

Die langfristig angelegte Poli-
tik für Wachstum und Arbeit in
Bayern zahle sich aus, betonte
der Ministerpräsident. So sei es
positiv, dass die Einnahmen der
bayerischen Gemeinden aus der
Gewerbesteuer im Vergleich
zum Vorjahr um 10,5 Prozent ge-
stiegen seien, „also deutlich
mehr als im Länderdurch-
schnitt“. Trotz rückläufiger
Steuereinnahmen des Freistaats
sei beim kommunalen Finanz-
ausgleich das Niveau gehalten
und die Höhe der Leistungen
nicht verändert worden. Der
Freistaat habe den Großteil der
Steuerausfälle bei den Kommu-
nen durch die Steuerreform aus-
geglichen. Dies habe kein ande-
res Land geleistet.

Der Forderung des Städtetages
nach einer Verschiebung der
Sparpläne erteilte Stoiber eine
deutliche Absage. „Unser Ziel
bleibt ein ausgeglichener Haus-
halt 2006“, sagte er. Schließlich
sei dies schon 1998 beschlossen
worden. Stoiber zufolge ent-
wickelt die Union derzeit eine

In wechselndes farbiges Licht getaucht war der Innenhof der altehrwürdigen Minoritenkirche beim Abendempfang der Stadt
Regensburg. Die Lichttechniker von iGuzzini hatten hervorragende Arbeit geleistet. Dazu passten die atemberaubenden Dar-
bietungen der Feuerkünstler, die die Gäste begeisterten. ?

Die Finanzen der Städte waren beherrschendes Thema bei der
Diskussion zwischen Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber und
dem Vorsitzenden des Bayerischen Städtetags, Josef Deimer.    ?

gemeinsame Position zum The-
ma Gewerbesteuer. Es gehe dar-
um den Kommunen einen vol-
len und gleichwertigen Ersatz zu
garantieren 

In einem Forum „Gemeindefi-
nanzreform - was nun?“ disku-
tierten die Vorsitzende des Fi-
nanzausschusses im Deutschen
Bundestag, Christine Scheel und
Finanzminister Prof. Dr. Kurt
Faltlhauser mit Oberbürgermeis-
ter Dr. Ulrich Maly aus Nürn-

keiten „noch nicht ausge-
schöpft“. Nicht nur auf Landes-
ebene habe das Konnexitätsprin-
zip zu gelten, auch auf Bundes-
ebene müsse es realisiert werden.
Faltlhauser plädierte für struktu-
relle Änderungen und mehr Soli-
darität zwischen den politischen
Ebenen. Ein weiterer Anstieg der
Verschuldung sei nicht verant-
wortbar, das Haushaltsproblem
dürfe nicht zu einem Demokra-
tieproblem ausufern. Würde
nicht  wenigstens Bayern als
„harter Verfechter eines klaren
Sparkurses“ auftreten, bestehe
die latente Gefahr, „dass bundes-
weit alles zusammenbricht“, pro-
gnostizierte der Minister.

Konnexität aus grüner Sicht

Die Grünen-Politikerin Chri-
stine Scheel verwies darauf, dass
sich die Fraktionen bis heute

chens zu stellen sei. Schließlich
werde dieser durch die Vorgabe
des Staates „gebacken“. Maly
schlug vor, das magische Datum
2006 „um drei bis vier Jahre“ zu
verschieben, um den Kommu-
nen bessere Gestaltungsmög-
lichkeiten einzuräumen. Er
sprach sich aktuell für die Sen-
kung der Gewerbesteuerumlage,
eine vernünftige Entflechtung
der Mittelzuweisung auf födera-
ler Ebene, der strikten Einhal-
tung des Konnexitätsprinzips so-
wie einer klaren planbaren Steu-
erstruktur mit der kommunalen
Betriebssteuer aus.

Auslegungssache

Rathauschef Josef Niedermai-
er empfahl schließlich, einen
Blick über die Grenze nach

Resolution: 

Bayern braucht starke Städte 
Die Vollversammlung des Bayerischen Städtetags hat ein-
stimmig eine Resolution verabschiedet. Sie fordert:
? die Gewerbesteuer nach dem Modell der kommunalen Spit-
zenverbände zu einer kommunalen Betriebssteuer fortzuent-
wickeln, 
? ein Sofortprogramm aufzulegen,  das  den  Kommunen
schnell  zusätzliche Einnahmen verschafft,
? das Konnexitätsprinzip auf Bundesebene einzuführen, 
? die Sozial- und Jugendhilfe der Leistungsfähigkeit der Kom-
munen anzupassen und die Kostenaufteilung zwischen Bund,
Ländern und Kommunen neu zu regeln, 
? das Ziel, die Netto-Neuverschuldung des  Freistaats auf Null
zu  reduzieren, nicht auf Kosten der Kommunen zu realisieren,
? das Volumen des kommunalen Finanzausgleichs deutlich zu
erhöhen, in dem vor allem die kommunalen Anteile am staatli-
chen Steueraufkommen aufgestockt werden, 
? den Kommunen, die keinen genehmigten Haushalt haben, ei-
nen größeren Spielraum bei der Kreditaufnahme und bei der Er-
füllung von „freiwilligen Pflichtaufgaben“ einzuräumen. 

Die Delegierten des Bayerischen Städtetags 2004 appellieren
an Bund und Länder, bei der Beratung dieser Forderungen par-
teitaktische Überlegungen zu Gunsten der Städte und Gemein-
den und ihrer Bürgerinnen und Bürger zurückzustellen.         DK

Nach der Reform ...

nicht hätten darüber einigen kön-
nen, inwieweit man für die
Kommunen ein stetiges Einkom-
men sichert. So lange es kein
besseres Finanzmodell gebe,
müsse man das bestehende stär-
ken. Scheel bezeichnete es als
„verdammte Pflicht“, einen Aus-
gleich für die Kommunen zu
schaffen. Ihr Verständnis von
Konnexität schilderte Scheel wie
folgt: „Das Geld für die Kom-
munen geben wir an die Länder
und diese müssen es weiterlei-
ten.“ Warum also sollte man das
Konnexitätsprinzip auf Bundes-
ebene einführen?

Gemeindefinanzsystem
weiterentwickeln

Oberbürgermeister Hans
Schaidinger warf Christine
Scheel vor, dieses Thema allzu
sehr zu bagatellisieren. Es gelte,
an der strukturellen Reform des
Gemeindefinanzsystems weiter-
zuarbeiten. Bayern stehe beim
kommunalen Finanzausgleich
gut da, was nicht heiße, dass Ver-
besserungen nicht möglich seien.
Besonders problematisch sei der
Sozialhilfeausgleich der Bezirke.

Amtskollege Dr. Ulrich Maly
gab zu bedenken, dass bevor
man sich auf reine Verteilungs-
kämpfe einlässt, doch wohl die
Frage nach der (gottgegebenen?)
Größe des zu verteilenden Ku-

berg, Erstem Bürgermeister Jo-
sef Niedermaier aus Bad Tölz
und dem Regensburger Oberbür-
germeister Hans Schaidinger die
Gretchenfrage, wie es mit der
Reform der Gemeindefinanzen
weitergehen soll. 

Laut Finanzminister Faltlhau-
ser haben zumindest die Großen
Städte ihre Gestaltungsmöglich-

GZ-Interview mit iGuzzini-Chef Peter Abitzsch:

Treffen unter farbigem Licht
Mit einem „Wechselbad“ aus farbigem Licht überraschten die
Regensburger Gastgeber die Besucher des Bayerischen Städte-
tags beim Festabend im Innenhof des Historischen Museums.
Gesponsert war die technische Meisterleistung durch den
Leuchtenhersteller iGuzzini illuminazione - auf Anregung der
Bayerischen Gemeindezeitung. Nach Einbruch der Dunkelheit
erstrahlten Fassaden und Baumgruppen, Brunnen, Büsche und
architektonische Elemente der alterwürdigen Minoritenkirche.
Wir wollten mehr über diese einmalige Aktion erfahren und
sprachen mit dem langjährigen Deutschland-Chef von iGuzzini,
Dipl.-Ing. Peter Abitzsch, in seiner Münchner Firmenzentrale.

GZ: Herr Abitzsch, die Be-
leuchtung des Innenhofes hat
viele der anwesenden Gäste in
Staunen versetzt. Wie sind Sie
auf Regensburg gekommen?

Abitzsch: Das Sponsern von
besonderen Veranstaltungen wie
diese in Regensburg ist Teil un-
serer weltweiten Marketing-
Strategie. Wir gehen auf potenti-
elle Kunden zu und demonstrie-
ren, welche technischen und
emotionalen Leistungen sich
heutzutage mit professionellem
Licht verbinden. Natürlich nicht
ganz ohne Hintergedanken.

GZ: Wenn Sie sagen ‘welt-
weit’, in wie vielen Ländern ist
Ihr Unternehmen vertreten?

Abitzsch: In nahezu allen
Ländern. Von A wie den Arabi-
schen Emiraten bis Z wie Zy-
pern. In Europa, den Vereinigten
Staaten, Japan, Australien und
Asien. iGuzzini ist einer der
größten Leuchtenhersteller der
Welt und gilt in der Branche -
und ich denke zu Recht, auch
wenn ich das eigentlich nicht sa-
gen dürfte - als lichttechnisch
führend und wegweisend. 

GZ: Gibt es besondere
Schwerpunkte, auf die Sie sich
als Hersteller von Beleuch-
tungssystemen konzentrieren?

Abitzsch: Gibt es, ja, natür-
lich. Wir orientieren uns an der
Architektur. Deshalb konzentrie-
ren wir uns stark auf die Be-
leuchtung zumeist öffentlicher
Gebäude- und Flächenkomplexe.
Also alte Klöster, Paläste, Kir-
chen, Museen, Schlösser mit
ihren besonderen architektoni-
schen und stilistischen Ausprä-
gungen. Dazu Parkanlagen, We -
ge, Gassen, Strassen, Plätze und
Gärten. Dabei galt es immer,

nicht nur die funktionale Kompo-
nente zu erfüllen, sondern auch
Lichtlösungen anzubieten, die
besonders ausgefallene Stilele-
mente der jeweiligen Architektur
betonen oder sogar dramatisie-
ren. Und zwar unabhängig da-
von, ob es sich um Beleuchtungs-
lösungen für den Außen- oder In-
nenbereich handelt.

GZ: Sie sagten, Ihr Unter-
nehmen gilt als lichttechnisch
führend. Können Sie dafür ein-
mal einige Beispiele nennen?

Abitzsch: Kann ich. Nehmen
Sie das Thema Lichtsmog, also
jener Teil zumeist öffentlicher
Beleuchtungsanlagen, die nach
wie vor zuviel Licht in den Him-
mel, also dahin, wo es nicht hin-
gehört, abgeben. Wir haben ge-
rade auf der letzten großen
Lichtmesse in Frankfurt ein neu-
es Beleuchtungssystem für den
Außenbereich, vornehmlich für
Strassen und Plätze, vorgestellt,
das bei ordnungsgemäßer Instal-
lation einen Lichtsmog von Null
Prozent erzeugt. Oder nehmen
Sie unser SIVRA-System für den
Bürobereich. Ein biodynami-
sches Lichtsystem, dass nach-
weislich erheblichen Einfluss auf
das Wohlbefinden am Arbeits-
platz hat. Die Menschen fühlen
sich einfach besser, der Kran-
kenstand sinkt, die Leistungs-
fähigkeit wird gesteigert.

GZ: Licht als Instrument
der Personalpolitik?

Abitzsch (lacht): Wenn Sie es
so nennen wollen - ja. Richtiges
Licht kann ganz entscheidend
dazu beitragen, ob sie sich in ih-
rer Umgebung wohl fühlen oder
nicht. Oder ob sie sich ‘empfan-
gen’ fühlen oder nicht. Denken
Sie zum Beispiel gerade in die-

sem Zusammenhang an den
Lichtempfang in Regensburg. Sie
haben die Wirkung ja selbst er-
lebt. Oder etwa an die neue
Daimler-Chrysler Niederlas-
sung in München, in der wir
Licht sowohl als funktionales,
soziales und in gewisser Weise
auch als städtisch wirksames
Element eingesetzt haben.“

GZ: Stimmt. Das beleuchte-
te DaimlerChrysler-Gebäude
an der Donnersberger Brücke
ist schon so eine Art städtische
Landmarke geworden. Licht
also auch ein Instrument des
Stadt-Marketings?

Abitzsch: Gewiss. Städte und
Gemeinden müssen gerade heu-
te mehr denn je unternehmen,
um als Standort zum Leben und
Arbeiten attraktiv zu sein. Die
richtige Beleuchtung kann nicht
alles liefern, aber sie kann vieles
dazu beitragen. Und es gibt zu-
nehmend mehr Städte, die dieses
Instrument gezielt einsetzen. Zu-
verlässige, variable, wartungs-
arme und zugleich ästhetisch an-
sprechende Beleuchtungslösun-
gen für beispielsweise Strassen
und öffentliche Plätze, aber auch
für Parkanlagen, Bahnhöfe,
Uferpromenaden und Straßen-
bahnhaltestellen. Mit der Stadt
Augsburg haben wir hier erst
kürzlich ein sehr schönes Projekt
realisiert; auch die Deutsche
Bahn gehört zu unseren Kunden.

GZ: Zeichnet sich in diesem
Bereich, also dem der öffentli-
chen Beleuchtung, eigentlich
ein bestimmter Trend ab?

Abitzsch: Von einem echten
Trend würde ich vielleicht noch
nicht sprechen. Das wäre ver-
früht. Aber es ist nicht von der
Hand zu weisen, dass gerade der
kreativen Fassadenbeleuchtung
zunehmend mehr Aufmerksam-
keit geschenkt wird. Denn hier
lässt sich insbesondere mit farbi-
gem und akzentuierendem Licht
ein emotionaler Mehrwert schaf-
fen, der Empfindungen und
Wahrnehmungen gegenüber
städtischer Architektur sehr po-
sitiv beeinflussen kann. Bei ei-
gentlich geringem Aufwand.    ?

Österreich zu werfen, wo es
heiße: „Die Härte des Gesetzes
ist Auslegungssache.“ Klar sei,
dass Standards abgebaut werden
müssten. Wenn der finanzielle
Rahmen stimme, seien er
und seine Kollegen auch bereit,
Aufgaben der Daseinsvorsorge
wahrzunehmen. 

Genehmigungsfähige
Haushalte aufstellen

In einem weiteren Forum
„Städte ohne Haushalt - Folgen
für die Bürger“ stellten Vertreter
gesellschaftlicher Gruppen wie
die Vorsitzende der Landesar-
beitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege, Christa Prin-
zessin von Thurn und Taxis, der
Präsident des Landessportver-
bandes, Günther Lommer, Mar-

tina Kobriger, Präsidentin des
Bayerischen Jugendrings, Ber-
nadette Dechant, stellvertretende
Vorsitzende des Bayerischen El-
ternverbandes und Karl-Heinz
Eisfeld, Erster Vorsitzender des
Bayerischen Volkshochschulver-
bandes, zum Teil sehr drastisch
dar, wie sich die kommunale Fi-
nanzkrise auf ihre Organisatio-
nen auswirkt. Anschließend
stellte sich Innenminister Dr.
Günther Beckstein den Fragen
der Kommunalpolitiker. An die
Adresse einiger Rathauschefs
gerichtet, bemerkte  Beckstein,
es müssten alle Anstrengungen
unternommen werden, um einen
Haushalt genehmigungsfähig
aufzustellen, „sonst ist es ein Ei-
ertanz“. Ein Lavieren mit Kas-
senkrediten hätte verheerende
Folgen. DK
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Jahrestagung Städtebauförderung in Haßfurt:

„Stadt Wohn Kultur“ bietet
einzigartige Qualität

Strukturelles Umdenken als Maxime
Mit dem Leitthema „Stadtwohnkultur“ widmete sich die dies -
jährige Jahrestagung Städtebauförderung der Regierung von
Unterfranken der ursprünglichsten Nutzung von Bauten - dem
Wohnen. Anhand konkreter Beispiele wurde in Haßfurt darge-
stellt, dass das Wohnen im Stadt- oder Ortskern gegenüber an-
deren Standorten eine einzigartige Qualität hat, die durch die
enge Verflechtung mit anderen Nutzungen und durch bauliche
Dichte geprägt ist. Durch vielfältige Maßnahmen können Anrei-
ze zum Verbleib im gewachsenen Ortskern oder gar zum Zuzug
geschaffen werden. Unterlegt wurden diese Ziele durch ver-
schiedene Beispiele und Erfahrungsberichte aus Unterfranken.

Regierungspräsident Dr. Paul
Beinhofer zufolge hat sich die
Städtebauförderung als beson-
ders erfolgreiches Instrument zur
Bewahrung der Attraktivität der
Stadt- und Ortskerne sehr be-
währt. Die schwieriger geworde-
ne Haushaltslage habe dazu ge-
führt, dass die Finanzmöglich-
keiten der öffentlichen Hand in
allen Bereichen zurückgenom-
men werden müssen: „Umso
mehr müssen wir alle bemüht
sein, die Mittel so gewinnbrin-
gend wie möglich einzusetzen.“

Private Maßnahmen

Dies gelinge besonders bei
der Förderung privater Maßnah-
men, da hier mit relativ gerin-
gem öffentlichen Aufwand und
der zum größten Teil privaten
Finanzierung insgesamt erhebli-
che Summen aktiviert würden.
Die Förderung privater Maß-
nahmen komme in besonderem
Maße örtlichen Betrieben zu-
gute, die wiederum in der för-
dernden Stadt oder Gemeinde
Steuern zahlten und Arbeitsplät-

ze erhielten, erklärte Beinhofer.
Der Ausspruch eines Bürger-

meisters „Ich muss immer öfters
im Ortskern gratulieren“ bringe
einen Teil der anstehenden Pro-
blematik kurz und bündig zum
Ausdruck, fuhr Beinhofer fort.
Die Ortskerne überalterten zu-
nehmend. Dieses liege zum ei-
nen an der demographischen
Entwicklung, aber auch daran,
dass junge Familien in Neubau-
gebiete abwanderten. Städte und
Gemeinden hätten durch großzü-
gige Ausweisung von Neubau-
gebieten „oft selbst dazu beige-
tragen und tun es leider noch“.
Manchmal falle es schwer, zu
begreifen, „warum ein Ort, der
mit Hilfe der Städtebauförde-
rung auf der einen Seite ver-
sucht, seinen Altort wieder at-
traktiv zu machen und Leerstän-
de zu revitalisieren, gleichzeitig
Neubaugebiete weit über den
örtlichen Bedarf hinaus aus-
weist“, so Beinhofer. Bei ent-
sprechender Nachfrage sei im-
mer wieder zu hören, dass man
ohne Ausweisung neuer Bauge-
biete befürchten müsse, dass

Bauwillige in die Nachbarge-
meinde abwanderten. Da in ab-
sehbarer Zeit nicht mit einem
Bevölkerungszuwachs zu rech-
nen sei, entstehe so ein ruinöser
Wettbewerb innerhalb und zwi-

Dr. Paul Beinhofer. ?

Vielerorts müsse nämlich im
Ortskern erst die Voraussetzung
geschaffen und darum geworben
werden, sich im Bestand einzu-
richten. Gegenüber der soge-
nannten grünen Wiese wiesen
die Stadt- und Ortskerne auf-
grund enger Verflechtungen mit
anderen Nutzungen eine beson-
dere Wohnqualität auf. Die Stadt
der kurzen Wege sei ein Syno-
nym für die europäische Stadt.
Der Erhalt dieser verschiedenen
Nutzungen, aber auch die Lö-
sung von Nutzungskonflikten
seien zentrales Thema der Stadt-
erneuerung.

ge Bedürfnisse angepasst wer-
den. Hierzu zählten die Verbes -
serung der Belüftungs- und Be-
lichtungsverhältnisse, der Bau-
physik, Grundrissanpassungen
und die Schaffung privater Frei-
flächen.

Identität schaffen

Beinhofer: „Umbau, aber auch
Neubau im Bestand, stellen ein
oftmals schwieriges Unterfan-
gen dar. Sie können aber, bei ent-
sprechender Vorstellungskraft
und Phantasie, auch zu einer Lei-
denschaft werden, wie wir bei
vielen Bauherren beobachten.
Ein ganz intensives Interesse am
Haus, am Ort, an der Stadt und
dem Gemeinwesen ist oft das Er-
gebnis. Wer sich so intensiv ein-
lässt und mithilft, die Rahmen-
bedingungen und Attraktivität
der Stadt oder Gemeinde zu ver-
bessern, schafft damit eine tiefe
Identität mit dem Ort, an dem er
lebt. Neubaugebiete sind aus-
tauschbar, Altorte nicht.“

Vorträge

Ein gutes halbes Dutzend Vor-
träge komplettierte die Tagung
in Hassfurt. Cornelia Petermann
aus Großostheim referierte bei-
spielsweise über die Wohnqua-
lität im alten Ortskern, Iphofens
Erster Bürgermeister Josef
Mend über Möglichkeiten zur
erfolgreichen Unterstützung pri-
vater Bauherren. Johann Lech-
ner von der Regierung von Un-
terfranken stellte Fördermaß-
nahmen zur Stärkung der Wohn-
nutzung in Sanierungsgebieten
vor, Gerhard Heuser, Freie Pla-
nungsgruppe 7, Rahmenbedin-
gungen für private Investoren,
während Anne Zeisner aus Bad
Neustadt über ihre Erfahrungen
bei der Modernisierung eines
Wohnhauses berichtete. 

Die Attraktivität der Orts- und
Stadtkerne für die Wohnbevölke-
rung wieder herzustellen, bein-
halte u.a. auch die Schaffung öf-
fentlicher Grünflächen, von
Spielplätzen, die Lösung von
Verkehrsproblemen, die Stär-
kung des verbliebenen Einzel-
handels, das Schaffen von Kul-
turräumen und Einrichtungen für
alle Altersgruppen, betonte Bein-
hofer. Daneben müsse auch der
vorhandene Wohnraum an heuti-

Den Abschluss der Veranstal-
tung bildete schließlich eine
Führung durch die Altstadt von
Haßfurt. Die Stadt Haßfurt wurde
auch deshalb als Tagungsort ge-
wählt, weil dort seit Beginn der
Stadtsanierung im Jahr 1974
mehr als 60 Einzelmaßnahmen
durchgeführt wurden, wie Bür-
germeister Rudi Eck betonte. DK

Bayerischer Gemeindetag:

Reformierung
der HOAI

Die Honorarordnung für
Architekten und Ingenieure
(HOAI) sollte nach Ansicht
des Bayerischen Gemeinde-
tags umgehend reformiert
werden. Gemeindetagspräsi-
dent Dr. Uwe Brandl: „Eine
Regelung, die die Honorare
an die Baukosten koppelt, ist
nicht länger tragbar. Den Ge-
meinden und Städten die Ein-
haltung verbindlicher Ho-
norare vorzuschreiben, ist an-
tiquiert und investitionsfeind-
lich“, so Brandl. „Andere
EU-Länder kommen sehr gut
ohne verbindliches Preisrecht
aus. Dies führt weder zum
Ruin der Architektenschaft
noch zu einer Verminderung
der Qualität.“ Eine neue Ho-
norarordnung müsse den
Aspekt der Kostenersparung
effektiver berücksichtigen.
Wenn die HOAI auf die
Flächen-, Objekt- und Fach-
planung sowie auf geistig-
schöpferische Leistungen be-
schränkt wird, werde dies ih-
re Handhabbarkeit für die
Praxis wesentlich erleichtern.

Mit der Festschreibung von
Obergrenzen für Honorare
war ursprünglich eine Sen-
kung der Baukosten ange-
strebt. ?

schen den Städten und Gemein-
den: „Hier ist strukturelles Um-
denken gefragt!“

Enge Verflechtung

Das Rezept, nur durch Ver-
knappung von Bauland Bürge-
rinnen und Bürger zu zwingen,
sich eine leer stehende Liegen-
schaft im Stadt- oder Ortskern zu
kaufen, wäre freilich zu einfach,
betonte der Regierungspräsident.
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(Fortsetzung von Seite 3)
wirkt weiterhin die anspre-

chende Gestaltung der Fußgän-
gerzone, die, was eher negativ zu
bewerten ist, keine großflächige,
sondern auf Teilfläche reduzierte
Fußgängerzone ist. Im Vergleich
zu anderen Städten ist Straubing
sowohl durch PKW und ÖPNV
als auch für Fahrradfahrer gut er-
reichbar. Auch die kundenorien-
tierten Parkangebote steigern die
Attraktivität der Fußgängerzone.
Kitzingen, Unterfranken
Mittelzentrum, 21.400 EW

Kurze Wege prägen die Kitzin-
ger Innenstadt, was wiederum
auf eine sehr gute Erreichbarkeit
mit dem PKW schließen lässt.
Abgerundet wird dies durch die
ausreichenden Parkmöglichkei-
ten, die aus einem Parkhaus, ei-
ner Tiefgarage und zahlreichen
Parkplätzen auf der Straße beste-
hen. Auch mit dem ÖPNV ist die
Fußgängerzone gut zu erreichen.
Historisch gesehen hebt sich Kit-
zingen durch seine klimatisch be-
günstigte Lage und daraus fol-
gend als traditionelle Weinstadt
ab. Die Attraktivität der Innen-
stadt wurde außerdem gesteigert
durch die zeitgemäße Gestaltung
- begrünte Fassaden sowie mobi-
le Pflanzenkübel. 

Ausblick

Betrachten wir die ausgemach-
ten Veränderungen nach Ein-
führung der Fußgängerzone, 
so finden hier offensichtlich 
Gesundheit und Körperpflege,
Bekleidung sowie Buch- und
Schreibwarenhandel bessere
Rahmenbedingungen vor. Dass
Baumarktartikel in den Fußgän-
gerzonen nicht ihren optimalen
Standort haben, ist wenig ver-
wunderlich. Dagegen erfordert

der sehr starke Rückgang von
Lebensmittelangeboten in den
Stadtzentren neue Konzepte der
Nahversorgung um den sehr jun-
gen Trend des innerstädtischen
Wohnens durch Schaffung neuer
Nahversorgungsstrukturen auch
nachhaltig zu unterstützen. Hier
bietet sich die Chance vom rei-
nen Handelsplatz zu „echter Ur-
banität“ mit einem bunten Mix
aus Handel, Gastronomie,
Dienstleistung, Wohnen, Touris-
mus und Kultur zurückzufinden. 

Zusammenfassend bestätigt
die Untersuchung die Notwen-
digkeit einer Integrierten Be-
trachtung der Innenstadtattrakti-
vität. Nur durch eine optimale
Entwicklung der städtebaulichen
Qualität gepaart mit den Fakto-
ren der Erreichbarkeit, des Ein-
zelhandelsbesatzes, der marktsei-
tigen Rahmenbedingungen so-
wie den touristischen bzw. sons-
tigen themenzentrierten Inszenie-
rungen und der Wohnsituation
entstehen starke Innenstädte. Die
Bedeutung des Handels hat sich
in allen Betrachtungen immer
wieder als zentraler Attrakti-
vitätsfaktor herausgestellt, muss
jedoch um weitere „Urbanitäts-
faktoren“ ergänzt werden damit
die Innenstadt  auch in Zukunft
gegenüber den neuen Kunstwel-
ten bestehen kann. 

Informationen

Die ausführlichen Ergebnisse
stehen im Internet unter www.
lbe.de, www.stmwivt.bayern.de
oder unter www.cima.de. 
Unser Autor: Dipl.-Geograph
Roland Wölfel, Geschäftsführer
CIMA Stadtmarketing GmbH,
Brienner Straße 45 80333 Mün-
chen Tel. 089-55118154 Fax.
089-5420607, Woelfel@cima.de.

Best-Practice-Beispiel Stuttgart:

Zusammenlegung von 
Klinikstandorten

Sicherung des Versorgungsauftrages - Akzeptanz in der Bevölkerung 
Die Landeshauptstadt Stuttgart ist Trägerin mehrerer akut sta-
tionärer Krankenhäuser der Maximalversorgung mit zur Zeit
rd. 2.500 Planbetten. Die fünf Standorte mit unterschiedlichen
medizinischen Schwerpunkten ergeben redundante Vorhalte-
kosten und innerbetriebliche Leistungen, die bei einer Zusam-
menfassung von Krankenhausstandorten entfallen bzw. in er-
heblichem Umfang reduziert werden könnten. Die Entschei-
dungsträger stehen vor einer strategischen Weichenstellung zur
Sicherung der Gesundheitsversorgung.

Die vorliegende Zusammen-
fassung einer Machbarkeitsstu-
die zur Standortauswahl und be-
triebsorganisatorischen Reorga-
nisation mehrerer Krankenhaus-
standorte am Beispiel der Kran-
kenhäuser der Landeshauptstadt
Stuttgart zeigt, dass mit Hilfe ei-
ner strukturierten Vorgehenswei-
se komplexe Fragestellungen zur
Zukunftssicherung von Kran-
kenhäusern insbesondere im
Hinblick auf die Qualität medizi-
nischer Leistungserbringung bei
planerischer und betriebswirt-
schaftlicher Optimierung beant-
wortet werden können.

Aufgabenstellung

Die Aufgabenstellung der
Stadt Stuttgart wurde in einem
umfangreichen Pflichtenheft mit
der Beschreibung aller Maßstab
setzenden und zukunftsweisen-
den Vorgaben dokumentiert. Der
Aufgabeninhalt zeichnet sich da-
durch in einer einzigartigen
Klarheit aus. Die wesentlichen
Inhalte sind:
? Reduktion der Betriebsstellen
auf zwei Standorte (Neubau und
Krankenhaus in Bad Cannstatt),
oder 
? Konzentration auf die Stand-
orte Bürgerhospital, Katharinen-
hospital und Krankenhaus in
Bad Cannstatt mit unterschiedli-
chen Varianten der Schwer-

punktbildung (insgesamt drei
Standorte).

Sicherstellung der Qualität

Damit einher geht eine nach-
haltige Reduktion der Planbet-
ten. Wesentlicher Aspekt des An-
forderungsprofils an die Mach-
barkeitsstudie ist die Sicherstel-
lung der Krankenversorgung
und der Qualität der medizini-
schen Leistung für die Bevölke-
rung, der Wettbewerbsfähigkeit
der Kliniken und der Zukunftssi-
cherheit der Investitionen. Dabei
sind Belange der Förderfähigkeit
zu berücksichtigen und Aussa-
gen zu den Betriebsfolgekosten
zu treffen. In einer Bearbeitungs-
zeit von rd. drei Monaten war so-
mit eine qualifizierende Ent-
scheidungsgrundlage für die
Wissens- und Entscheidungsträ-
ger zu dem anstehenden Kon-
zentrationsprozess des städti-
schen Klinikums zu schaffen.

Vorgehensweise und Specials

Zu Beginn des Projektes ist
gemeinsam und einvernehmlich
mit dem Auftraggeber die Vorge-
hensweise zu definieren. Gemäß
dem Leistungsverzeichnis folgte
diesem Schritt eine umfassende
Standortuntersuchung, die so-
wohl die städtebaulichen und in-
frastrukturellen Belange, wie

z.B. die Bebauungsstruktur oder
den Anschluss an den öffentli-
chen Personennahverkehr, als
auch den Immobilienbestand
und dessen Sanierungsbedarf
umfasste. Parallel werden, aus-
gehend von einer vorgegebenen
Soll-Planbettenzahl und spezifi-
zierten Flächenvorgaben gem.
DIN 13080 je Hauptgruppe
(Untersuchung/Behandlung,
Pflege, etc.) ein abstraktes Soll-
Raumprogramm als Grundlage
für eine idealtypische Lösung
(Blue-Print) entwickelt. Dieser
Blue-Print eines idealen Klini-
kums dient als objektiver Maß-
stab der folgenden Betrachtun-
gen und wird den ausgearbeite-
ten Varianten in einer umfassen-
den Synopse gegenübergestellt.

Eigene Planungswerkzeuge

Für die einzelnen Projektteil-
leistungen werden gezielt unter-
nehmenseigene Planungswerk-
zeuge eingesetzt, die in dem eng
gesteckten Bearbeitungszeit-
raum die notwendige Detailtiefe
und Qualität gewährleisteten.
Die Beurteilung des Immobilien-
bestandes erfolgt über ein spezi-
ell für dieses Aufgabenfeld ent-
wickeltes Planungstool, der
„Portfolio Potenzial Analyse“.
Aus einer raschen, präzisen Er-
fassung, Bewertung und Doku-
mentation des komplexen Ge-
bäudebestandes werden mit der
Ermittlung und Visualisierung
des entsprechenden Sanierungs-
bedarfes zu ergreifende Maßnah-
menpakte für die Masterplanung
und deren Varianten definiert. Im
Zuge der Kostenermittlung für
die Um- und Neubauten wird
das Planungswerkzeug „Virtuel-
les Gebäude“ eingesetzt, ein In-
strument in der Programm-Phase
zur genauen und transparenten
Kostenkalkulation in Anlehnung
an die DIN 276. Nutzerwünsche
werden durch Bildmaterial von

Referenzprojekten unterstützt
und nachvollziehbar in kosten-
relevante Baudaten übersetzt. Ei-
ne gezielte Steuerung der Ge-
samtkostenkalkulation ist somit
bereits vor der Entwurfsplanung
durch die verantwortlichen Wis-
sens- und Entscheidungsträger
möglich.

Optimale Realisierbarkeit

Die Untersuchung der einzel-
nen Varianten besteht aus einem
strukturellen Bearbeitungsteil,
der die Erstellung eines Grob-
flächenprogramms gemäß DIN
13080 und den Bettennachweis
für Somatik und Psychiatrie ge-
gliedert nach Fachabteilung und
Standort umfasste.

Für diese Struktur wird die
Umsetzbarkeit in die bestehende
Bausubstanz untersucht und de-
ren optimale bzw. weniger opti-
male Realisierbarkeit aufgezeigt. 

Hierzu werden auf Basis der
Ergebnisse aus der Standortana-
lyse zu erhaltende Bestandsge-
bäude definiert sowie Neubauten
zur Ergänzung konzipiert. 

Masterplan

Die Belegung der Gebäude-
komplexe ist entsprechend den
im Raumprogramm ermittelten
Funktionsbereichen in einem
dreidimensionalen Baumassen-
layout nachgewiesen. Funktio-
nale sowie architektonische Ent-
wurfsprinzipien, die bis hin zur
Berücksichtigung der klimati-
schen Bedingungen eines Stand-
ortes reichen, werden im Sinne
eines Masterplans formuliert und
sind in Lageplänen dargestellt. 

In Regelgrundrissen wird der
flächen- und damit kosteneffizi-
ente Ansatz für Neubauten nach-
gewiesen, dabei finden alle rele-
vanten Vorschriften und Pla-
nungsgrundsätze Berücksichti-
gung, z.B. Erschließungskon-
zeption, Fluchtwegslängen, etc. 

Die betriebswirtschaftlichen
Maßnahmen sind per Vollkosten-
rechnung dargestellt, in denen
sowohl bauliche Investitions-
kosten sowie die laufenden und
zu erwartenden Abweichungen
der Betriebsfolgekosten je Vari-
ante berücksichtigt sind. Die zu
erwartenden Erlöse aus Veräuße-
rungen auf Grund von Standort-

Trend zum 
Bausparen hält an 

Bayerische Landesbausparkasse erzielte 2003 
Rekordergebnis / Gegen Streichung der Eigenheimzulage
München. Das Wohnen in den eigenen vier Wänden ist eine der
wichtigsten Säulen in der privaten Altersversorgung. Umso
unverständlicher ist es für die Geschäftsführung der Bayeri-
schen Landesbausparkasse, dass die Bundesregierung nach ei-
nem Kabinettsbeschluss die Eigenheimzulage abschaffen will.
Ihr Sprecher, der seit Anfang April amtierende Franz Wirnhier
betonte bei der Bilanzpressekonferenz, es sei erwiesen, wer im
Alter im Eigenheim statt zur Miete wohnt, spare im Schnitt
500 Euro pro Monat. Außerdem biete miet- und schuldenfreies
Wohnen im Alter die beste Entlastung der öffentlichen Haus-
halte und Rentenkassen. 

Im vergangenen Jahr hatte die
Diskussion um den eventuellen
Wegfall der Eigenheimzulage zu
beträchtlichen Vorzieheffekten
beim Bausparen geführt. Mit
352.828 Verträgen über eine
Bausparsumme von 7,76 Mil-
liarden Euro und Steigerungsra-
ten von 66 beziehungsweise 64,3
Prozent hatte die LBS das beste
Absatzjahr ihrer 75jährigen Ge-
schichte verbucht. Der Kunden-
bestand erreichte den Rekord-
wert von 1,45 Millionen. Dabei
waren rund ein Drittel der Kun-
den, die 2003 einen Vertag abge-
schlossen haben, jünger als 25
Jahre. 

Gutes Neugeschäft

Die LBS schloss das Ge-
schäftsjahr 2003 mit einem
Zinsüberschuss von 178,5 Mil-
lionen Euro nach 187,4 Millio-
nen im Vorjahr ab. Das leichte
Minus begründete Wirnhier vor
allem mit dem höheren Zinsauf-
wand durch den gestiegenen
Bauspareinlagebestand. Der Pro-
visionsüberschuss sank als Folge
des guten Neugeschäfts um 5,3
Millionen Euro auf minus 1,8
Millionen Euro. Der Verwal-
tungsaufwand wurde um 3,1
Prozent auf 117,1 Millionen Eu-
ro gedrückt. Das Betriebsergeb-
nis vor Risikovorsorge fiel um
41,5 Millionen Euro und liegt im
mittelfristigen Zielkorridor. Es
wird  mit 67,4 Millionen Euro
laut Wirnhier voraussichtlich sta-
bil bleiben. 

Nachdem im letzten Jahr der
Trend zum Bausparen „etwas

überzeichnet“ worden ist, mus-
ste die LBS in den ersten sechs
Monaten dieses Jahres bei 
der Zahl der abgeschlossenen
Bausparverträge einen Rück-
gang von 24,8 Prozent im Ver-
gleichszeitraum hinnehmen. Es
wurden 111.679 Verträge im
Wert von rund 2,8 Milliarden
Euro unterzeichnet. Trotzdem
befinde man sich, wie der Spre-
cher der Geschäftsleitung beton-
te, auf dem Weg zum drittbesten
Neugeschäft seit Bestehen der
LBS. Langfristig betrachtet liege
dieses Halbjahresergebnis deut-
lich über dem Durchschnittswert
der Jahre 1993 bis 2002 in Höhe
von 2,2 Milliarden Euro. 

Stabile Entwicklung

Für 2004 prognostiziert Wirn-
hier eine stabile Ergebnisent-
wicklung. Zwar würden die Ka-
pitalmarktzinsen auf niedrigem
Niveau verharren, sodass die
Nachfrage nach Bauspardarle-
hen weiter zurückhaltend blei-
ben werde. Andererseits erwartet
er eine erneute Zunahme der
Vor- und Zwischenfinanzie-
rungsbestände. Strategische Er-
folgsfaktoren der LBS seien eine
starke Marke, hohe Produkti-
vität, qualifizierte Mitarbeiter im
Innen- und Außendienst sowie
die enge Zusammenarbeit mit
den bayerischen Sparkassen. In
rund 3.000 Sparkassenfilialen
werden Kunden zum Bausparen
und Finanzieren mit der LBS be-
raten. 15.500 Sparkassenberater
haben im letzten Jahr LBS-Pro-
dukte vermittelt. E. Scholl

Erfolgsfaktoren für ...

auflösungen, sind ebenfalls in
diese Darstellung eingearbeitet. 

Spezialkenntnisse versus
Honorarmodalitäten

Die zu erwartende Haushalts-
belastung des Krankenhausträ-
gers wird in einem Mittelab-
flussplan erfasst und über den
gewählten Betrachtungszeitraum
bis zur vollständigen Umsetzung
verfolgt. Sofern durch unter-
schiedliche Gutachter unter-
schiedliche Ergebnisse in der
Bewertung der Alternativen zum
Tragen kommen, ist darauf zu
achten, ob diese aus der Spezial-
kenntnis örtlicher Rahmenbedin-
gungen oder einer bauleistungs-
bezogenen Honorierung resultie-
ren. Abweichungen von bis zu
20% können anhand durchge-
führter Projekte belegt werden.

Als Basis dient eine Gesamt-
terminierung mit Bezug auf eine
Darstellung der logistischen Ab-
hängigkeiten, wie. z.B. Interims-
maßnahmen, Umzüge, Inbe-
triebnahmen, Sanierungen, etc.

Abschließend werden für die
entsprechenden Standorte der
einzelnen Varianten das jeweils
verfügbare Erweiterungspoten-
zial sowie die Nachnutzungs-
konzepte unter dem Aspekt der
Immobilienökonomie erarbeitet
und dargelegt.

Ergebnis und Ausblick

Aus Sicht von Krankenhaus-
trägern führen Investitionen in
die Infrastruktur zu substantiel-
len Haushaltsbelastungen. Die
Optimierung von Krankenhau-

standorten bildet deshalb einen
wesentlichen Beitrag zu den
Konsolidierungsbemühungen
der Gebietskörperschaften. Be-
standsbedingte Rahmenvorga-
ben sind wesentliche Determi-
nanten für das erreichbare Er-
gebnis.

Auf der Grundlage der in
Stuttgart eingesetzten Tools ist es
möglich, Standorte und deren
bauliche Bedingungen zu opti-
mieren und dadurch die medizi-
nische Versorgungsqualität zu
verbessern. Dies führt gleichzei-
tig im Bereich der Vorhalte-, Be-
triebs- und Unterhaltskosten zu
beachtlichen Einsparungspoten-
tialen.

Kosten- und 
Terminsicherheit

Die Kosten- und Terminsi-
cherheit auf Grund einer ge-
meinsam fixierten Planungs-
grundlage (und die damit entfal-
lenden Änderungswünsche zum
Realisierungszeitpunkt) ist an-
hand einer Vielzahl von Ver-
gleichsobjekten nachweisbar.
Die Vorgehensweise ist auf an-
dere Standorte und Krankenhäu-
ser in unterschiedlicher Träger-
schaft übertragbar.
Unsere Autoren: Marcus Wil-
lauer, Dipl.-Betriebswirt, Deloit-
te & Touche GmbH, Rosenhei-
mer Platz 4, 81669 München,
www. Deloitte.com / de
Karsten Schmitt, Dipl.-Ing.(FH),
Architektur, Schnell & Partner
GmbH, Briefing, Konzeption,
Planung,, Leopoldstraße 19, D -
80802 München, www.schnell-
partner.com. ?

Bayerischer Gemeindetag erreicht für öffentliche Aufträge:

Erleichterungen bei der
Ausschreibung und Vergabe 

Brandl: Ein echter Durchbruch für Bayerns Kommunen
Der Bayerische Gemeindetag hat weitreichende Verbesserun-

gen bei der Ausschreibung und Vergabe öffentlicher Aufträge
durch Bayerns Gemeinden, Märkte und Städte erreicht. Der Mi-
nisterrat hat auf seiner jüngsten Sitzung in München eine deutli-
che Anhebung der Wertgrenzen für freihändige Vergaben und
beschränkte Ausschreibungen beschlossen. Damit wurde eine
langjährige Forderung des Bayerischen Gemeindetags erfüllt.

Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl: „Damit bekommen
Bayerns Kommunen einen wesentlich größeren Handlungs-
spielraum. Ich sehe es als wichtigen Schritt in Richtung Büro-
kratieabbau und Beseitigung von unnötigen Investitionshemnis-
sen.“ Brandl zeigte sich auch erfreut darüber, dass Wirtschafts-
minister Dr. Otto Wiesheu kürzlich dem Gemeindetag zugesagt
hat, die vergaberechtlichen Vorschriften im Zusammenhang mit
der öffentlichen Ausschreibung erheblich zu vereinfachen und
zu verschlanken. „Unser Endziel bleibt die völlige Freistellung
der Gemeinden von der Anwendungspflicht der Vergabe- und
Vertragsordnung für Bauleistungen. Auf dem Weg dorthin stellt
die massive Anhebung der Wertgrenzen eine echte Erleichterung
für Bayerns Gemeinden dar."

Im Rahmen der Gespräche zur Freistellung der Kommunen
von der Anwendungspflicht der VOB/A mit dem Wirtschafts-
und Innenministerium im Vorfeld der heutigen Kabinettsent-
scheidung wurde vereinbart, die Wertgrenzen für freihändige
Vergaben und beschränkte Ausschreibungen wie folgt anzuhe-
ben: 
? Die Wertgrenze für freihändige Vergaben wurde von 10.000

Euro auf 30.000 Euro erhöht, also verdreifacht.
? Für die beschränkte Ausschreibung ohne weitere Begründung

gelten künftig folgende Wertgrenzen: 
- 300.000 Euro brutto im Bereich Tiefbau (bisher 125.000 Euro)
- 150.000 Euro brutto im Bereich Hochbau, also Rohbau, 

Erd-, Beton- und Maurerarbeiten (bisher 75.000 Euro)
- 75.000 Euro brutto für Ausbaugewerke (Hochbau) Pflanz-

arbeiten, Straßenausstattung (bisher 40.000 Euro)
Das Wirtschaftsministerium sicherte zu, die entsprechenden

Verwaltungsvorschriften umgehend zu überarbeiten und den Ge-
meinden, Märkten und Städten zur Verfügung zu stellen.          ?
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Verpflegung für Kinderhorte, Schulen und kommunale Einrichtungen:

Gut, gesund und kostengünstig
EFM-Catering bietet Gastronomieservice für alle Ansprüche

Vom Kindergarten bis zur Ganztagsschule, Betriebskantine oder großen Tagungen

München - Immer mehr Kinder und Jugendliche müssen in
Bayerns Kindergärten und Schulen aller Art ganztags unter-
richtet und betreut werden. Die verantwortlichen Politiker in
den Kommunen stehen vor dem Problem, wer übernimmt die
Verpflegung, denn die Wurstsemmel vom Hausmeister, wird
den künftigen Anforderungen der Eltern und vor allem einer
gesunden Ernährung nicht mehr gerecht. Doch gastronomi-
sche Betriebe zu unterhalten gehört nicht zu den Aufgaben der
Städte und Gemeinden. E.ON-Facility-Management (EFM)
bietet hierfür, aber auch für Betriebskantinen in Rathäusern
oder festliche Sonderveranstaltungen aller Art, einen kosten-
günstigen Komplettservice.

Kommunen und Kommunal-
verbände können sich des viel-
fältigen gastronomischen Ange-
bots der E.ON-Facility-Manage-
ment GmbH bedienen, denn
nicht in allen Städten und Ge-
meinden gibt es gastgewerbliche
Betriebe, die bereit, oder auch in
der Lage sind, die Versorgung
kommunaler Einrichtungen zu
übernehmen. Der  Komplettser-
vice von EFM im Bereich der
Gastronomie reicht von der Au-
tomatenverpflegung oder dem
Unterhalt von Teeküchen über
die Bewirtschaftung von Café-
terien oder Verkaufskiosken bis
hin zum Betrieb von Groß-
küchen in Kantinen oder Be-
triebsrestaurants. Darüber hinaus
wird ein vollständiger Catering-
Service für Konferenzen, Tagun-
gen oder Veranstaltungen jeder
Art geboten.

Schon neun Standorte

E.ON-Facility-Management
ist in Deutschland an neun 
Standorten im Catering-Geschäft
tätig. Rund 144 Mitarbeiter pro-
duzieren täglich etwa 5500 Es-
sen und wickeln zudem bis  zu
670 spezielle Bewirtungen ab,
beispielsweise für Seminare, Be-
sprechungen oder Feiern. Dabei
zählen die Sonderveranstaltun-
gen wie Preisverleihungen, Ju-
biläen, Aufsichtsratssitzungen
oder Hauptversammlungen zu
den Spezialgebieten des EFM
Catering-Service.

Kunde Allianz-Arena

Vor kurzem hat EFM zusam-
men mit dem renommierten Ga-
stronomiepartner Kuffler GmbH
aus München den Auftrag für
das komplette Catering im neuen
Münchner Fußballstadion „Alli-
anz-Arena“ erhalten. EFM wird
in der Allianz-Arena rund ein
halbes Dutzend Restaurants und
Cafés, 28 Großraum-Kioske so-
wie 100 VIP-Lounges bewirt-
schaften. Das umfassende
Know-how von EFM gab dabei
den Ausschlag für die Auftrags-
vergabe.

Der Stadtrat von Pfaffenhofen
an der Ilm hat sich für die
Schüler einer Hauptschule, die

ganztags unterrichtet werden, für
die E.ON Verpflegung entschie-
den. Nachdem die Komplettver-
sorgung der Hauptschule nicht
wirtschaftlich ist, sind die
Schüler täglich in der Betriebs-
kantine der E.ON Bayern zu
Gast und erhalten dort ein preis-
günstiges Mittagessen nach ei-
nem speziellen Speiseplan.

Kreative Küchenmeister

Die Küchenmeister und
Köche des E.ON Cateringservi-
ces sind höchst kreativ, greifen
neue Trends sofort auf und bie-
ten ihren Gästen, neben der ge-
pflegten Standardküche auch
stets neue Geschmacksrichtun-
gen, mit asiatischem oder medi-
terranem Einschlag. „Wir wollen
unseren Gästen immer das Be-
sondere bieten, denn manches,
was gestern noch in war, würde
heute auf dem Teller liegen blei-
ben“, stellt dazu die Leiterin Ca-
tering, Jutta Gerstl, fest.

Für die großen Sonderveran-
staltungen werden, ganz nach
Wunsch der Auftraggeber, spe-
zielle Menüs zubereitet, vom
kompakten Businesslunch bis
hin zum meisterhaften mehrgän-
gigen Galadinner. „Wir erfüllen
alle Kundenwünsche“, betont
Jutta Gerstl. Alle Gerichte wer-
den täglich frisch gekocht, und
weitgehend aus den Rohstoffen
aus der jeweiligen Region zube-
reitet, also von örtlichen Metz-
gern und Gemüsegärtnern.

Auch bei kleineren Konferen-
zen oder Besprechungen reicht
das Angebot weit über die übli-
chen Heiß- und Kaltgetränke mit
Gebäck oder belegten Brötchen
hinaus. EFM liefert auch hierfür
den kleinen Snack oder eine
leichte warme Mahlzeit.

Geschäftsfelder

Der gastronomische Bereich
der E.ON-Facility-Management
umfasst drei Geschäftsfelder:
? Großküchenservice
? Konferenz- und Veranstal-

tungsservice
? Dezentrale Verpflegung

Die Leistungen des Großkü-
chenservices schließen den Be-
trieb von Betriebsrestaurants, die

Bewirtschaftung von Gäste-
Speisezimmern und die Liefe-
rung von Essen außer Haus ein.
Speisepläne und Menüvorschlä-
ge werden dabei von erfahrenen
Fachleuten erstellt, die sich auch
um die Warendisposition und
den erforderlichen Bedienungs-
service kümmern.

Im Bereich der dezentralen
Verpflegung werden Teeküchen,
Verkaufskioske oder Cafeterien
betrieben. Verpflegung aus Auto-
maten bietet sich für kleinere
Objekte an. Der Konferenz- und
Veranstaltungsservice bietet ne-
ben den umfassenden gastrono-
mischen Dienstleistungen zu-
sätzlich die gewünschte
Raumausstattung mit der ent-
sprechenden Logistik an.

Die Catering-Experten von
EFM sind in der Lage, für alle
kommunalen Einrichtungen den
für das jeweilige Objekt speziell
passenden, dabei höchst wirt-
schaftlichen für die Gäste jedoch
besten Verpflegungsservice be-
reit zu stellen. ?

Medizinische Versorgung gefährdet
MdB Kraus und MdB Zöller zu Gast im Amberger Klinikum

„Die Rot-Grüne Gesundheitspolitik gefährdet 1400 Kranken -
häuser“ - der CSU-Bundestagsabgeordnete Wolfgang Zöller
sprach im Amberger Klinikum St. Marien deutliche Worte.
Auf Einladung seines Parlamenstkollegen MdB Rudolf Kraus
diskutierte er mit Vorstand, Direktorium und Chefärzten. Fa-
zit: Die Auswirkungen der Gesundheitsreform auf die Kran-
kenhäuser sind verheerend. 

„Das finanzielle Desaster ist
vorprogrammiert“ - der Vorstand
des Klinikums Wilhelm Daller
konnte sich mit den Neuerungen
der Gesundheitsreform nicht an-
freunden. Wartelisten für Opera-
tionen seien ebenso wahrschein-
lich wie die Schließung vieler
Häuser, so Zöller, gesundheits-
politischer Sprecher der CSU-
Landesgruppe im Deutschen
Bundestag. Das System der Fall-
pauschalenregelung, war man
sich einig, ist grundsätzlich eine
gute Überlegung. Die Umset-
zung allerdings bereite den
Krankenhäusern Kopfzerbre-

chen: „Die rot-grünen Reformen
müssen nachgebessert werden,
sonst ist Deutschland in fünf Jah-
ren ein medizinisches Entwick-
lungsland“. 

Massive Benachteiligung
für Bayern

Das System, so MdB Kraus,
lenke Geld in Bereiche, die es
nicht brauchen. Ein bayerisches
Krankenhaus bekomme durch
den finanziellen Verschiebe-
bahnhof weniger Geld für eine
Blinddarm-OP zugewiesen als
ein Krankenhaus in Berlin. Kli-
niken, die von Kinderklinik über
Neurologie bis zur Gynäkologie
Fachabteilungen vorhalten, seien
gegenüber kleineren Kranken-
häusern massiv benachteiligt.
Dazu komme noch eine sieben-

fache Steigerung der Bürokratie
in den vergangenen Jahren, so
der ehemalige Staatssekretär Ru-
dolf Kraus. 

Unverschämt nannten Kraus
und Zöller die Geschwindigkeit,
mit der die „verworrenen und
unübersichtlichen Gesundheits -
planungen“ im Bundestag nun in
wenigen Wochen durchgepaukt
werden sollen. Die Krankenhäu-
ser hätten keine Zeit, sich auf die
veränderten Rahmenbedingun-
gen einzustellen. „Unsaubere
Regelungen bei Fallpauschalen“
führten dazu, dass Krankenhäu-
ser nicht mehr planen könnten. 

Die Übergangszeit zur neuen
Fallpauschalenregelung müsse
dringend um ein Jahr verlängert
werden - „sonst könnten die Rot-
Grünen Kalkulationen, 1400 von
2200 Krankenhäusern zu
schließen, Wahrheit werden“,
befürchtet Wolfgang Zöller.
Dem Klinikum Amberg fehlen
durch die Neuregelungen schlag-
artig 6,4 Millionen Euro in drei
Jahren: „Die Zitrone Kranken-
haus ist ausgepresst“, so Vor-

„Die Zukunft des hervorragendes Klinikums Amberg si-
chern“ wollen (von rechts) die CSU-Bundestagsabgeordne-
ten Rudolf Kraus und Barbara Lanzinger, Prof. Dr. Volker
Engelbrecht, Chefarzt des Instituts für diagnostische und in-
terventionelle Radiologie, MdL Heinz Donhauser und MdB
Wolfgang Zöller. ?

stand Wilhelm Daller. Die Ände-
rungen seien nicht mehr ver-
kraftbar. 

Strukturfehler

Man müsse die Strukturfehler
der Fallpauschalenregelung be-
heben, bekräftigten die Profes-
soren des Klinikdirektoriums.
Leistungsstarke Krankenhäuser
würden durch die Umschichtun-
gen bestraft. Daller: „Wir wollen
endlich für unsere Leistungen
bezahlt werden und nicht über ir-
gendwelche Ausgleichsgelder“.
Die stationäre Versorgung in den
deutschen Krankenhäusern sei
gefährdet - „das ist kriminell“, so
MdB Rudolf Kraus. 

Die CSU-Bundestagsabgeord-
nete Barbara Lanzinger forderte
die Abschaffung des medizini-
schen Dienstes der Krankenkas-
sen. „Es muss Schluss damit
sein, das die Krankenhäuser mit
sinnlosen bürokratischen Anfra-
gen der Ärzte des medizinischen
Dienstes überschwemmt wer-
den“, so MdB Lanzinger. ?

Beckstein zum Energieeinsparen bei Gebäuden:

Merkmal für 
qualitätsvolles Bauen

„Der Bauherr bzw. der von ihm beauftragte Architekt oder In-
genieur ist verantwortlich dafür, dass die Energiesparverord-
nung eingehalten wird. Unabhängig davon wollen wir aber die
privaten Bauherren überzeugen, dass Energieeinsparen bei
ihren Gebäuden auch ein Qualitätsmerkmal ist. Zudem ver-
schafft es den Eigentümern letztlich auch wirtschaftliche Vortei-
le“, so Innenminister Dr. Günther Beckstein anlässlich der Ver-
anstaltung „Forum energiesparendes Bauen“ der Ingenieuraka-
demie der Bayerischen Ingenieurekammer-Bau in München.

Die Bayerische Staatsbauver-
waltung will für private Bauher-
ren Anreize schaffen, damit die-
se mehr in energiesparende
Maßnahmen investieren. Ein
besonderes Einsparpotential be-
steht beim Verbrauch von Ener-
gie und Wasser. Informationen
zum umweltverträglichen Bau-
en sind unter der Internetadres-
se www.stmi.bayern.de/servi-
ce/publikationen abrufbar. Mit
dem bayerischen Modernisie-

rungsprogramm werden neben
der Verbesserung der Wohnver-
hältnisse auch Maßnahmen des
Wärmeschutzes und der Hei-
zungsmodernisierung gefördert.
In den Wohnraumförderungsbe-
stimmungen sind Vorgaben zum
umweltschonenden Bauen ge-
troffen. Grundsätzlich sollen die
Gebäude langfristig einen ge-
ringen Bauunterhalt und einen
sparsamen Energiebedarf si-
cherstellen. Im Rahmen des Ex-

perimentiellen Wohnungsbau
erprobt die Staatsbauverwal-
tung im Modellvorhaben „Öko-
logische Modernisierung“ un-
terschiedliche Konzepte zum
weitergehenden energetischen
Bestandsmodernisierung. Hier-
zu wurden seit 1998 14 Wohn-
anlagen mit insgesamt 650
Wohnungen beispielhaft moder-
nisiert. Der CO2-Ausstoß konn-
te bei einigen Objekten um bis
zu 90 % gesenkt werden. 

Regenerative Energien

Planungen staatlicher Gebäude
bewertet die Staatsbauverwal-
tung gezielt auch unter energeti-
schen Gesichtspunkten. Dabei
untersucht und verfolgt sie insbe-
sondere auch den Einsatz regene-
rativer Energien. So sind mittler-
weile bei staatlichen Gebäuden
rund 100 solarthermische Anla-
gen, 150 Photovoltaik-Anlagen
und 80 Biomasseheizanlagen in
betrieb oder in Planung. Dies
spart jährlich mehr als 3.000 Ton-
nen CO2 ein. Hinzu kommen 16
Kraftwärmekopplungsanlagen.
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Stabübergabe 
an die vierte Generation

Neue operative Führung der mittelständischen Firmen und Betriebe bei Riebel
Trotz Baukrise ordentliche Ergebnisse und gute Aussichten

„Das Wichtigste für uns Menschen bei Riebel war und ist der
langfristige, gute Fortbestand unserer Firmen. Wir wollen stolz
sein auf unsere Arbeit und auf das Unternehmen, dem wir an-
gehören.“ Mit diesen Worten drückte Firmenchef und Gesell-
schafter der Riebel KG, Friedrich Riebel, aus, was ihm in seiner
über 40-jährigen Führungstätigkeit immer am Herzen lag. Wohl
wissend, dass diese Maxime weiterhin gilt, hat er nun die opera-
tive Geschäftsführung aller Riebel-Firmen und -Betriebe in die
Hände von Familienmitglied Thomas Aulinger gelegt. 

Er übergab damit eine Gruppe
erfolgreicher, vielseitiger Baufir-
men mit über 80-jähriger Traditi-
on an die vierte Führungsgenera-

Nach wie vor herrscht in der
Baubranche ein existenzbedro-
hender Verdrängungswettbe-
werb über den Preis. „Wegen

len Bereichen.
Hier waren und sind in erster

Linie die Mitarbeiter auf allen
Ebenen gefragt, die in ihrer täg-
lichen Arbeit Flexibilität und
Vielseitigkeit beweisen müssen:
„Die Mitarbeiter sollen Mitstrei-
ter auf dem Weg zum Ziel sein
und sich ihrer Verantwortung für
den Erhalt ihres eigenen Arbeits-
platzes bewusst sein“, so Aulin-
ger. Das Unternehmen will auch
in Zukunft im Hoch- und Ingeni-
eurbau sowie im Gleis- und Tief-
bau mit eigenem Baustellenper-
sonal arbeiten. Um die Wettbe-
werbsfähigkeit mit eigenen,
deutschen Mitarbeitern in allen
Bereichen zu erhalten, müsse
man aber immer wieder nach Ni-
schen suchen und durch Know-
how, Qualität und Termintreue
überzeugen. 

Anspruchsvolle Aufgaben

Beispiele hierfür sind der In-
genieurbau und der Tiefbau der
Mindelheimer Bauunterneh-
mung. In beiden Bereichen
konnte sich die Firma bei tech-
nologisch anspruchsvollen Bau-
aufgaben eine herausragende
Stellung erarbeiten: Im schlüs-
selfertigen Kläranlagenbau,
beim Brückenbau und im Kanal-
bau. Der eigene, moderne Fuhr-

E.ON-Bayern-Wettbewerb:

Vorschläge für 
eine schönere Welt

Unter dem Motto „Jeder kann
die Zukunft mitgestalten - Dein
Vorschlag für eine schönere
Welt“ stand der Beitrag des
Hauptsponsors E.ON Bayern
beim Schülerfestival „young &
free“ in Höchstadt. Schülerinnen
und Schüler in ganz Bayern wa-
ren dazu aufgerufen, Vorschläge
für eine schönere Welt zu ma-
chen. Im Vorfeld von young &
free gingen bereits über 1.500
Ideen ein. Ca. 600 junge Men-
schen definierten beim Festival,
wie sie sich die Welt ihrer Zu-
kunft vorstellen und auf welche
Weise sie bereit sind, sich aktiv
dafür einzusetzen. Die Ideen
wurden zusammengefasst und
im Rahmen eines interaktiven
Kunstprojekts mit dem Künstler
Manfred Webel gestaltet. Das
Ergebnis war eine Wimpelkette,
die vom E.ON Bayern-Energie-
mobil viele hundert Meter über
das Gelände führte. 

„Wir sind begeistert von der
Resonanz und den tollen Ideen
der Schüler“, erklärte Presse-
sprecherin Dr. Esther Knemeyer.
„Bei der Pisa-Studie haben
bayerische Schüler einen Spit-
zenplatz belegt. Bei diesem Fes-
tival konnten sie erneut bewei-
sen, wie wach, weltoffen, wiss-
begierig und kreativ sie sind. Wir
haben unser Ziel erreicht, sie
zum Nachdenken anzuregen,
und ihnen vor Augen geführt,
dass sich jeder aktiv für eine
schönere Welt einsetzen kann.“ 

Besonders betroffen sind die
Jugendlichen offensichtlich von
den schrecklichen Ereignissen
des 11. September und im Irak,
denn die überwiegende Mehr-
zahl der Vorschläge bringt den
Wunsch nach Frieden in der
Welt zum Ausdruck. Nahezu
ebenso stark kommentiert wur-
den die Bereiche Natur, Umwelt
und Energie. Auch die Themen
Armut und Gerechtigkeit in der
Welt beschäftigen offensichtlich
sehr stark. Viele Gedanken
machten sich die Teilnehmer
darüber, wie Jugendliche und
Kinder behandelt werden sollten
und wie wir menschlicher und
mit mehr Respekt miteinander
umgehen können.

Die Sammlung wurde an Hel-
ga Müller vom Mariposa-Projekt
und Dr. Ingo Friedrich, Vizeprä-
sident des Europäischen Parla-
ments, übergeben, um mit einer
eigens für das Festival gebauten
Arche auf die Reise zum Eu-
ropäischen Parlament nach
Straßburg zu gehen.

Als größter regionaler Energie-
dienstleister Deutschlands enga-
giert sich E.ON Bayern mit die-
ser Aktion für die Gesellschaft
und beweist seine starke Verbun-
denheit zur Region. Höchstadts
erster Bürgermeister Gerald
Brehm zeigte sich be-
geistert von diesem Engagement.

Helga Müller vom Mariposa-
Projekt freute sich gemein-
sam mit Dr. Esther Knemeyer
und dem Bamberger Erzbi-
schof Prof. Dr. Ludwig Schick
über die Auszeichnung (v.l.).

reitungsanlagen in Süddeutsch-
land - allen voran das viel beach-
tete, moderne Kieswerk nahe
Bad Wörishofen - und bald in
Österreich sollen durch mobile
Anlagen ergänzt werden. Ziel ist
es, einen großen Teil der Aufbe-
reitungsleistung durch den Ein-
satz solcher Techniken vor Ort
beim Kunden zu erbringen.

PPP-Modelle

Die Xaver Riebel Bau Mün-
chen tritt am Markt als kompe-
tentes und vielseitiges Dienst-
leistungsunternehmen für Pro-
jektentwicklungen auf. Jüngstes
und zunehmend wichtiges
Standbein in dieser Sparte sind
die sog. „PPP-Modelle“ (Public
Private Partnership), die über in-
teressante und solide Finanzie-
rungsmöglichkeiten der öffentli-
chen Hand wichtige Neuinvesti-
tionen auch in Zeiten leerer
Haushaltskassen ermöglichen.
Aber auch Immobilienfonds und
Fondsverwaltungen gestalten
sich als viel versprechendes Zu-
kunftsfeld.

„Unerlässliche Vorgabe für al-
le Mitarbeiter mit Führungsauf-
gaben ist die standort- und fir-

menübergreifende Zusammenar-
beit. Als Gesamtanbieter sind
wir unschlagbar“, betont Aulin-
ger. Dem Fehler der Baukonzer-
ne, nur noch Baumanagement
statt Eigenleistung anzubieten
wollen die Riebel-Firmen nach
seinen Worten nicht folgen.

Unabhängigkeit bewahren

Die wichtige Unabhängigkeit
von Kreditinstituten, von einzel-
nen Verbänden und Gewerk-
schaften, aber auch von Einzel-
kunden soll in der gesamten Fir-
mengruppe erhalten bleiben.
Dem mörderischen Wettbewerb
begegnet Aulinger mit der Er-
schließung neuer Geschäftsfel-
der in allen Bereichen. Dank der
guten Liquidität bleibt den
Führungskräften die wichtige
Entscheidungsfreiheit. 

Auf die Frage nach den Zu-
kunftsaussichten der Firmen-
gruppe und der bedauernswerten
Situation im deutschen Bauge-
werbe antwortet er: „Wir haben
uns gut gerüstet, sind warm an-
gezogen und kampfbereit. Bei
Riebel müssen wir als Zwerg das
tun, was die Riesen nicht können
und dazu sind wir bereit.“         ?

In guter Tradition: Friedrich Riebel und Thomas Aulinger - 3.
und 4. Generation in der Firmenleitung des bekannten schwä-
bischen Familienunternehmens. Priorität hat bei beiden die
langfristige Sicherung der Riebel-Gruppe. ?

tion. Die aktuellen Geschäftser-
gebnisse lassen vermuten, dass
die nicht nur in der Baubranche
bemerkenswerte Firmenge -
schichte noch lange fortgeschrie-
ben werden kann.

Pläne und Perspektiven

Die Riebel-Gruppe mit der
Firma Xaver Riebel in Kom-
manditgesellschaft an der Spitze
und ihren insgesamt über 40 Fir-
men und Betrieben erzielte im
Geschäftsjahr 2003/2004 eine
Betriebsleistung von rund 200
Mio. €. Bereinigt um Leistungen
zwischen den Unternehmenstei-
len ergibt sich ein Umsatz, d.h.
abgerechnete Leistungen an
Kunden von etwa 170 Mio. €.
Damit liegt die Firmengruppe im
Umsatz um rund 2 Mio. € niedri-
ger als im Vorjahr. Dieser Rück-
gang hat sich aber ertragsmäßig
positiv ausgewirkt. So konnten
die Riebel-Firmen im vergange-
nen Geschäftsjahr 2003/2004
wieder ein ordentliches Ergebnis
erzielen.

ausländischer Konkurrenz, stän-
dig wachsender inländischer
Schattenwirtschaft, aber auch
wegen unglaublicher Reglemen-
tierung und bürokratischer Hin-
dernisse ist es derzeit geradezu
ein Kunststück, eine mittelstän-
dische Baufirma mit vielen eige-
nen deutschen Mitarbeitern
möglichst unbeschadet durch die
stürmischen Zeiten zu bringen“,
betonte Friedrich Riebel. 

Mitarbeiter sind Mitstreiter

Trotzdem ist es der Führungs-
mannschaft gelungen, in allen
Sparten der Firmengruppe für
Vollauslastung zu sorgen. „Ent-
scheidend für unsere - vor allem
in der Baubranche - ordentliche
Position war, dass wir uns immer
den Erfordernissen des Marktes
angepasst haben“, so Geschäfts-
führer Thomas Aulinger. Um
diese klare Vorgabe zu verwirkli-
chen, brauche es aber nach sei-
nen Worten viel unternehmeri-
schen Mut, gute Ideen und natür-
lich große Anstrengungen in al-

Innerhalb von 44 Stunden, rund um die Uhr asphaltierten die
Riebel Schwarzdeckenbauer ein Teilstück der A 96, Lindau-
München, zwischen Anschluss Windach und Echinger Tunnel. ?

und Gerätepark für solche Bau-
leistungen sowie die Asphaltauf-
bereitungsanlagen unterstützen
die Wettbewerbsfähigkeit und
verhindern die Abhängigkeit von
Dritten. Tochterunternehmen im
Bauträgergeschäft, bei der Fer-
tigteilproduktion, beim Gleis-
baustoffhandel und in der Eisen-
bahnlogistik ergänzen das Leis-
tungsangebot.

Die Produktion von Sand,
Kies, Splitt, Beton und Sonder-
baustoffen betreibt nach wie vor
die Xaver Riebel Baustoff
GmbH, Bad Wörishofen. Die
bestehenden stationären Aufbe-

Bayerische Bauindustrie für Partnerschaft Kommunen - Wirtschaft:

Jetzt die Chancen von PPP nutzen
Zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben kann die private Wirt-
schaft weit mehr beitragen als bisher. Gerade im kommunalen
Bereich gibt es viele Chancen für eine neue Partnerschaft von öf-
fentlicher Hand und Privatwirtschaft.

(bbiv) München. „Auch in
Deutschland sollten wir privates
Know-how und privates Kapital
verstärkt zur Erfüllung bislang
öffentlicher Aufgaben nutzen“
fordert Gerhard Hess, Hauptge-
schäftsführer des Bayerischen
Bauindustrieverbandes. Die
Nachbarländer seien da schon
viel weiter beklagt Hess und
nennt Beispiele: In Österreich
ist eine private Gesellschaft, die
ASFINAG, für das dortige Au-
tobahnnetz verantwortlich, ähn-
lich in Italien, in Frankreich und
in Spanien.

Deutschland hat hier vieles
aufzuholen. Für die neue Form
des Zusammenwirkens von
Staat und Privatwirtschaft bei
der Erfüllung von öffentlichen
Aufgaben - kurz: PPP (Public
Private Partnership) - gibt es

zwei Hauptargumente. Hess
„Außerhalb der staatlichen
Kernaufgaben ist doch die Pri-
vatwirtschaft billiger als der
Staat.“ Erfahrungen aus anderen
Ländern belegen einen langfri-
stigen Kostenvorteil von 10 bis
15 Prozent. Neben diesem
Hauptargument für weniger
Staatstätigkeit und mehr Privati-
nitiative nennt Hess das Haus-
haltsargument: „Wenn der Staat
keine Mittel für Investitionen
aufbringen kann oder zur Verfü-
gung stellen will, dann drängt es
sich doch geradezu auf, hier pri-
vates Kapital einzusetzen.“ 

Gerade den Kommunen
empfiehlt Hess, verstärkt über
PPP nachzudenken und diesen
innovativen Weg mutig zu ge-
hen. Hess: „Aus einer von un-
serem Verband durchgeführten

Umfrage wissen wir, dass in
Bayern konkreter Bedarf im
Umfang von über 1 Mrd. Euro
besteht.“ Hess: „Die Bayeri -
sche Bauindustrie steht bereit:
mit dem Know-how ihrer Fir-
men, mit ihrer Baukompetenz
und der Verband mit Wissen
und Rat.“ Hess appelliert an
die Kommunen, mit diesem in-
novativen Weg ihren Bürgern
auch in Zeiten knapper Kassen
zu einer funktionierenden In-
frastruktur und zu Schulen,
Verwaltungsgebäuden und Bä-
dern zu verhelfen, auf die der
Bürger stolz sein kann. Hess:
„Als Gestalter des unmittelba-
ren Lebensumfeldes der Bür-
ger haben die Kommunen hier
eine hohe Verpflichtung, nicht
in eingefahrenen Gleisen zu
denken, sondern gemeinsam
mit der Privatwirtschaft neue
Lösungen auszuprobieren. Die
Bayerische Bauindustrie macht
mit.“ ?

Deutscher Städte- und Gemeindebund: 

Neues Baugesetzbuch
bringt Handlungsspielraum
Berlin. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) hat
die am 20. Juli 2004 in Kraft getretenen Neuregelungen im Bau-
gesetzbuch begrüßt. „Der Gesetzgeber hat durch die Neurege-
lungen des Bundesstädtebaurechts den Forderungen der Städte
und Gemeinden Rechnung getragen und die Handlungsspiel-
räume der Kommunen erweitert“, erklärte der Hauptgeschäfts-
führer des DStGB, Dr. Gerd Landsberg.

Eine praxisgerechte Erweite-
rung kommunaler Handlungs-
spielräume sieht der Deutsche
Städte- und Gemeindebund ins-
besondere in der den Kommu-
nen erstmals eingeräumten
Möglichkeit, im Baurecht zum
Zwecke der Leerstandsvorsorge
bestimmte Nutzungen, z. B. für
großflächige Einzelhandelsein-
richtungen, nur auf Zeit festzu-
setzen. Auch die den Städten
und Gemeinden erstmals bau-
rechtlich gegebene Option, Vor-
haben wie z. B. Windenergiean-
lagen bei nicht mehr entspre-
chender Nutzung durch den In-
vestor mit einer Rückbauver-
pflichtung durch diesen zu bele-
gen stärke die kommunale Pla-
nungshoheit.

Städtebauliche Probleme

„Die Neuregelungen im Bau-
gesetzbuch können jedoch nicht
ausreichend zur Lösung der ak-
tuellen und zukünftigen städte-
baulichen Probleme der Städte
und Gemeinden beitragen“, er-
klärte Landsberg weiter. Als
städtebauliche Kernprobleme
nannte Landsberg die zurückge-
hende Bevölkerung in vielen
Kommunen, insbesondere durch
die demografische Entwicklung
sowie durch Abwanderungen, ei-
ne Änderung der Bevölkerungs-
struktur in den Gemeinden durch
eine zunehmende Migration so-
wie den zunehmenden Leerstand

sowohl im Wohnungsbereich als
auch beim Einzelhandel.

„Diese Veränderungen in un-
seren Städten und Gemeinden
belegen immer deutlicher, dass
eine positive Stadtentwicklung
nicht vordergründig von bauli-
chen, sondern insbesondere von
den wirtschaftlichen und den so-
zialen Gegebenheiten in den
Städten und Gemeinden ab-
hängt“, erklärte Landsberg. Fol-
ge sei, dass es zu zunehmenden
Disparitäten etwa zwischen Re-
gionen mit Bevölkerungswachs-
tum und - meist monostruktu-
rierte Regionen - mit einem z. T.
erheblichen Bevölkerungsver-
lust komme. Der Bund und die
Länder müssten auf diese unter-
schiedlichen Rahmenbedingun-
gen in den Städten und Gemein-
den reagieren und insbesondere
ihre Förderprogramme hiernach
ausrichten.

Entscheidung vor Ort

Dies erfordert nach Auffas-
sung des DStGB, dass die ver-
schiedenen Städtebauförde-
rungs- und Stadtumbauförder-
töpfe mit dem Programm „So-
ziale Stadt“ sowie mit den Berei-
chen des Wohnungsbaus und der
Wirtschaftsförderung zusam-
mengefasst und die Kommunen
über die Verwendung dieser För-
dermittel vor Ort eigenverant-
wortlich entscheiden können. 

KK/ots
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Alle Sinne der Kinder werden angesprochen.                               ?

Benz Sportgeräte:

TRIGONAL-Wandsystem
als Produkt-Highlight 2004

BENZ-Sportgeräte, der Innovationsführer aus dem Bereich
Turn- und Sportgeräte, hat wieder eine zukunftsweisende Ent-
wicklung umgesetzt: Das TRIGONAL-Wandsystem wurde
nach jahrelanger Entwicklung und in Zusammenarbeit mit
namhaften Sportwissenschaftlern während der Messe FSB 2003
(Freizeit Sportstätten Bäder) dem Fachpublikum vorgestellt.

Die ungeteilt positive Reso-
nanz ist nicht nur auf die nach-
folgenden Vorteile bzw. Nut-
zungsmöglichkeiten, sondern
auch auf den kostengünstigen
Einbau des TRIGONAL-Wand-
systems zurückzuführen.

Das Wandsystem bietet fol-
gende Vorteile:
? Dreifachnutzung von her-
kömmlichen Sporthallenwänden
durch den Einbau von drehbaren
TRIGONAL-Elementen
? Befestigung der Sportgeräte
mittels System-Gewindebuchsen
? Minimale Einbautiefe von 35
cm
? Erfüllung aller sicherheits-
technischen Anforderungen
- kein unbefugtes Beklettern
möglich (Höhe 3 Meter)
- kein Schutz mit Matten wie
bei anderen Wandeinbauten nötig
- vollwertige Prallwand
- GS-Zeichen
? Verbinden von TRIGONAL-
Elementen mit oberhalb angren-
zenden Sportgeräten (z. B. Klet-
terwänden) möglich
? Einfache und sichere Hand-
habung
? Einbaumöglichkeit (auch nach-

träglich) in alle gängigen Sport-
hallenwände.

Neben der Funktion als voll-
wertige Prallwand bietet das
TRIGONAL-Wandsystem fol-
gende zusätzliche Nutzungs-
möglichkeiten für die zweite und
dritte Elementseite:
? Vollwertige Kletterwand
? Kletterwand mit verschiede-
nen Schwierigkeitsstufen (durch
Drehen der Seite 2 und 3 können
diese auf nahezu alle Schwierig-
keitsstufen eingestellt werden)
? Horizontale Stege für Kletter-
wand (Boldern)
? Anschraubpodest für Kletter-
wand
? Einhängeleiste für Turnbänke
? Anschraubbare Basketball-
körbe für Ballwurfübungen auf
niedriger Höhe z. B. für Grund-
schulkinder
? Ballettstangenhalter Befesti-
gung
? Ausklappbare Garderobe (je-
des 2. Drehelement)

Weiteres Wissenswertes zum
TRIGONAL-Wandsystem und
den Kletterwänden unter der
Hotline 07195/6905-14 bzw. un-
ter www.benz-sport.de               ?

eibe minimondo:

Die Welt des Spielens entdecken
eibe minimondo ist das völlig neue Spielgeräteprogramm für
Kinder vom Krabbelalter an. Alle Teile sind von der Farbge-
bung, den Abmessungen und den Funktionen ideal auf diese
Altersklasse abgestimmt. Die eibe minimondo Geräte sind so
konzipiert, dass die Kinder gefordert werden und gefahrlos da-
mit spielen können. 

Die Kleinsten sind von den
vielen attraktiven Spielmöglich-
keiten von eibe minimondo be-
geistert. Alle Podestflächen und
die Oberflächen der Inselchen
bestehen aus wetterfestem und
rutschsicherem Hexaflor. Die
Massivholzpfosten sind chrom-
frei kesseldruckimprägniert, kern-
getrennt und mit einem Mantel-
schliff versehen. Zur größeren
Sicherheit sind alle Kanten ge-
rundet. Alle Metallteile sind aus
Edelstahl, die Dächer aus Hoch-
drucklaminat (HPL) und die
Sichtkuppel aus bruchsicherem
PET gefertigt. 

Ansprechende Formen
und Farben

Durch die Kombination all
dieser Materialien, durch die in-
teressante Formensprache, die
reichhaltigen Spiel- und Förder-

funktionen wie Krabbeln, Klet-
tern, Wippen, Schaukeln, Rut-
schen und Gehen und durch die
abwechslungsreiche Farbge-
bung werden alle Sinne der
Kinder bei eibe minimondo sti-
muliert und einer Entdeckungs-
reise in die Welt des Spielens
steht nichts mehr im Wege.

Besonderer Service

Ob an die bestehende Tennis -
halle oder das Fitness-Studio
ein kleiner Kinderspielplatz an-
gefügt werden soll, um den
Kunden einen besonderen Ser-
vice zu bieten, oder ob für den
eigenen Kinder-Indoorspielpark
für die heißen Sommermonate
auch adäquate Außenspielzonen
hinzugefügt werden sollen - ei-
be unterstützt gerne bei der Pla-
nung und Lieferung der ge-
wünschten Geräte.                     ?

1. Familien- und Kindertag im Landkreis Günzburg:

Spiel und Spaß für
die ganze Familie 

Die Sommerferien stehen vor der Tür und die Ferienplanung
mit der ganzen Familie kann beginnen! Parallel zu vielfältigen
Ferienprogrammen in den einzelnen Gemeinden des Landkrei-
ses und zahlreichen weiteren sommerlichen Veranstaltungen fin-
det als attraktives Angebot für die ganze Familie am 28. August
2004 im gesamten Landkreis Günzburg der 1. Familien- und
Kindertag statt. 

Das überaus abwechslungs-
reiche Programm mit insge -
samt 23 Veranstaltungen in 13
Gemeinden, das die Regional-
marketing Günzburg GbR ge -
meinsam mit dem Landratsamt
Günzburg inzwischen fertig
gestellt hat, reicht von einem
Familien- und Jugendaustausch
zwischen Günzburg und Krum-
bach mit Stadtführungen vor
Ort über die 1. Familien-Olym-
piade in Ichenhausen bis hin zu
„Wortsport“ für die ganze Fa-
milie im Leipheimer Zehntsta-
del. 

Facettenreiches Programm

Generationsübergreifendes
Musizieren in Burgau gehört
ebenso zum Programm wie ein
Skater-Tag in Offingen, eine
vogelkundliche Exkursion am
Oberegger Weiher oder eine
Familienwanderung in Alets-
hausen. Neben den Gemeinden
selbst haben sich zahlreiche
Vereine sowie auch die Gastro-
nomie an dem vielfältigen Ver-
anstaltungsangebot beteiligt,
das sogar einen Kochkurs für
„Krumbacher Buabaspitzla“
beinhaltet. Es ist also allerhand
geboten am 28. August 2004!

Regionale Vielfalt

Von Nord bis Süd und West
bis Ost stehen die Zeichen am
ersten Familien- und Kindertag
im Landkreis Günzburg auf

Spiel, Spaß und Spannung! Ei-
ne optimale Gelegenheit also,
um auch einmal eine andere
Ecke der Region mit der Fami-
lie kennenzulernen, dort ak-
tiv zu sein und vielleicht auch
einen von sieben attraktiven
Preisen zu gewinnen.

Großes Gewinnspiel

An allen Veranstaltungsorten
können sich Familien an einem
großen Gewinnspiel beteiligen.
Zu gewinnen gibt es ein Fa-
milien-Hüttenwochenende in
Kreuzthal im Oberallgäu, Kar-
ten für die Bavaria Kart-Bahn
in Günzburg für die ganze Fa-
milie, eine Familien-Kutsch-
fahrt bei Johanna Pfitzmaier
und Rudolf Wiedemann in Jet-
tingen-Scheppach und einen
Familientag im Günzburger
Hallenbad. 

Attraktive Preise

Zudem gibt es an Preisen ein
Essen für die ganze Familie im
Gasthof Munding in Krum-
bach, einen Familien-Gut-
schein für eine „Kulinarische
Reise durch Schwaben“ im
Gasthof Traubenbräu in Krum-
bach sowie ein Familien-Essen
in der Rastanlage am Burgauer
See in Burgau. Das ausführli-
che Veranstaltungsprogramm
mit Anmeldeinformationen ist
ab sofort zu finden unter
www.landkreis-guenzburg.de.   hj

Generationenübergreifendes Musizieren steht auf dem Pro-
gramm des  Familien- und Kindertages im Landkreis Günzburg. 

Foto: Hans Joas

Das TRIGONAL-Wandsystem bietet viele Nutzungsmöglichkeiten. 

Tag der offenen Tür im Krumbacher Kreislehrgarten:

Bei den Gartlern
blüht die Solidarität

Eigentlich sollte der Schwerpunkt beim diesjährigen „Tag der
offenen Tür im Kreislehrgarten“ in Krumbach unter dem
Motto „Kräuter“ stehen. Doch die von der Bayerischen Staats-
regierung beabsichtigte Herabstufung der Pflichtaufgabe Gar-
tenkultur in der Landkreisordnung zur freiwilligen Leistung,
veranlasste den Kreisverband für Gartenbau und Landespfle-
ge Günzburg, dagegen eine Unterschriftenaktion zu starten.

Bei der Eröffnung wies Kreis-
verbandsvorsitzender Hans Joas
auf die Nachteile hin, die der
Bevölkerung insgesamt entste-
hen würden. So könnten bei-
spielsweise solche großen Ver-
anstaltungen, die tausende Men-
schen anziehen, nicht mehr
durchgeführt werden. Die ge-
samte Anlage des Kreislehrgar-
tens und die darin abgehaltenen
Kurse wären bei diesem Vorha-
ben der Staatsregierung gefähr-
det. Was den Kreisverbandsvor-
sitzenden der Gartenbauvereine
dabei ärgert, ist, dass die Politi-
ker landauf und landab als Fest-
redner die Bedeutung und Not-
wendigkeit der Fachberatung
bei den Landratsämtern und der
Gartenbauvereine im Hinblick
auf die Gestaltung der Städte
und Gemeinden besonders her-
vorheben, sich im Landtag aber
dann nicht mehr alle daran erin-
nern wollen.

Umweltpreis 2004

Besonders auffallend war,
dass Besucher, die an diesem
Tag noch andere Verpflichtun-
gen hatten, schon weit vor der
offiziellen Eröffnung in den
Kreislehrgarten kamen, um ihre
Unterschrift gegen den geplan-
ten Abbau der Pflichtaufgabe
der Gartenfachberatung bei den
Landratsämtern zu leisten. Soli-

darisch erklärten sich auch wie-
der die Kooperationspartner der
Gartenbauvereine: Der Kreis -
vorsitzende der Imker erklärte
die Bedeutung der Bienen für
Mensch und Natur. Gerade für
die zahlreichen Aktivitäten am
vereinseigenen Bienenstand im
Kreislehrgarten mit Schulklas-
sen und Kindergärten, die von
Mitgliedern des Krumbacher
Vereines betreut wurden, erhielt
der Imkerverein Krumbach den
Umweltpreis 2004. 

Besonderer Schutz

Stefan Böhm von der Kreis -
gruppe Günzburg im Bayeri-
schen Landesbund für Vogel-
schutz stellte mit seiner Gruppe
die Eulen und Käuze als Vertre-
ter der Nachtvögel vor. Beson-
ders erfreulich, dass seit 20 Jah-
ren im Landkreis Günzburg die
Schleier-Eulen einen besonde-
ren Schutz erfahren.

Die vom „Hausener Kräuter-
märchen“ angebotenen Heil-
und Gewürzkräuter konnten be-
staunt und auch erworben wer-
den. Dazu bot Anni Böck aus
Wattenweiler im Bauerngarten
laufend Führungen mit dem
Motto: „Welches Kraut wofür?“
Passend zu diesem Bereich gab
es von der Landwirtschafts -
schule im Lehrsaal des Gebäu-
des Vorträge und Beispiele über

Kräuter in der Küche und deren
Haltbarmachung. Auch passend
zum Thema Kräuter boten die
Gartenbauvereine Günzburg und
Burgau selbst erarbeitete Anre-
gungen.

Nicht zu übersehen war der
Stand von Anni Eschenbach aus
Kissendorf, die mit ihren Infor-
mationen über Clematis die Be-
sucher in ihren Bann zog. Ein
Anziehungspunkt für Kinder,
Jugendliche und Erwachsene
waren wieder die Aktionen der
Jugendbeauftragten des Kreis-
verbandes für Gartenbau, die
mit ihren Ideen nicht mehr aus
dem Kreislehrgarten wegzuden-
ken ist. Ein Großaufgebot von
Helfern zeigte das Basteln und
Bemalen von Gartenlampen aus
Blumentöpfen und Dosen ein-
schließlich der vorbereiteten
Steckpfähle. Auch beim Bema-
len konnten die Kinder sich
nach Lust und Laune austoben.

Anziehungspunkt

Ein besonderer Anziehungs-
punkt war auch der Lehm-
backofen. Dort flossen den Hel-
fern beim Brotbacken so man-
che Schweißperlen. Die große
Bedeutung der Zusammenarbeit
der Kreisfachberatung mit der
Unteren Naturschutzbehörde
beim Landratsamt unterstrich
die hauptamtliche Fachkraft für
Naturschutz, Ottmar Frimmel.
Dabei gehe es nicht nur um eine
Gartengestaltung nach dem Ge-
schmack der Gartenbesitzer,
sondern auch um einen ökologi-
schen Ausgleich. So könnten

die Vögel im Winter von den
zahlreichen Früchten der heimi-
schen Gehölze überleben, wenn
nur mehr solche Sträucher und
Bäume gepflanzt würden. Es gä-
be fast in jedem Garten einen
Platz, um ein für die ökologische
Funktion wertvolles Gehölz zu 
pflanzen, das ja auch im Wuchs
beherrschbar sei. Neben der öko-
logischen Funktion z.B. von
Schlehen, Ebereschen, Holunder
und Sanddorn hätten heimische
Gehölze auch Heilwirkungen. hj
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GZ-Interview zur bayerischen Wasserversorgung und Abwasserentsorgung:

„Reformen jetzt mutig angehen“
Der Rohrleitungsbauverband (RBV), ursprünglich gegründet
als technisch-wissenschaftliche Vereinigung im Rohrleitungs-
bau, hat sich vor dem Hintergrund der dynamischen Verände-
rungen in der Wasserversorgung und Abwasserentsorgung
entschlossen, eigene Positionen und Expertisen in die aktuelle
Diskussion einzubringen. Die Gemeindezeitung sprach hierzu
mit dem Vorsitzenden der bayerischen RBV Landesgruppe,
Dipl. Ing. Dieter Beck, Geschäftsführer der Fa. Mennicke
Rohrbau GmbH in Nürnberg.

GZ: Herr Beck, warum be-
treibt ein Branchenverband,
wie der RBV, eine eigenstän-
dige Öffentlichkeitsarbeit?

Beck: Unsere Mitglieder sind
seit Jahren, teilweise Jahrzehn-
ten, täglich mit den Herausfor-
derungen und Bedürfnissen der
kommunalen Wasserver- und
Abwasserentsorgung betraut
und verfügen über entsprechend
viel technisches und betriebli-
ches Know-how sowie Quer-
schnittswissen aus der Praxis in
unterschiedlichen Regionen,
welches sie gerne in die öffentli-
che Diskussion in Bayern ein-
bringen möchten. Der durch
kommunale Haushaltsprobleme
und die europäische Deregulie-
rung ausgelöste Veränderungs-
druck in der Branche sollte
nicht nur von Betriebswirten
gestaltet werden. Kommunale
Entscheider können von unse-
rem technischen Sachverstand
und den vielfältigen Praxis-Er-
fahrungen profitieren und der
Rohrleitungsbauverband bietet
sich als Partner für das Thema
Qualitätssicherung und Effizi-
enzsteigerung an.

GZ: Wodurch sind die der-
zeitigen Probleme in der Was-
server- und Abwasserentsor-
gung Ihrer Meinung nach ge-
kennzeichnet?

Beck: Der wachsende „un-
terirdische“ Sanierungsbedarf
erzeugt eine riesige Investiti-
onslücke. Der bayerische Ge-
meindetag rechnet alleine bei
den Abwasserkanälen bis 2010
mit einem Investitionsbedarf
von ca. 11 Milliarden Euro. Die
Pflicht zu investieren liegt in
Bayern bei den Kommunen. Die
kommunalen Investitionen in
der Abwasserentsorgung sind
jedoch laut Bayerischem Bau-
industrieverband in den letzten
zehn Jahren um ca. 43 Prozent
gesunken. Staatliche Zuschüsse
sanken im gleichen Zeitraum
um 44 Prozent. Die Investitions-
lücke steigt rapide, zugleich be-
lasten mehr unterirdische Lei-
tungsschäden die Umwelt und
die Volkswirtschaft in Bayern.
Durch die europäische Deregu-
lierungs- und Privatisierungs-
politik und den Einstieg börsen-
notierter Gesellschaften bei
Versorgern entsteht derzeit zu-
dem ein zusätzlicher Wettbe-
werbs- und Rationalisierungs-
druck. Die Folgen sind massive
Budgetkürzungen bei Zukunft-
sinvestitionen, beispielsweise
eben bei dem präventiven Er-
halt des Leitungsnetzes. Die
fehlende Berücksichtigung ei-
ner Altersberechnung der Netze
in den Bilanzen der Versorger
verstärkt die Fehlsteuerung des
Marktes. Die gesetzlich vorge-
schriebene Substanzsicherung
sollte aber sowohl bei Kommu-
nen, wie bei eigenständigen Ge-
sellschaften durch kontinuierli-
che Investition erfolgen.

GZ: Wie reagieren Ihrer
Erfahrung nach die bayeri-
schen Kommunen auf diese
Herausforderungen?

Beck: Unsere Mitglieder be-
richten, dass sich viele bayeri-
sche Bürgermeister der gravie-
renden Veränderungen noch
gar nicht bewusst sind. Die lan-

ge Zeit herausgehobene Bedeu-
tung der ´Versorgungssicher-
heit´ wird derzeit von dem The-
ma ´Effizienzsteigerung´ ab-
gelöst. Mit dem jetzt von der
CSU-Landtagsfraktion in Über-
einstimmung mit der Bayeri-
schen Staatsregierung beschlos-
senen Aussetzung der Förder-
mittel für die Erneuerung und
Sanierung von Leitungsnetzen
steht bei vielen bayerischen
Kommunen die Finanzierung
des bestehenden Leitungsnetzes
ebenso auf dem Prüfstand, wie
die derzeitigen organisatori-
schen und personellen Struktu-
ren - insbesondere bei kleinen
und mittelgroßen Land-Kom-
munen.

GZ: Welche Lösungsansät-
ze gibt es aus Sicht des RBV?

Beck: Übergeordnetes Ziel ist
die Sicherstellung einer langfri-
stigen Erhaltungsstrategie der
Wasser- und Abwassernetze
unter kommunaler Kontrolle.
Hierzu ist die Umstellung auf
leistungsfähige kommunale Un-
ternehmensstrukturen, die Um-
stellung auf Eigenbetrieb oder
auf Kapitalgesellschaften mit
der Kommune als Gesellschaf-
ter dringend notwendig. Weiter-
hin sollten Wasser- und Abwas-
sernetze mittelfristig aus einer
Hand gemanagt werden. Eine
eigene Geschäftsführung und
ein eigenständiger Haushalt
gelten allgemein als Vorausset-
zung für eine effiziente und
überprüfbare Verwaltungsstruk-
tur. Die Zusammenschlüsse sind
notwendig, um das notwendige
personelle Know-how und die
technische Infrastruktur vorzu-
halten, aber auch marktwirt-
schaftlich konkurrenzfähig und
damit nötigenfalls auch „libe-
ralisierungsresistent“ zu wer-
den. Hierbei können auch drin-
gend benötigte private Finan-
zierungs- und PPP-Modelle
stärker zum Einsatz kommen.
Wer die Auswirkung der Libera-
lisierung fürchtet, muss private
Unternehmen mit einbinden.

GZ: Stichwort „Partner-
ship“: Was sind aus Ihrer
Sicht die Voraussetzungen für
eine Verlagerung der Be-
triebsführung an Dritte, bei-
spielsweise Rohrleitungsbau-
unternehmen?

Beck: Zunächst eine eindeu-
tige Schnittstellendefinition der
Zuständigkeiten und Haftungs-
fragestellungen bei Bau, In-
standhaltung und Betriebs-
führung der Netze. Weiterhin
wären die strukturierte Überga-
be von planungsrelevanten Da-
ten, die verbesserte Berücksich-
tigung von angemessenen Pla-
nungszeiträumen, die Verlänge-
rung von Vertragslaufzeiten, die
enge Zusammenarbeit bei der
Ausbildung sowie die verstärkte
Berücksichtigung von Mindest-
anforderungen und einschlägi-
ge Referenzen bei der Auswahl
des „Partners“ wichtige Eck-
punkte. 

GZ: Werden denn Mindest-
anforderungen Ihrer Erfah-
rung nach bei Ausschreibun-
gen derzeit nicht ausreichend
berücksichtigt?

Beck: Leider nein. Es herrscht
vorwiegend ruinöses Preisdum-

ping bei Ausschreibungen. Im-
mer öfter kommen Billiganbie-
ter zum Zuge, die sich nicht an
die von Branchenverbänden wie
dem RBV definierten Mindest-
anforderungen bei Materialien
und Ausführung gebunden
fühlen und dadurch hohe Fol-
genkosten verursachen. Schä-
den, die sich zwangsweise dar-
aus ergeben, werden sich erst

an der Baustelle entstehen. Ho-
he Folgekosten für Kommunen
entstehen laut unseren Mitglie-
dern oftmals auch aus Insolven-
zen von Auftragnehmern, die
sich mit Billigst-Angeboten
zunächst durchgesetzt haben.

GZ: Skeptiker einer stärke-
ren „Privatisierung“ befürch-
ten Einbußen bei den Kon-
trollmöglichkeiten und letzt-
lich einen Qualitätsverlust in
der öffentlichen Daseinsvor-
sorge ...

Beck: Verantwortung kann
nie vollständig übertragen, al-
lenfalls geteilt werden. Wie
schon gesagt, die Kontrolle
muss unserer Meinung nach in
kommunaler Hand bleiben.
Gleichwohl können viele Aufga-
ben der Betriebsführung effekti-
ver und effizienter auch von Pri-
vaten ausgeführt werden. Was
ist denn die Alternative? Wenn
die großen börsennotierten und
auf Gewinnmaximierung ausge-
richteten Versorgungsunterneh-
men beginnen, auch in der
Fläche zu investieren, werden
die letzten Kontrollmöglichkei-
ten zunehmend schwinden. Pub-
lic Private Partnerships bietet
derzeit die besten Möglichkei-
ten. Wenn man das ordentlich
plant und partnerschaftlich auf-
setzt, können alle profitieren -
die Kommune, weil sie wieder
im Rahmen ihrer gesetzlichen
Vorgabe investieren kann, unse-
re Mitgliedunternehmen, da sie
langfristig planen, einstellen
und ausbilden können und die
Verbraucher, da sie mit ihren
Gebühren bei gleichbleibender
Qualität in die Zukunftsvorsor-
ge ihrer Kommune/Region inve-
stieren und nicht den sharehol-
der value anonymer Investoren
unterstützen.                              ?

mittelfristig bzw. langfristig ab-
zeichnen und müssen dann von
der künftigen Generation mitfi-
nanziert werden. So ist bei-
spielsweise laut einer aktuellen
Langzeit-Untersuchung bzgl.
Fehlerursachen bei der Sanie-
rung von Rohrleitungen deut-
lich geworden, dass Leckagen
und geringere Nutzungszeiten
der Rohrleitungen vor allem
durch mangelhafte Ausführung

Fachtagungen in Feuchtwangen und Hirschaid:

Abwasser- und Regenwasser-
behandlung im ländlichen Raum
Ökonomische und ökologische Lösungen mit Hilfe praxisorien-
tierter Referate wurden bei zwei Fachtagungen zum Thema
„Abwasser- und Regenwasserbehandlung im ländlichen Raum“
in Feuchtwangen bzw. Hirschaid präsentiert. Ziel war es, den
Gemeinden und Planern das erforderliche technische Wissen
für ihre tägliche Arbeit zu vermitteln. Als Veranstalter fungier-
ten die Bayerische Akademie Ländlicher Raum in Kooperation
mit dem Bayerischen Industrieverband Steine und Erden e.V.,
BetonBauteile Bayern.

Die bayerischen Kommunen
haben seit Kriegsende über 30
Mrd. Euro in ihre Abwasseranla-
gen investiert; der Freistaat hat
sie mit Zuwendungen in Höhe
von fast 8 Mrd. Euro unterstützt,
erläuterte Gustl Geisenhofer vom
bayerischen Umweltministeri-
um. Im Ergebnis seien heute
knapp 95 Prozent der Einwohner
an kommunale Abwasseranlagen
angeschlossen. Allerdings sei die
Restbelastung aus den großteils
ungenügenden Kleinkläranlagen,
über die die verbleibenden 5 Pro-
zent der Bevölkerung derzeit ihr
Abwasser entsorgen, größer als
die aus allen kommunalen Klär-
anlagen zusammen. Um dieses
Missverhältnis abzubauen, sei es
erforderlich, die verbleibenden
Kleinkläranlagen auf biologische
Reinigung nachzurüsten und ei-
nen ordnungsgemäßen Betrieb si-
cherzustellen.

Anreizinstrument

Insgesamt, so Geisenhofer,
seien rund 100.000 Kleinkläran-
lagen nachzurüsten; der Investi-
tionsbedarf werde auf etwa 600
Mio. Euro geschätzt. Um die
betroffenen Bürger finanziell zu
entlasten und als zusätzliches
Anreizinstrument neben dem
Ordnungsrecht werde die Nach-
rüstung vom Freistaat gefördert.
Der Fördermittelbedarf werde
sich auf voraussichtlich rund
200 Mio. Euro belaufen.

Die ordnungsgemäße Eigen-
kontrolle und fachgerecht durch-
geführte Wartung von Klein-
kläranlagen muss alle zwei Jah-
re durch einen Privaten Sach-
verständigen der Wasserwirt-
schaft bescheinigt werden, be-
tonte Dr.-Ing. Helmut Resch,
Ingenieurbüro Dr. Resch, Weis-
senburg. Dazu werden die
rechtlichen und technischen
Grundlagen zusammenfassend
dargestellt. Exemplarisch wer-
den die häufigsten Mängel be-
nannt, die in der Überwachungs-
praxis immer wieder auffallen.
Notwendig sei eine fachkundi-
ge Betriebsführung. Anlagenbe-
treiber sollten die Wartungsar-
beiten nur dann selbst durch-
führen, wenn sie ein Mindest-
maß an Fachkunde nachweisen
können.

Kostenfrage

Was die Jahreskosten der Fä-
kalschlammentsorgung für den
Grundstückseigentümer anbe-
langt, werden diese in erster Li-
nie von der gewählten wasser-
wirtschaftlichen Lösung für das
überörtliche dezentrale Entwäs-
serungskonzept bestimmt, er-
klärte Dr. Stephan Prechtl, ATZ-
Entwicklungszentrum, Sulzbach-
Rosenberg. Liege dieses fest,
hänge es davon ab, welche Sys-
teme für die Reinigung und/
oder Speicherung der dezentral
zu entsorgenden Abwässer ge-
wählt bzw. zugelassen werden.
Schließlich beeinflussten die
marktüblichen Transportkosten,
die laufenden Kosten für Über-
wachung und Unterhaltung der
Abwasseranlagen sowie die 
Kosten der Fäkalschlammbe-
handlung auf der öffentlichen
Kläranlage die Höhe der in die
Jahreskosten eingehenden Be-
triebskosten.

Instrumente zur Verbesserung
der Wirtschaftlichkeit seien bei-
spielsweise Kostenvergleichs-
rechnungen nach LAWA-Leitli-

nien, kostendämpfender Wett-
bewerb bezüglich Transport/
Entsorgungsdienstleistungen,
Durchführung von Regelent-
leerungen mit straff organisier-
ten Fahrzeugauslastungen sowie
die Aufstellung eines Entsor-
gungsplans für die zu entsor-
genden Gebiete. Zusätzlich
müsse die geplante zunehmen-
de thermisch-energetische Ver-
wertung von Klärschlamm in
Bayern berücksichtigt werden.

Optimale Technologie

Für die Abwasserbehandlung
in zentralen Anlagen, aber be-
sonders für dezentrale Anwen-
dungen, stellt die Membrantech-
nologie nach den Ausführungen
von Prof. Dr. Franz Bischof,
Hans Huber AG (Berching), auf-
grund steigender Ablaufanforde-
rungen und der Erweiterungs-
möglichkeit in bestehenden Bau-
werken „eine optimal passende
Technologie“ dar. Durch die
kompakte und damit Platz spa-
rende Bauweise und die Mög-
lichkeit, das Ablaufwasser durch
Bakterien- und Keimrückhalt
weiter verwenden zu können,
werde zudem ein Beitrag zur
Kreislaufführung der lebensnot-
wendigen und knappen Ressour-
ce Wasser geliefert.

Der zentralen Abwasserbeseiti-
gung würden aber im allgemei-
nen gegenüber der dezentralen
Abwasserreinigung Vorteile in
der Betriebssicherheit und der or-
ganisatorischen Einfachheit zuge-
sprochen, erklärte Bischof. Aus
diesem Grund wurden Membran-
technologien für den Einsatz in
der Abwasserreinigung geschaf-
fen, die Weiterentwicklungen hin-
sichtlich letztgenannter Gesichts-
punkte darstellen.

Flächenversiegelung

Immer mehr Flächen werden
auch im ländlichen Raum durch
die Bebauung mit Dächern,
Straßen, Hof- und Parkplatz-
flächen versiegelt. Die Nieder-
schlagsabflüsse dieser Flächen
werden laut Dr. Brigitte Helm-
reich vom Lehrstuhl für Wasser-
güte- und Abfallwirtschaft, TU
München, in der Regel über die
Kanalisation abgeleitet und - je
nach Ableitungssystem (Trenn-
oder Mischkanalisation) - in der
Kläranlage gereinigt und punk-
tuell in einen Vorfluter eingelei-
tet. Damit sei einerseits der
natürliche Wasserkreislauf zwi-
schen Niederschlag, Verdun-
stung/Versickerung und Grund-
wasserneubildung unterbrochen,
andererseits werde bei Starkre-
genereignissen ein eventuell be-
reits Hochwasser führender 
Vorfluter noch zusätzlich durch
große Wassermassen belastet.
Zudem entstünden hohe Ko-
sten für Kanalnetze und Klär-
anlagen.

Das Verschmutzungspoten-
zial der Regenablaufwässer im
ländlichen Raum könne nicht
pauschal bestimmt werden und
müsse vor Ort ermittelt und ab-
geschätzt werden, so Brigitte
Helmreich. Generell seien Neu-
baugebiete im ländlichen Raum
unkritisch zu betrachten, jedoch
sollten diese eine ideale Ver-
kehrsanbindung besitzen, um
für Bauherren attraktiv zu sein.
Diese Verkehrsanbindung sollte
am besten durch Autobahnnähe
oder stark befahrene Bundes-
straßen gegeben sein.             DK

Hochwasser-Gefahr
in Garmisch gebannt

25 Millionen Euro für Wildbach-Zähmung

Künftig wird ein Hochwasser wie Pfingsten 1999 nicht mehr in
einer Katastrophe münden, betonten Bayerns Umweltminister
Werner Schnappauf und Ministerpräsident Edmund Stoiber
zu Beginn der umfangreichen Hochwasserschutzbauten in
Garmisch-Partenkirchen. Schnappauf: „Für die notwendigen
Hochwasserschutzmaßnahmen zur Zähmung der Wildbäche
Kanker und Partnach hat der Freistaat tief in die Tasche ge-
griffen. Mit einem Investitionsvolumen von 25 Millionen Euro
ist Vorsorge für ein 100-jährliches Hochwasser getroffen.“

Nach den Worten des Ministers
hatten damals sintflutartige Re-
genfälle die Kanker im Ortsteil
Partenkirchen über die Ufer treten
lassen, wodurch Schäden in Mil-
lionenhöhe entstanden sind und
ein Todesopfer zu beklagen war.
Schnappauf: „Künftig wird ein
ausgeklügeltes Mehr-Komponen-
ten-Schutzsystem aus Rückhalte-
becken, Hochwasser-Überleitung
und Wildbach-Ausbau 85 Hektar
dicht bebautes Ortsgebiet mit 700
Gebäuden und 5.000 Einwohnern
vor einem hundertjährlichen
Hochwasser schützen.“ Die Ge-
samtbauzeit für das Projekt betra-
ge voraussichtlich sechs bis acht
Jahre, so der Minister. 

Minimaler Eingriff

Das über einen europaweiten
Wettbewerb erarbeitete Schutz-
konzept kombiniere verschiedene
technische Schutzkomponenten,
so der Minister weiter. Schnapp-
auf: „Durch das innovative Kon-
zept wurde es möglich, den Ein-
griff in den Gebäudebestand und
in die privaten Grundstücke so
gering wie möglich zu halten.
Das spart Kosten und erhöht die
Akzeptanz für die Baumaßnah-
men bei den Ortsansässigen.“

Nach den Worten Schnappaufs
beruht das Schutzkonzept auf 4
Komponenten: Ein Rückhalte-
becken beim Klinikum kann mit
einem Stauraum von 220.000
Kubikmeter soll bei größeren
Hochwasserabflüssen die Hoch-
wasserspitze der Kanker dämpfen
und wird deswegen im Mittel nur

alle 30 Jahre eingestaut. Vom
Rückhaltebecken wird ein 1.300
Meter langer unterirdischer Kanal
errichtet, der es ermöglicht, bis zu
30 Kubikmeter Wasser in der Se-
kunde von der Kanker in die Part-
nach überzuleiten. Darüber hin-
aus wird die Partnach auf einer
Länge von 3.000 Metern ausge-
baut, so dass anstelle von derzeit
97 Kubikmeter in der Sekunde
künftig 131 Kubikmeter Wasser
abfließen können. Und schließ-
lich muss die Kanker im Ortsbe-
reich von Partenkirchen auf einer
Länge von ca. 800 Meter voll-
ständig neu gestaltet werden. Da-
von sind ca. 550 Meter offenes
Gerinne; die Reststrecke von 250
Metern verläuft unterirdisch unter
dem Rathausplatz und der Bun-
desstraße B2. Schnappauf bezif-
fert die Gesamtkosten auf ca. 25
Millionen Euro, die vom Frei-
staat, vom Markt Garmisch-Par-
tenkirchen und von der Europäi-
schen Union über Interreg IIIA
getragen werden.

Schnappauf erinnerte in diesem
Zusammenhang, dass die rund
700 Wildbäche im Alpenraum
auf rund 12 000 Kilometer Länge
für die Anwohner immer wieder
Gefahren darstellen. Seinen An-
gaben zufolge habe der Freistaat
allein in den letzten 10 Jahren
rund 190 Millionen Euro für den
Schutz vor den Gefahren durch
Wildbäche investiert; weitere 100
Millionen Euro seien in den näch-
sten fünf Jahren noch erforder-
lich. Schnappauf: „Hochwasser-
schutz ist eine Langfristaufgabe,
die höchsten Einsatz verlangt.“ ?

Dipl. Ing. Dieter Beck.          ?
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Prävention im 
Miteinander

Hochwasserschutz-Symposium in Traunstein 
Damit knapp zwei Jahre nach der verheerenden August-Flut
das Sprichwort „Aus den Augen, aus dem Sinn“ keine ver-
hängnisvolle Gültigkeit erlangen kann, trafen in Traunstein
Bürgermeister sowie Kreis- und Gemeinderäte zu einem Hoch-
wasser-Symposium zusammen. Unter der Leitung von Land-
rat Hermann Steinmaßl und dem Leiter des Wasserwirt-
schaftsamts Traunstein, Günter Hopf, nutzten sie die Gelegen-
heit, von Expertenseite Interessantes über Klimaentwicklung
und Hochwasserschutz zu erfahren. 

Landrat Hermann Steinmaßl
verwies eingangs auf die Soli-
darität der Bevölkerung und die
Leistungen der Hilfsorganisa-
tionen beim August-Hochwas-
ser 2002. Die Katastrophe habe
aber auch gezeigt, dass noch
viel Handlungsbedarf beim
Hochwasserschutz bestehe. Um
auf ein möglicherweise noch
größeres Hochwasser vorberei-
tet zu sein, müssten weitere Vor-
sorgemaßnahmen getrof-
fen werden. Steinmaßl: „Große
Hochwasser mit Sicherheit zu
verhindern ist unmöglich. Unser
Ziel muss es sein, die Schäden
zu begrenzen.“ Nur im Mitein-
ander von Politik, Behörden,
Fachstellen sowie Bürgerinnen
und Bürgern könne diese Auf-
gabe bewältigt werden. 

Günter Hopf ließ die Hoch-
wasser-Ereignisse seit 1998 Re-
vue passieren. Damals habe sich
in Maria Gern bei Berchtes-
gaden nach einem starken Re-
gen innerhalb von nur 45 Minu-
ten ein Jahrhundert-Hochwasser
gebildet. 1999 hatte Bayern mit
dem Pfingsthochwasser zu
kämpfen, 2002 traf es den
Landkreis Traunstein mit voller
Wucht. Gemäß der „Hochwas-
serschutz-Strategie in Bayern“
setze auch das Wasserwirt-
schaftsamt Traunstein auf drei
Säulen: natürlicher Rückhalt,
technischer Hochwasserschutz
und weitergehende Hochwas-
servorsorge. 

Wirtschaftsfaktor

Seit 1994 seien die staatlichen
Investitionen allein für Gewäs-
ser erster Ordnung im Amtsbe-
zirk seiner Behörde, der die
Landkreise Traunstein, Altöt-
ting und Berchtesgadener Land
umfasst, von 200.000 Euro auf
fünf Millionen Euro pro Jahr
gestiegen. In den nächsten 30
Jahren seien für 200 Neubau-
Projekte 300 Millionen Euro
und für den Gewässerunterhalt
weitere 230 Millionen Euro not-
wendig. Hopf: „Diese Maßnah-
men sind auch ein wichtiger
Wirtschaftsfaktor. Zum einen
helfen sie dem Bausektor, zum
anderen dienen sie der Risiko-
minimierung für das Gewerbe.“
Mit Blick auf die Verwaltungs-
reform warnte Hopf vor ei-
ner Privatisierung des Hoch-
wasserschutzes. Das Wasser-
wirtschaftsamt Traunstein re-
krutiere sich aus einem erfahre-
nen, eingespielten Team, das
nicht zerschlagen werden dürfe. 

Akzeptanzprobleme

Auf Akzeptanzprobleme des
Hochwasserschutzes in der Be-
völkerung spielten der Bundes-
tagsabgeordnete Dr. Peter Ram-
sauer sowie der Stimmkreisab-
geordnete und Landtagspräsi-
dent Alois Glück an. Ober- und
Unterliegergemeinden hätten
zum Beispiel völlig verschiede-
ne Interessen, so Ramsauer.
„Die einen wollen es schnell
weg bekommen, die anderen
möchten es möglichst wohl do-
siert.“ In dieser Hinsicht sei viel
Vermittlungsarbeit notwendig,
um Einigkeit herzustellen.
Glück fasste das Problem in der
Frage zusammen: „Wie schaf-
fen wir es, das Bewusstsein für
die Notwendigkeit der Maßnah-
men aufrecht zu erhalten, wenn

mal ein paar Jahre nichts pas-
siert?“ Besonders bei den Land-
wirten tauche die Frage nach
der Verhältnismäßigkeit auf,
wenn einerseits ihre Grund-
stücke von Schutzmaßnahmen
betroffen seien, andererseits
aber Baugebiete in Hochwas-
sergebieten ausgewiesen wür-
den. In erster Linie gelte es des-
halb, Einvernehmen mit den
Bauern herzustellen und das
Verständnis für naturräumliche
Zusammenhänge zu stärken. 

Tittmonings Bürgermeister
Dietmar Cremer, Kreisvorsit-
zender des Bayerischen Ge-
meindetags, forderte eine besse-
re Finanzierung des Hochwas-
serschutzes bei gleichzeitig en-
gerer Einbindung der Gemein-
den durch den Staat: „Wenn die
Kommunen an ihrer Existenz
knabbern, wird es schwierig,
den Hochwasserschutz umzu-
setzen.“

Sensibles Gebiet

Für Nachdenklichkeit im Au-
ditorium sorgte das Referat von
Dr. Gerhard Berz von der Mün-
chener Rückversicherungsge-
sellschaft zum Thema „Natur-
katastrophen und Klimaände-
rung“. Die Erfahrungen der Ver-
gangenheit seien für die Zu-
kunft nicht mehr gültig. Berz
zufolge „denken wir zu kurzfri-
stig, so dass wir von den Ent-
wicklungen immer wieder über-
rascht werden“. Seit über 30
Jahren beobachte sein Unter-
nehmen weltweit Naturkatastro-
phen wie keine andere Organi-
sation. Von 14.000 Schadenser-
eignissen rührten 84 Prozent
aus Wetterkatastrophen, auf die
der Mensch heute mehr denn je
Einfluss habe. Der Häufigkeits-
anstieg von Naturkatastrophen
sei „dramatisch“. Besonders der
Alpenraum sei ein sensibles Ge-
biet. Die Hauptursache machte
Berz in der Entstehung eines
„völlig neuen Weltklimas“ durch
übermäßige zivilisatorisch be-
dingte CO2-Emissionen aus. 

Fachreferate

Weitere Fachreferate zu den
Themen Wasserrückhalt in der
Fläche, Hochwasservorsorge
und Technischer Hochwasser-
schutz lieferten detaillierte In-
formationen. Mario Franke und
Georg Hermannsdorfer vom
Wasserwirtschaftsamt Traun-
stein stellten mit anschaulichen
Beispielen die Leistungen ihrer
Behörde vor und betonten dabei
besonders die Aspekte der ko-
stenlosen Beratung und der
staatlichen Förderung. Eike
Steinmetz von der Münchner
Direktion für Ländliche Ent-
wicklung schilderte die positi-
ven Folgen der Flurbereinigung
für der Hochwasserschutz. Dr.
Reinhard Mößmer von der
Bayerischen Landesanstalt für
Wald- und Forstwirtschaft er-
läuterte die hohe Bedeutung ei-
nes gesunden Bergmischwaldes
für Hemmung des Oberflächen-
abflusses. Kreisbaumeister Bern-
hard Greimel wies darauf hin,
dass nach einem Gerichtsur-
teil bei der Erstellung neuer
Flächennutzungspläne Bauland-
Ausweisungen in festgesetzten
Überschwemmungsgebieten
nicht mehr genehmigungsfähig
seien.                                          DK

Auf zu neuen Seeufern 
Internationales Aktionsprogramm für den Bodensee setzt

neue Schwerpunkte / Uferzonen besonders gefährdet

Während sich die Wasserqualität am Bodensee weiter verbes -
sert hat, rücken nun die Uferzonen ins Visier. Deren oft man-
gelhaften Zustand wollen die Anrainerstaaten mit ihren Län-
dern und Kantonen jetzt gemeinsam und gezielt verbessern.
Die Verbesserung der ökologisch besonders empfindlichen
Ufer- und Flachwasserbereiche ist deshalb der Schwerpunkt
eines neuen Bodensee-Aktionsprogramms der Internationalen
Gewässerschutzkommission für den Bodensee (IGKB). Der
Freistaat, zu dem 18 Kilometer Seeufer am drittgrößten See
Mitteleuropas gehören, wird sich daran aktiv beteiligen. 

Mit dem auf sechs Jahre
ausgelegten Programm wer-
den die Uferabschnitte am ge-
samten See detailliert erfasst,
einheitlich bewertet und Ver-
besserungsvorschläge ent-
wickelt. Derzeit sind 47 Pro-
zent des gesamten Boden-
seeufers mit Ufermauern hart
verbaut oder erheblich verän-
dert und nur ein Drittel hat
noch einen natürlichen Cha-
rakter, wie am vergangenen
Mittwoch bei der Vorstellung
des Aktionsprogramms in Lin-
dau verlautete. „Uferzonen
sind zugleich von der Land-
und Wasserseite beeinflusst
und deshalb besonders gefähr-
det“, sagte Albert Göttle, Prä-
sident des Bayerischen Lan-
desamtes für Wasserwirtschaft
(LfW). 

Flachwasserzone

Die Flachwasserzone macht
am Bodensee mehr als ein
Zehntel der gesamten Fläche
des Sees aus, der bayerische
Anteil beträgt rund fünf Qua-
dratkilometer. In der Flach-
wasserzone sind Land, Wasser
und Seeboden besonders eng
miteinander vernetzt. Sie be-
herbergt die vielfältigsten,
aber auch empfindlichsten Le-

bensgemeinschaften und ist
wichtige Kinderstube vieler
Tiere und Pflanzen. Freizeit
und Erholung beeinträchtigen
diese Wasserzone jedoch sehr
stark. Hierzu tragen vor allem
die 179 Hafenanlagen und 125
Steganlagen bei, sowie zahl-
reiche Strandbäder und Cam-
pingplätze entlang des Sees. 

Nutzungsdruck

Sorge bereitet den Fachleu-
ten der IGKB zudem der Nut-
zungsdruck auf die Seeufer
von der Wasserseite her. Von
den 57.000 auf dem See zuge -
lassenen Booten haben etwa
die Hälfte einen Wasserliege-
platz und beanspruchen da-
durch stark die Wasserfläche.
In der Diskussion sind auch
die Bojenliegeplätze, weil die
Bojenfelder die Vegetation im
Flachwasserbereich schädigen
können. Nachdem die Schilf-
bestände am Bodensee in den
letzten Jahrzehnten um fast 50
Prozent zurückgegangen wa-
ren, hatte der Freistaat im
bayerischen Uferabschnitt von
Reutin ein groß angelegtes Re-
naturierungsprojekt durchge-
führt und ein sieben Hektar
großes Schilfgebiet erfolg-
reich „aufgepäppelt“. Der Er-

Diringer & Scheidel Rohrsanierung:

Kostengünstiges Verfahren
zur Anwendung gebracht

Zementmörtelauskleidung in Speyer: Spezielle Form der Wasserleitungssanierung 

Unter dem Dach der Diringer & Scheidel Rohrsanierung kon-
zentrieren verschiedene Firmen ihre Kompetenz. Kennzeichen
sind technische Innovationen und hochspezialisiertes Know-
how. Diringer & Scheidel Rohrsanierung qualifiziert sich mit
einem umfassenden Programm moderner Technologien für je-
den Bedarfsfall. Aktuelles Beispiel: Der Auftrag für eine Ze-
mentmörtelauskleidung in Speyer.

2004 haben die Stadtwerke
Speyer 1,9 Kilometer Zement-
mörtelauskleidung in den Di-
mensionen DN 100 bis DN 250
ausgeschrieben. Erstmals stand
diese auch im Wettbewerb zu
anderen unterirdischen Neuver-
legungsverfahren. Die Diringer
& Scheidel Rohrsanierung er-
hielt mit ihrem Angebot den Zu-
schlag. Folgende Arbeitsschritte
werden hierbei angewendet:
Nach der Außerbetriebnahme
der jeweiligen Leitungsab-
schnitte und nach einer Einrich-
tung einer Notversorgung wer-
den die Reinigungs- und Aus-
kleidungsarbeiten durchgeführt.
Übliches Reinigungsverfahren
in begehbaren Leitungen ist die
mechanische Reinigung von
Hand, bzw. mit Kratzern, Bür-
sten und Gummischeiben.

Arbeitsschritte

Das Beschichtungsmaterial
wird durch einen schnell rotie-
renden Schleuderkopf gegen 
die Rohrwand geworfen. Im
Großrohrbereich ab DN 500
kann mit elektrisch angetriebe-
nen, luftbereiften und selbstfah-
renden Anschleudermaschinen
ausgekleidet werden. Im Klein-
rohrbereich von DN 80 bis DN
600 kleidet man üblicherweise
mit druckluftbetriebenen Moto-
ren aus. Aus einem Mischbehäl-
ter wird der Zementmörtel über

einen Mörtelschlauch in den
Schleuderkopf gepumpt. Durch
radial angeordnete, im Außen-
bereich kammartig ausgebildete
Bleche ist eine gleichmäßige
Verteilung des Mörtels möglich.
Durch eine konstante Zugge-
schwindigkeit erhält man eine
gleichmäßige und optimale
Schichtstärke. 

Zwölf Stunden Standzeit

Innerhalb von 24 bis 26 Stun-
den ist der Mörtel abgebunden.
Danach wird die Leitung mit
Wasser gefüllt. Zum Aufbau des
pH-Wertes muss eine Standzeit
von zwölf Stunden eingehalten
werden. Anschließend wird die
Leitung gründlich gespült, auf
Bakterien untersucht und wie-
der in Betrieb genommen.

Bestandteile

Der Zementmörtel besteht
aus Zement nach DIN 1164 und
Quarzsanden mit einem Größt-
korn von einem Millimeter und
Wasser in Qualität von Trink-
wasser, in einem Mischungsver-
hältnis von 1:1. Betonzusatzmit-
tel dürfen grundsätzlich nicht ver-
wendet werden.

Während der gesamten Bau-
zeit ist die Wasserversorgung
der Anwohner zu jedem Zeit-
punkt sichergestellt. Wegen des
geringen Umfangs tiefbautech-

nischer Arbeiten ist hier sowohl
ein kostengünstiges Verfahren
als auch eine anwohnerfreundli-
che Methode zur Sanierung von
Wasserleitungen zum Einsatz
gelangt.

Korrosionsschutz

Seit langem ist bekannt, dass
hydraulischer Zementmörtel ein
hochwertiger Korrosionsschutz
für wasserberührtes Eisen ist
(z.B. Stahlbeton). Aus diesem
Grund sind die Hersteller von
Trinkwasserleitungen aus Guss
oder Stahl bereits Anfang der

mentmörtel ausgekleidete Lei-
tung einer Neuleitung gleichzu-
setzen ist und die Nutzungsdau-
er weitere Jahrzehnte beträgt.

Anwendung in den 80ern

Bereits in den 80er Jahren
wurde die ZM-Auskleidung an-
gewandt. Diese wirkt gegen
Wassertrübungen, beugt gegen
Inkrustrationen und daraus re-
sultierende Querschnittsveren-
gungen vor. Zudem schützt sie
vor Leitungsverstopfung im
Hausanschlussbereich wegen
abgelöster Inkrustrationspro-
dukte. In der Praxis wurde auch
ein statistisch ermittelter Rück-
gang der Rohrbruchhäufigkeit
festgestellt. Eine quantitative
Aussage über Wasserverlustre-
duzierungen ist nicht möglich;
da aber Löcher bis 30 Millime-
ter bei Versuchen druckfest
überbrückt werden konnten,
werden Wasserverluste mit der
ZM-Sanierung sicher reduziert.

Spezielles Gerät

Zunächst gelingt es,
die Altrohrstrecke von
Inkrustrationen zu rei-
nigen. Bei Graugus-
srohren sind die quer-
schnittsverengenden
Ablagerungen selbst
dann relativ leicht zu
lösen, wenn sie eine
hohe Mächtigkeit auf-
weisen. Das Abför-
dern des gelösten
Materials aus der
Rohrstrecke erfordert
jedoch ein spezielles

Reinigungsgerät.

Nacharbeiten mit Stahlbürste

Haben sich spongiose Korro-
sions-Nester gebildet, muss mit
einer Stahlbürste nachgearbeitet
werden, um diese bestmöglich
zu reinigen. Bei Stahlrohren
hingegen sind die Korrosions-
produkte oft schwer zu lösen
und zu entfernen. Ihre Bindung
an die Rohrwandung ist oft sehr
fest, die Konsistenz äußerst
hart. Hier sind entsprechende
verstärkte Stahlkratzer mit ho-
her Vorspannung der Einzelfe-
der einzusetzen. Teilweise sind
bei Kleinrohren Zugkräfte bis
zu sechs Tonnen aufzuwenden.

Konstante Geschwindigkeit

Um eine gleichmäßige Be-
schichtung der Rohrwandung
mit Zementmörtel erzielen zu
können, ist eine konstante Ge-
schwindigkeit des Schleuder-
gerätes im Rohr erforderlich.
Die Leistung der Mörtelpumpe
ist so abzustimmen, dass sie der
maximalen Mörtelabnahme am
Schleuderkopf entspricht. Da-
her gibt es keine Universal-
Mörtelpumpe, sondern ein auf
die jeweilige Nennweite des
Rohres abgestimmtes Gerät.
Die optimale Schichtstärke liegt
in diesem Fall bei fünf bis sechs
Millimetern.                              JB

folg hat nicht lange auf sich war-
ten lassen: Im Reutiner Schilfge-
biet, das nun als Naturschutzge-
biet ausgewiesen werden soll,
brüten heute 45 Vogelarten. 

Problem besonderer Art

Mit einem Problem beson-
derer Art kämpft Bayern in
seinen Bodenseeuferabschnit-
ten: Durch die vorherrschen-
den Westwinde werden große
Mengen Treibholz an das
bayerische Ufer gespült. Mehr
als 10.000 Kubikmeter müs-
sen jährlich aus dem See ge-
fischt werden, dabei fallen
Unterhaltungskosten von
300.000 Euro an. Seit dem
vergangenen Jahr wird den
Mitarbeitern des Kemptener
Wasserwirtschaftsamtes an der
Seemeisterstelle Lindau diese
Arbeit wesentlich erleichtert.
Das neue Räumboot mit einer

Ladekapazität von acht Tonnen
Treibholz kann in den empfindli-
chen Flachwasserabschnitten be-
sonders schonend arbeiten. 

Verabschiedetes Programm

Das neue Aktionsprogramm
Bodensee 2004-2009 wurde im
Mai von den Mitgliedern auf
der 50. Tagung der IGKB ver-
abschiedet. Die IGKB wurde
1959 gegründet und ist weltweit
eine der ersten internationalen
Gewässerschutzkommissionen.
Ihr gehören die Schweiz, Öster-
reich und auf deutscher Seite
Baden-Württemberg und der
Freistaat Bayern an. Bayern
wird im nächsten Jahr turnus-
mäßig die Kommissionsleitung
und Geschäftsführung bis 2007
übernehmen. Weitere Infos zum
„Aktionsprogramm Bodensee
2004 bis 2009“ unter http://
www.igkb.de                          ?

70er Jahre dazu übergegangen,
alle Rohre mit einer werksseiti-
gen Zementmörtelauskleidung
zu liefern. Die nachträgliche
ZM-Auskleidung ist heute
Stand der Technik, der anhand
von Merkblättern des Bundes-
verbandes der deutschen Gas-
und Wasserwirtschaft (DVGW)
eindeutig definiert ist. Bei den
Stadtwerken Speyer konnte die
Zementmörtelauskleidung im
Wettbewerb zu Tiefbau und an-
deren unterirdischen Neuverle-
gungen erneut bestehen.

Qualitätskriterium

Die maximale Auskleidungs-
lage liegt bei 150 Metern, die
Gesamtstrecke beträgt etwa
2000 Meter. Ein wichtiges Qua-
litätskriterium ist die Abfilte-
rung von Öl und Kondensat aus
der vom Kompressor erzeugten
Pressluft für den Antrieb der
Schleudermotoren. Durch zu-
sätzlich eingebaute Ölfilter und
Lufttrockner können die von
Diringer & Scheidel verwende-
ten Kompressoren diese Anfor-
derung auf hervorragende Wei-
se erfüllen.

Rohrproben aus Leitungen,
die bereits in den 80er Jahren
saniert wurden, zeigten keine
Beeinträchtigung der ZM-Be-
schichtung, wie beispielsweise
durch Absanden. Es ist davon
auszugehen, dass die mit Ze-

Effektive ZM-Auskleidung von D&S.
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LVBW-Generalversammlung in Regensburg:

Chancengleichheit für
die Wasserkraft!

„Trotz des regenarmen Sommers trug die Wasserkraft im ver-
gangenen Jahr rund 16 Prozent zur Deckung des bayerischen
Strombedarfs bei. Zum Vergleich: Wind und Sonne schafften
gemeinsam weniger als zwei Prozent“, betonte LVBW-Vor-
standsvorsitzender Erich Krauß bei der 55. ordentlichen Ge-
neralversammlung des Landesverbandes der Bayerischen
Wasserkraftwerke in Regensburg. 

Wasserkraft, so Krauß, sei der
bedeutendste erneuerbare Ener-
gieträger Bayerns und führe in
der Öffentlichkeit dennoch ein
Schattendasein. Wasserkraft be-
nötige auch Werbung. Sie ver-
binde in hervorragender Weise
das Nachhaltigkeitsideal einer
Klima schonenden Kreislauf-
wirtschaft. Keinen Zweifel ließ
Kraus daran, dass das Wasser-
kraftpotenzial des Freistaats
weitgehend erschlossen sei. Le-
diglich eine Erhöhung um rund
10 Prozent ist nach Untersu-
chungen des bayerischen Um-
weltministeriums noch möglich.

Krauß forderte „Chancen-
gleichheit für die Wasserkraft“,

die gegenüber anderen regene-
rativen Energien immer noch
benachteiligt werde. Ein weite-
res Thema, das ihm am Herzen
liege, sei die friedliche Koexi-
stenz zwischen Wasserkraftnut-
zung und Fischerei. Der Vor-
standsvorsitzende rief dazu auf,
aufeinander zuzugehen und die
bisherigen Anfeindungen zu be-
enden.

Säule der Energieversorgung

Wirtschaftsstaatssekretär Hans 
Spitzner bezeichnete die Was-
serkraft als „Säule bayerischer
Energieversorgung“. Den Kraft-
werksbetreibern werde das

bayerische Wirtschaftsministe-
rium weiterhin ein verlässlicher
Partner sein. Kritik übte Spitz-
ner an der Novellierung des so-
genannten Erneuerbaren-Ener-
gien-Gesetzes (EEG). Über die-
ses Gesetz erfolgt maßgeblich
auch die Förderung der Wasser-
kraft. Spitzner kritisierte vor al-
lem die kostenintensive Unter-
stützung neuer Windkraftanla-
gen: „Das ist eine Fehlleitung
von Ressourcen, da Klima-
schutz anderweitig viel günsti-
ger zu haben ist“, erklärte der
Staatssekretär. Das geplante Ge-
setz berge die Gefahr einer Dau-
ersubventionierung der Wind-
kraft. Die bayerische Position
zur Novelle laute daher: Befri-
stung bis 2007 und Erarbeitung
einer grundlegenden Neurege-
lung nach dem Leitmotiv „So-
wohl-als-auch“ statt „Entweder-
oder“. Ziel müsse ein „ausge-
wogener Energiemix“ sein. 

Kaum neue Impulse

Wenn das Gesetz in Kraft
tritt, profitieren laut Spitzner
kleine Anlagen - unter bestimm-
ten Voraussetzungen -, da sie
zwei Cent mehr je Kilowatt-
stunde Strom erhalten. Große
Kraftwerke erhielten kaum neue
Impulse. „Wir müssen auch dar-
auf achten, dass überzogene An-
forderungen des Umwelt- und
Naturschutzes der Wasserkraft

nicht das Wasser abgraben“, so
der Politiker weiter.

Ehe Dipl.-Ing. Manfred Mi-
chelberger, der eine Turbinen-
schleiferei in Augsburg betreibt,
die Herstellung von einteilig ge-
gossenen Wasserturbinenlaufrä-
dern präsentierte, referierte
ZDF-Meteorologe Dieter Walch
über die Klimaveränderungen
und deren Folgen. 

Veränderte Klimazonen

Walch  führte an, dass seit Be-
ginn der Industrialisierung die
Temperatur im globalen Mittel
bereits um etwa 0,7 Grad zuge-
nommen hat. Die Erwärmung
schreite immer mehr voran.
Modellrechnungen belegten,
dass bis ins Jahr 2100 die Tem-
peratur noch einmal um etwa
3,5 Grad Celsius ansteigen
wird. Dies werde umfassende
Veränderungen der Klimazonen
mit sich bringen. 

Auswirkungen

Konkret handle es sich dabei
um mehr Regen in den Tropen,
Verschiebung der trockenen Ge-
biete in den Subtropen um eini-
ge hundert Kilometer nach Nor-
den, Zunahme heftiger Unwet-
ter, hierzulande feuchtere Win-
ter und trockenere Sommer
(ähnlich wie am Mittelmeer),
höhere Schneemengen in den
Alpen (weil die ergiebigsten
Schneefälle knapp unter null
Grad fallen), häufigere Über-
schwemmungen vor allem im
Frühling, Abschmelzen der In-
landgletscher, Ansteigen des
Meeresspiegels, Veränderungs-
stress für Pflanzen und Tierwelt
sowie höhere Anfälligkeit für
Krankheiten und Seuchen.

Walch zufolge „werden wir in
diesem Jahrhundert völlig neue
Krankheiten erleben und zudem
mit Krankheiten konfrontiert
werden, die wir für ausgestorben
gehalten haben“. Hierzu zählten
u.a. Pest und Cholera.              DK

GZ Aktuelle Rechtsprechung§ §
Überschwemmung des

Grundstücks durch Starkregen
Wenn ein Bachlauf verrohrt worden ist, dient er der gemeind-
lichen Kanalisation als Vorfluter, so dass die Gemeinde gene-
rell schadensersatzpflichtig ist, wenn aus diesem Entwässe-
rungssystem Wassermassen austreten und Grundstücke über-
fluten. Ist für die Überschwemmung aber ein Starkregen ur-
sächlich, taucht die Frage auf, ob sich die Gemeinde auf höhe-
re Gewalt berufen kann. Dazu gibt es in der Rechtsprechung
ganz unterschiedliche Äußerungen. 

Nunmehr hat sich der Bun-
desgerichtshof im Urteil vom
22.4.2004 -111 ZR 108/03 - zu
dem Thema geäußert. Danach
ist bei einem ganz ungewöhnli-
chen und seltenen Regenereig-
nis (Katastrophenregen), wie es
bei einer Wiederkehrzeit von
mehr als 100 Jahren vorliegt,
der Einwand höherer Gewalt
zulässig. 

Gefährdungshaftung

Die gesetzliche Gefährdungs-
haftung für gefährliche Anlagen
beruht nämlich auf dem Gedan-
ken, dass derjenige, der zur För-
derung seiner Zwecke erlaub-
termaßen Gefahren schafft, de-
nen sich andere nicht in zumut-
barer Weise entziehen können
auch ohne Verschuldensnach-
weis für die Schäden aufkom-
men soll, die bei dem gefahren-
trächtigen Betrieb - auch bei
Einhaltung aller Sorgfalt - ent-
stehen. 

Schaden durch 
höhere Gewalt

Ausnahmen sieht das Gesetz
insbesondere dann vor, wenn der
Schaden durch höhere Gewalt
verursacht worden ist. Darunter
versteht die Rechtsprechung 
ein betriebsfremdes, von außen
durch elementare Naturkräfte
oder durch Handlungen dritter
Personen herbeigeführtes Ereig-
nis, das nach menschlicher Ein-
sicht und Erfahrung unvorher-
sehbar ist, mit wirtschaftlich er-
träglichen Mitteln auch durch
äußerste, nach der Sachlage ver-
nünftigerweise zu erwartende
Sorgfalt nicht verhütet oder un-
schädlich gemacht werden kann. 

Nach diesen Maßstäben ist
die Überlastung einer Abwas-
serkanalisation durch einen Ka-
tastrophenregen nicht mehr den
Risiken der Anlage zuzurech-

nen. Es geht in solchen Fällen
letztlich um ganz außergewöhn-
liche, katastrophenartige Wir-
kungen elementarer Naturkräf-
te, auf die die Gemeinde wegen
deren Seltenheit ihr Kanalsy-
stem wirtschaftlich zumutbar
nicht einrichten kann und muss. 

Von der Gemeinde darf zwar
im allgemeinen erwartet wer-
den, dass die von ihr betriebene
Abwasserkanalisation das auf-
genommene Wasser schadlos
ableitet. Gleichwohl findet die
Gefährdungshaftung für Rohr-
leitungsanlagen ihre Grenze in
der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit der Kommunen und
dem von ihnen vernünftigerwei-
se zu erwartenden Aufwand bei
der Auslegung ihres Kanalsys-
tems. 

Wo ist die Grenzlinie 
zu ziehen?

Wo genau die Grenzlinie zu
ziehen ist, hängt von den Um-
ständen des Einzelfalls ab und
entzieht sich einer einheitlichen
rechtlichen Beurteilung. Wenn
es im konkreten Fall aber um
die Frage geht, ob die gemeind-
liche Abwasseranlage Nie-
derschlagsmengen zu bewälti-
gen hat, die seltener als alle 100
Jahre zu erwarten ist, ist diese
Grenze überschritten.

Demgegenüber kann sich der
Geschädigte nicht darauf beru-
fen, die Anlage wäre nicht aus-
reichend dimensioniert gewesen
und hätte nicht den anerkannten
Regeln der Technik entspro-
chen. Darauf kommt es nämlich
bei katastrophenartig erhöhten
Regenmengen nicht an.

Auch liegt dann wegen des
fehlenden Ursachen-Zusammen-
hangs zwischen irgendwel-
chen Pflichtverletzungen und
dem Schaden keine zum Scha-
densersatz verpflichtende Amts-
pflichtverletzung vor.        Dr. -tt-

Regierung von Unterfranken:

„Projekt Wasser“ für
unterfränkische Schulen
Wasser ist keine trockene Sache - auch nicht im Schulun-
terricht! Mit dieser Devise hat die Aktion Grundwasser-
schutz der Regierung von Unterfranken bereits seit 2002
Aktionen und Maßnahmen für und mit unterfränkischen
Schulen, insbesondere Grundschulen, gestartet. Neu fertig
gestellt sind nunmehr die Unterrichtsmaterialien „Projekt
Wasser“ für unterfränkische Grundschulen, die Regie-
rungspräsident Dr. Paul Beinhofer in Würzburg vorstellte.

Ganz nebenbei drückte Beinhofer nochmals die Schulbank.
Trocken wurde der Unterricht freilich nicht. Denn zum „Pro-
jekt Wasser“ beschäftigten sich Kinder der UNESCO-Grund-
schule Heuchelhof auf der Basis der Unterrichtsmaterialien mit
einzelnen Unterrichtsblättern.

Besonderheiten der Region im Vordergrund

Die rund 100-seitige Handreichung ist für den fächerüber-
greifenden, projektorientierten Unterricht im dritten und vier-
ten Schuljahr konzipiert. Sie enthält Lerneinheiten wie Was-
serversorgung, Grundwasserschutz oder Wasserkreislauf. Im-
mer stehen dabei die Besonderheiten Unterfrankens im Vor-
dergrund. Die Materialien bestehen aus Folien, Arbeitsblättern,
Spielideen, einem Wandposter, Informationsteilen für Lehrer
und vielen Literaturhinweisen. Kinderillustrationen tragen zum
Lernspaß bei.

Das Team der Aktion Grundwasserschutz hat die Handrei-
chung „Projekt Wasser“ gemeinsam mit einem Arbeitskreis aus
Grundschullehrerinnen erarbeitet. Grundlage war ein Schul-
wettbewerb zum Thema „Trinkwasser - Lebensmittel Nr.1“ im
Jahr 2002, an dem sich 27 Schulklassen beteiligten. Die Hand-
reichung wird im Herbst an sämtliche unterfränkischen Grund-
schulen verteilt. DK

Neue Technologien für
den Wasserkreislauf

Internationales Symposium der Hans Huber AG, Berching 

Seit langem zeigt sich, dass neue Konzepte und Technologien
notwendig sind, damit sauberes Trinkwasser und hygienisch
einwandfreie Abwasserreinigung weltweit gewährleistet wer-
den können. Ziel dieser neuen Ansätze ist es, die Technologien
in Zukunft auf die Knappheit des Wassers auszurichten und
neue Technologien für den Wasserkreislauf zu entwickeln. 

Diese neuen Technologien ei-
ner breiten Öffentlichkeit zu-
gänglich zu machen, war Ziel ei-
nes Symposiums in Berching,
das die Hans Huber AG mit
renommierten Spezialisten der
Abwasserreinigung durchführte.
Technologien, die an die Mög-
lichkeiten und Notwendigkeiten
verschiedener Märkte und an
verschiedene Aufgabenstellun-
gen angepasst sind, um das The-
ma Wasser und Abwasser unter
einem ganzheitlichen und nach-
haltigen Aspekt zu betrachten.

Konzept einer
Teilstrombehandlung

Die renommierten, internatio-
nalen Referenten, die für das
zweisprachig in deutsch und
englisch abgehaltene Symposi-
um gewonnen werden konnten,
berichteten in interessanten Vor-
trägen über Techniken, Mög-
lichkeiten und Erfahrungen zu
neuen Technologien der Abwas-
serbehandlung und Wiederver-
wertung. So nutzten auch mehr
als 400 Gäste aus dem In- und
Ausland die Möglichkeit, sich

über dieses zukunftsträchtige
Thema zu informieren und sich
bei regen Diskussionen und Ge-
sprächen auszutauschen. Des
weiteren bot die Hans Huber
AG die Möglichkeit, das in
ihrem neu errichteten Verwal-
tungsgebäude realisierte Kon-
zept einer vollständigen Teil-
strombehandlung von Abwasser
zu besichtigen. Hier konnte man
sich von der technischen Mach-
barkeit des DeSa/R(r)-Konzep-
tes überzeugen sowie innovative
Lösungen und Ansätze rund um
die Dezentrale Abwasserbehand-
lung und Wiederverwertung de-
tailliert kennen lernen.

Huber-Technology-Preis

Darüber hinaus wurde im
Rahmen der Veranstaltung der
Huber-Technology-Preis 2003/
2004 zum Thema „Naturnahe
Klärtechnik für Entwicklungs-
länder“ an Studierende an deut-
schen Hoch- und Fachhoch-
schulen verliehen. Gesucht wur-
de ein neues Konzept zur Ab-
wasserentsorgung und mög-
lichst auch zur Wasserwieder-

verwertung, mit dem die Bevöl-
kerung von Entwicklungs- und
Schwellenländern in weitgehen-
der Eigenleistung die Maßnah-
men selber planen, bauen und
betreiben kann. Am Beispiel ei-
nes Gebietes in einer ariden Kli-
mazone mit nährstoff- und hu-
musarmen landwirtschaftlichen
Nutzflächen sollte das gesuchte
Konzept dargestellt werden. 

Vier Auszeichnungen

Die renommierte Fachjury
wählte vier Arbeiten aus vielen
erfolgversprechenden Beiträgen
von Studierenden deutscher
Hoch- und Fachhochschulen
aus. Den ersten, mit 4.000 Euro
dotierten Platz, belegte Thoralf
Schlüter von der Technischen
Universität Hamburg-Harburg,
TUHH. Platz zwei ging mit
3.000 Euro an Nathasith Chiara-
watchi der selben Hochschule.
Aufgrund der gleichwertigen
Arbeiten wurde der dritte Preis -
dotiert mit 2.000 Euro - zwei-
mal vergeben: An eine Gruppe
der FH Amberg-Weiden und ei-
ne Gruppe der FH Potsdam. DK

Bayerischer Gemeindetag:

Gegen Einführung
einer Wassersteuer

Der Bayerische Gemeindetag
lehnt eine Wassersteuer ab. „Die
Erhebung einer Steuer für die
Entnahme des Allgemeinguts
Wasser für private Zwecke wür-
de das Wasser zu einem Wirt-
schaftsgut machen. Wasser
muss aber prinzipiell allen Bür-
gerinnen und Bürgern zur Ver-
fügung stehen. Wir wollen
nicht, dass sich Unternehmen
aufgrund ihrer Wirtschaftskraft
entsprechende „Wasserrechte“
sichern“, sagte Dr. Uwe Brandl,
Präsident des Bayerischen Ge-
meindetags. „Der Schutz des
Wassers ist in Bayern durch
Schutzgebiete sowie Auflagen
in den Erlaubnis- und Bewilli-
gungsbescheiden sichergestellt.
Das genügt vollkommen. Neue
Abgaben sind den Bürgern
nicht mehr zumutbar.“

Kein Profit für Gemeinden

Brandl wies auch darauf hin,
dass die Gemeinden und Was-
serversorgungszweckverbände
als Träger der öffentlichen Was-
serversorgung nicht vom Auf-
kommen aus einer Wassersteuer
profitieren würden. Es sei auch
irreführend, in diesem Zusam-
menhang von einem ‚Wasser-
entnahmeentgelt’ zu sprechen.

Wasserentnahmeentgelt

Derzeit wird wieder aktu-
ell über die Einführung eines
‚Wasserentnahmeentgelts’ ge-
sprochen. Auch der Bayerische
Oberste Rechnungshof hatte vor
einigen Jahren die Einführung
eines ‚Wasserentnahmeentgelts’
empfohlen. Das Thema wird
auch auf der Ebene der Länder-
arbeitsgemeinschaft Wasser dis-
kutiert.                                          ?
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Ihr Spezialist für die Sanierung von 
Trinkwasserbehältern

? Baustoffuntersuchung
? Zustandsgutachten
? Sanierungsplanung
? Ausschreibung
? Bauleitung
? Qualitätssicherung, -überwachung
Ingenieurbüro für Bauwesen, Parkstraße 20, 87439 Kempten
Tel. 0831/5 21 56-0, Fax 0831/5 21 56-60, Mail: info@kb-ke.de

Erneuerung von Trinkwasserbehältern:

Versorger profitieren von 
neutraler Fachberatung 

Von Dipl.-Ing. (FH) Klement Anwander, Vorstandsmitglied der 
Konstruktionsgruppe Bauen Kempten AG

Trinkwasserversorger sind laut Gesetzgeber verpflichtet, je-
derzeit die Einhaltung der strengen Qualitätsanforderungen
an das wichtigste Lebensmittel zu garantieren, und sie tragen
damit eine hohe Verantwortung für die Gesundheit der gesam-
ten Bevölkerung. Um eine gleichbleibend gute Beschaffenheit
des Trinkwassers auf dem langen Weg von der Gewinnung
oder Aufbereitung bis hin zur Übergabe an den Endverbrau-
cher zu gewährleisten, darf es im Wassersystem keine einzige
Schwachstelle geben.

Eine Fülle von Gesetzen und
Vorschriften - von der Trink-
wasserverordnung über die
Wassergesetze bis hin zu den
Anforderungen des DVGW
(Deutscher Verein des Gas-
und Wasserfaches e.V.) -
schreiben die jeweils einzu-
haltenden Grenz- und Vorsor-
gewerte vor. Darüber hinaus
gibt es ausführliche Sicher-
heitsrichtlinien für alle Bautei-

Jahren Erfahrung in den Berei-
chen Planung, Prüfung und
Sanierung von Objekt- und In-
genieurbauten. 

Vergleich aus der Praxis

Ist eine Betonsanierung vor-
handener Trinkwasserbehälter
möglich, kann diese generell
erheblich günstiger umgesetzt
werden als ein kompletter

wasser. Zusätzliche Haftzug-
prüfungen geben Aufschluss
darüber, ob die Betonober-
fläche für den Auftrag neuer
Beschichtungssysteme über-
haupt geeignet ist. Alle vor-
handenen Planunterlagen und
Dokumente zu den Wasser-
behältern werden von den
Gutachtern zusammengestellt
und die entdeckten Schäden
anschließend in den Plänen
dokumentiert. 

Die Ergebnisse des Scha-
dengutachtens bieten nicht nur
einen detaillierten Überblick
über den Zustand der Bausub-
stanz, auf ihrer Grundlage
können auch eindeutige und
vollständige Ausschreibungen
der notwendigen Sanierungs-
maßnahmen durchgeführt und
die anfallenden Kosten früh-
zeitig kalkuliert werden. Für
die Entscheider vor Ort bedeu-
tet dieses Vorgehen eine wert-
volle Investitions- und Pla-
nungssicherheit und auch eine
gute Basis für eine Auftrags-
vergabe an lokale oder überre-
gionale Fachunternehmen.

Ablauf einer
Instandsetzung

Das ausführende Fachunter-
nehmen leert zunächst nur je-
weils eine der beiden Wasser-
kammern des Behälters, die
zweite dient während der In-
standsetzung zur weiteren
Trinkwasserversorgung und
bietet gleichzeitig zur Sicher-
heit noch einen Löschwasser-
vorrat. Nach Fertigstellung der
ersten Kammer kann diese
wieder in Betrieb genommen
und mit der Sanierung der ver-
bliebenen Kammer begonnen
werden.

Kammersanierung

Eine Kammersanierung be-
steht im allgemeinen aus fol-
genden Arbeitsschritten: Nach
Ausbau der Installationsele-
mente wie Rohrleitungen, Ein-
stiegshilfen sowie Messgerä-
ten werden die Betonflächen
je nach Schadenslage für die
weitere Behandlung vorbe-
reitet, beispielsweise durch
Strahlen mit festen Strahlmit-
teln, Höchstdruckwasserstrah-
len (HDW-Strahlen) oder auch
durch Abbruch mit dem Bohr-
hammer. Am vorbereiteten
Untergrund werden nun Haft-
zugprüfungen vorgenommen
und eventuell eine Betonin-
standsetzung mit minerali-
schen Werkstoffen gemäß
DafStb Rilisib durchgeführt
(DafStb: Instandsetzungsricht-
linie des Deutschen Ausschus-
ses für Stahlbetonbau, Rilisib:
Richtlinie für Schutz und In-
standsetzung von Betonbau-
teilen). 

Gleichmäßige Aushärtung

Als neue Beschichtung wer-
den danach vorwiegend mine-
ralische Putze in einer Stärke
von 15 bis 20 mm aufge-
bracht, deren Oberfläche sorg-
fältig geglättet werden muss,
um eine hohe Dichtigkeit und
damit ein möglichst geringes
Wachstum von Mikroorganis-
men zu gewährleisten. Die
Nachbehandlung der Kam-
mern durch Klimatisierung
sorgt für eine gleichmäßige
Aushärtung der Neubeschich-
tung. Bei älteren Hochbehäl-
tern ist unter Umständen noch
ein Umbau der Belüftungen
sowie der Rohrleitungssyste-

le und Werkstoffe, mit denen
das kostbare Nass bis zum
Wasserzähler des Endkunden
in Berührung kommt. 

Entscheidungen werden
zu oft verschoben

Angesichts ihrer weitrei-
chenden Verpflichtung sollte
den Versorgern also auch die
größtmögliche technische Si-
cherheit bei Bau und Pflege
ihrer Wasserversorgungsein-
richtungen am Herzen liegen.
Mit der Umsetzung hapert es
jedoch allzu oft: In zahlrei-
chen Gemeinden ist die Bau-
substanz im Bereich der Was-
serversorgung mittlerweile
überaltert, doch angesichts
leerer Gemeindekassen scheu-
en die Verantwortlichen vor
den großen Investitionen zu-
rück und schieben die Ent-
scheidung über die Durch-
führung dringend notwendiger
Maßnahmen zähneknirschend
auf die lange Bank.

Wege aus dem Dilemma

Dass es trotzdem Wege aus
diesem Dilemma gibt, zeigen
die Beispiele bayerischer Ge-
meinden wie Kaufbeuren und
Immenstadt: Sie ließen die
grundsätzliche Frage, ob für
ihre alten Trinkwasserbehälter
eine Sanierung oder ein Neu-
bau vorzunehmen sei, durch
externe Fachberater untersu-
chen. Mit den dazu nötigen
Gutachten wurde die Kon-
struktionsgruppe Bauen Kemp-
ten AG (KBK AG) beauftragt,
ein Ingenieurbüro mit über 25

Neubau. Hierzu ein kleiner
Vergleich aus der Praxis: Die
Nettobaukosten für die Neuer-
stellung eines Trinkwasser-
behälters mit 350 m³ Fas-
sungsvermögen betragen bis
zum 3,9-fachen der Kosten für
eine Sanierung. Bei einer
Behältergröße von 1500 m³
liegt der Nettokostenaufwand
für den Neubau im Verhältnis
noch ungünstiger: Er ist ca.
4,3 mal so teuer! 

Expertengutachten
als sichere Basis für die
Entscheider

Ob ein Trinkwasserbehälter
tatsächlich sanierungstauglich
ist, sollte immer durch erfah-
rene Gutachter festgestellt
werden, die sich speziell auch
mit Betonsanierungen ausken-
nen. Umfangreiche Vorunter-
suchungen geben dem Exper-
ten Aufschluss über den Zu-
stand der Bausubstanz. Dazu
gehört zunächst eine Inaugen-
scheinnahme der Wasserkam-
mern, das Prüfen der Behälter-
flächen auf Hohlstellen und
Betonschäden sowie eine Ent-
nahme von Oberflächenpro-
ben zur Untersuchung vorhan-
dener Mikroorganismen. 

Die eingehende Untersu-
chung der Beschaffenheit der
Betonschale beinhaltet auch
das Ziehen von Bohrkernen
zur Bestimmung der Betonfe -
stigkeit und seiner Zusammen-
setzung sowie eine weitere
Schadensprüfung über das
Ausmaß der Betoncarbonati-
sierung oder des Chloridge-
halts bei gechlortem Trink-

Beschichtung der Stützen in der Wasserkammer. Foto: KBK AG

me notwendig. Nach absch-
ließender erneuter Dichtig-
keitsprüfung kann der Einbau
von neuen Rohrinstallationen,
Einstiegshilfen Messgeräten
etc. erfolgen.

Hohe Standards auch bei
Bauausführung und 
Dokumentation 

Neben den strengen bau-
technischen und hygienischen
Anforderungen, die alle ver-
wendeten Baustoffe erfüllen
müssen, ist bei Betonsanie-
rungsmaßnahmen im Trink-
wasserbereich auch eine sorg-
fältige Überwachung der Aus-
führung sowie eine umfangrei-
che Dokumentation des Sanie-
rungsablaufs zwingend vorge-
schrieben. Die detaillierte Er-
fassung der Arbeiten beinhal-
tet nicht nur eine vollständige
chronologische und inhaltli-
che Dokumentation der Ar-
beitsschritte, sondern bei-
spielsweise auch den lücken-
losen Nachweis über Herkunft
und „Lebensgeschichte“ jedes
einzelnen Baustoffs sowie sei-
ne konkrete Bauteilzuordnung. 

Ebenso zur Dokumentation
gehören die Nachweise und
Ergebnisprotokolle der recht-
lich vorgeschriebenen Bau-
stoffprüfungen, die jeweils
vor, während und nach der In-
standsetzung durchzuführen
sind, inklusive der fachgerech-
ten Aufbewahrung von Rück-
stellproben. Auch bei diesen
Aufgaben können spezialisier-
te Ingenieurbüros wie die
KBK AG im Bedarfsfall die
Gemeinde oder das bauaus-
führende Unternehmen bera-
tend unterstützen.

Zahlreiche Beispiele erfolg-
reich realisierter Sanierungs-
maßnahmen an Trinkwasser-
behältern belegen, dass es für
öffentliche Versorger durchaus
vorteilhaft sein kann, bei be-
stimmten Leistungen auch mit
externen Fachberatern zusam-
menzuarbeiten. 

Fachberatung zahlt
sich aus

Die Ausgaben für die Arbeit
unabhängiger, kompetenter
Sachverständiger sind grund-
sätzlich gut angelegtes Geld:
Zum einen liefern die Ergeb-
nisse ihrer Gutachten frühzei-
tig zuverlässige Aussagen über
den Investitionsrahmen und
bieten damit eine wichtige
Entscheidungshilfe für die
Kommunen. Zum anderen er-
möglichen sie den Planungs-
verantwortlichen, von Anfang
an die richtigen Maßnahmen
zu treffen.

So können auch Einspar-
möglichkeiten ausgeschöpft wer-
den, die in vielen Fällen den
finanziellen Aufwand für das
Gutachten deutlich übertref-
fen. Und noch ein Nutzen soll-
te dabei nicht vergessen wer-
den: Auch die Bürger werden
das verantwortungsvolle Han-
deln ihrer örtlichen Versorger
zu schätzen wissen - im Um-
gang mit öffentlichen Geldern
ebenso wie mit ihrer Gesund-
heit.                                          ?

Klement Anwander.               ?

Internationaler Donautag:

„Verdeckte 
Ermittler“ im Netz

Biologische Frühwarnsysteme an der Donau im Internet

„Die Donau ist Bayerns Lebensader“, sagte Albert Göttle, Prä-
sident des bayerischen Landesamtes für Wasserwirtschaft
(LfW), mit Blick auf den ersten Internationalen Donautag. Das
LfW hat aus diesem Anlass sein Internetangebot erweitert: Ab
sofort sind die Ergebnisse biologischer Frühwarnsysteme an
der Donau-Station Jochenstein (bei Passau) online abrufbar.

Mit Wassertieren wird dort
laufend kontrolliert, ob giftige
Stoffe in der Donau vorkom-
men. Frühwarnsysteme sind ein
wichtiger Baustein zur Überwa-
chung der Wasserqualität der
Donau, damit bei Unfällen oder
Störfällen schnell gehandelt
werden kann. Das neue Interne-
tangebot kommt nicht nur den
Nutzern im Freistaat, sondern
auch den Unterliegern zu Gute,
denn kurz unterhalb der Station
fließt die Donau weiter zum
Nachbarn Österreich. „Gerade
an der Donau ist die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit
besonders wichtig, der Donau-
tag setzt dazu ein Zeichen“, so
Göttle. Vor genau zehn Jahren
wurde von Deutschland und elf
weiteren Staaten in Sofia das
Donauschutzübereinkommen
unterzeichnet, das die Grundla-
ge für den internationalen
Schutz der Donau bildet. 

Auf Ergebnisse zugreifen

Bundesweit werden an den
großen Strömen und internatio-
nalen Grenzgewässern an rund
25 Stationen biologische Früh-
warnsysteme eingesetzt. Mit
dem neuen LfW-Angebot kön-
nen nun alle Interessierten unter
http://www.bayern.de/lfw/da-

ten/biomonitoring/jochenst.htm
unmittelbar auf die aktuellen
Ergebnisse zugreifen- ein  Ser-
vice für Wassersportler, Angler,
Naturfreunde und Anlagenbe-
treiber, der in Deutschland erst
bei wenigen Stationen einge-
richtet ist. Der Freistaat betreibt
als einziger Anrainer der Donau
biologische Frühwarnsysteme,
bei denen Biomonitore als „ver-
deckte Ermittler“ im Dauerein-
satz sind. 

Grund zur Zufriedenheit

Testtiere an der Donausta-
tion Jochenstein sind Muscheln
und Kleinkrebse, die sehr emp-
findlich reagieren: Muscheln
schließen bei Kontakt mit
Schadstoffen im Wasser ihre
Schalen, Kleinkrebse ändern ihr
Schwimmverhalten. Mit High-
Tech-Methoden werden die Sig-
nale vollautomatisch an die
Zentralen in München und Pas-
sau weiter geleitet, das Wasser-
wirtschaftsamt Passau führt die
Wartungen und Auswertungen
durch und betreibt seit zwei Jah-
ren die biologische Frühwarn-
station. Dessen Wasserfachleu-
te haben Grund zur Zufrieden-
heit: Bislang ist kein Alarm
durch Giftstoffe im Wasser auf-
getreten.     ?

Abwasserdesinfektion für
sauberes Würmwasser

Baubeginn für Starnberger Anlage 
Die Wasserexperten des Landesamtes für Wasserwirt-
schaft sind zuversichtlich: Mit dem Spatenstich zum
Bau der Abwasserdesinfektionsanlage auf der Kläran-
lage des Abwasserverbandes Starnberger See sind die
Weichen dafür gestellt, dass in der Würm künftig ge-
badet werden kann. Nach dem Vorbild der Isar ist die
Würm nun der zweite Fluss im Freistaat, dessen Bade-
gewässerqualität verbessert wird. Noch in diesem Jahr
wird die UV-Anlage auf der Verbandskläranlage in
Starnberg in Betrieb gehen. 

LfW-Präsident Albert Göttle: „Je mehr die Gewässer wie-
der naturnah werden, umso mehr kommt es darauf an, dass
die Qualität auch in hygienischer Hinsicht gut ist.“ Das Um-
weltministerium fördert die UV-Anlage zur Abwasserdesin-
fektion mit Sonderfördermitteln.

Bislang ist die Würm zum Baden „amtlich“ nicht geeignet,
weil meist zu viele Keime im Wasser sind. Die Hauptbela-
stung kommt über die Starnberger Kläranlage in die Würm
und ist im gesamten Fluss nachweisbar, wie die Wasserex-
perten des LfW und des Landesamtes für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit (LGL) bei ihren Untersuchungen her-
aus fanden. Dies soll künftig anders werden:

Bis Ende des Jahres wird die UV-Anlage fertig gestellt
und geht dann in den Probebetrieb. Pünktlich zur BUGA im
nächsten Jahr soll die Desinfektionsanlage jeweils im Som-
merhalbjahr den Betrieb aufnehmen. Ein Projekt, das auch
den Würmanliegern zu Gute kommt. Aber auch künftig
gilt: Beim Baden in der Würm sind auch die Unfallgefah-
ren zu beachten. Die Badenden müssen sich deshalb be-
wusst sein, dass sie auch selbst Verantwortung zu überneh-
men haben.                                                                                     ?
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Mit einem großen Blumenstrauß gratulierte stellvertretende
Landrätin und Kreiswahlleiterin Angela Rieder am Wahl-
abend dem neuen Dillinger Landrat Leo Schrell. Unter den er-
sten Gratulanten waren auch MdL Martin Sailer (links) und
die Bundestagsabgeordnete Doris Meyer.                       Bild: -jdt-

Dillingens neuer Landrat Leo Schrell:

„Alle Kräfte für den
Landkreis bündeln!“

Dillingen (jdt). Zum neuen Landrat von Dillingen gewählt wur-
de der Bürgermeister der Landkreisgemeinde Buttenwiesen,
Leo Schrell von der FUW. Er setzte sich im ersten Wahlgang mit
53,53 Prozent gegen drei Mitbewerber durch. Der 47-jährige
Schrell ließ seinen stärksten Konkurrenten, den Höchstädter
Landtagsabgeordneten Georg Winter (Jahrgang 1951) von der
CSU in 23 von insgesamt 27 Städten und Gemeinden hinter sich.

Für Winter stimmten 29,74
Prozent der Wähler (12234 Stim-
men). Der Bürgermeister von 
Syrgenstein, Bernd Steiner (Jahr-
gang 1953), kam als Bewerber
der SPD auf 14,59 Prozent (6001
Stimmen). Auf Hermann Mack
(Jahrgang 1953) aus Bächingen,
der für die Republikaner kandi-
dierte, entfielen 882 Stimmen
(2,14 Prozent).

Alle vier Landratsbewerber
sind Mitglieder des Kreistages
Dillingen. Leo Schrell trat die
Nachfolge des in der Nacht zum
23. April 2004 im Alter von 61
Jahren gestorbenen langjährigen
Dillinger Landrats Anton Dietrich
an. An seinem ersten Arbeitstag
im Landratsamt rief Schrell zu ei-
ner engagierten Zusammenarbeit
über alle Parteigrenzen, zum
Wohle des Landkreises, auf.

In allen fünf Städten des Land-
kreises kam Schrell auf den ersten
Rang, mit dem deutlichsten Vor-
sprung in der Großen Kreisstadt
Dillingen (56,45 Prozent), 

Sympathie-Rekord

Fast sensationell waren die
Sympathiewerte für den FUW-
Kandidaten Leo Schrell in seiner
Großgemeinde Buttenwiesen, de-
ren Geschicke er mit offenkundi-
gem Erfolg seit 1990 lenkte. Hier
siegte Schrell mit nicht weniger
als 84,63 Prozent der Stimmen,
vor Winter (9,82 Prozent), Steiner
(4,73 Prozent) und Mack (0,82
Prozent). 

Von zahlreichen Anhängern
wurde Leo Schrell am Wahl-
abend gefeiert im Rathaus But-
tenwiesen und anschließend im
Landratsamt Dillingen. Zu den
ersten Gratulanten gehörten nach
der Ankunft in der Kreisstadt die
drei Gegenkandidaten, aber auch

MdB Hans Raindel, MdB Doris
Meyer und MdL Martin Sailer
von der CSU sowie mit einem
großen Blumenstrauß die stell-
vertretende Landrätin und Kreis-
wahlleiterin Angela Rieder. Beim
Amtsantritt am 13. Juli übergab
diese dem neuen Landrat Schrell
die Schlüssel zum Landratsamt. 

Noch am ersten Tag der Über-
nahme seiner Verantwortung an
der Spitze der Dillinger Land-
kreisverwaltung lud Leo Schrell
zu einer ersten Pressekonferenz
ein. Dabei dankte er der Wähler-
schaft für den „überwältigenden
Vertrauensbeweis“. Nach der
Sommerpause soll die Vereidi-
gung des neugewählten Landrats
während der ersten Kreistagssit-
zung nach der Wahl erfolgen.

Über Parteigrenzen hinweg

Vor der Presse bekundete
Schrell seinen Willen zu guter
Zusammenarbeit „über Partei-
grenzen hinweg“, wie dies sein
gestorbener Vorgänger Dr. Anton
Dietrich beispielgebend prakti-
ziert habe. Nötig seien ein 
Schlussstrich unter die Vergan-
genheit und ein Neubeginn, bei
dem alle verantwortlichen Kräfte
der Kreispolitik gebündelt wer-
den müssten. Schrell unterstrich
seinen Wunsch nach sachlicher
und zielorientierter Zusammenar-
beit mit allen Fraktionen des
Kreistages, hinzufügend ein
Kompliment für seinen Konkur-
renten MdL Georg Winter: „Nach
wie vor besteht kein Zweifel, dass
der Abgeordnete Winter durch
seinen bienenfleißigen Einsatz
hervorragende Arbeit geleistet,
im Landkreis viel bewegt und
deutlich zur positiven Entwick-
lung des Landkreises beigetragen
hat“. Geboten sei eine „gedeihli-

che Zusammenarbeit zwischen
den Stimmkreisabgeordneten und
dem Landrat“. Aus seiner Sicht,
so Schrell, gebe es dabei keine
Probleme. 

Der Wahlkampf um die Nach-
folge von Dr. Dietrich hatte sich
auf das Duell „Winter - Schrell“
zugespitzt, die beide der CSU-
Fraktion des Kreistages angehör-
ten. Die Mehrheit des CSU-
Kreisvorstandes und der CSU-
Ortsvorsitzenden entschied sich,
gegen Empfehlungen aus den ei-
genen Reihen, für Winter als
Landratskandidaten. Daraufhin
wurde Schrell von der FUW als
Konkurrent nominiert. Die Freien
Wähler argumentierten u. a. erfol-
greich für den Verbleib Winters
im Landtag, dem einzigen Parla-
mentarier im „alten“ Stimmkreis
auf Landes- und Bundesebene.
Hingewiesen wurde darauf, dass
der Nachbarlandkreis Donau-
Ries über zwei Landtags- und
drei Bundestagsabgeordnete ver-
füge.

„Vormarsch“ bei
Kreistagswahl

Über die Parteigrenzen hinweg
konnte Leo Schrell nach seinem
Wechsel zur FUW auf starke Un-
terstützung aus dem konservati-
ven Lager, auch von Repräsen-
tanten der CSU und deren
Stammwähler, bauen. 

Der studierte Diplom-Finanz-
wirt und Vater von drei Kindern
kann auf eine allgemein respek-
tierte Tätigkeit als hauptamtlicher
Bürgermeister der Großgemeinde
Buttenwiesen seit 1. Mai 1990
verweisen. Im Jahr 2002 wurde
Bürgermeister Leo Schrell mit
97,11 Prozent der gültigen Stim-
men wiedergewählt. Bei der
Kreistagswahl am 3. März 2002
schaffte Schrell einen Vormarsch
vom 13. Platz der CSU-Liste auf
Rang zwei, direkt hinter Georg
Winter. 

Musterprojekte
verwirklicht

Der Abschied vom Rathaus
Buttenwiesen fällt Leo Schrell
nicht leicht. Zu seiner Bilanz
gehören eine Aufwärtsentwick-
lung des hervorragend geleiteten
Gemeinwesens mit heute 5900
Einwohnern, rund 1800 Arbeits-
plätzen und einem blühenden Ge-
meinschaftsleben mit ungefähr
80 Vereinen. Viel Anerkennung
findet, wie es Schrell verstand,
die zehn verschiedenen Parteien
und Wählergruppen im 20-köpfi-
gen Gemeinderat für die Fortent-
wicklung Buttenwiesens „zusam-
menzuspannen“. Dazu zählen
auch Musterprojekte mit Pilot-
charakter. 

Vielfältiges Engagement

Ansehen erwarb sich der neue
Landrat von Dillingen auch durch
sein Engagement im Bayerischen
Gemeindetag (als Kreisvorsitzen-
der und Bezirksvorsitzender, Mit-
glied im Präsidium und Landes-
ausschuss, als Landesschatzmei-
ster), als Mitglied im Präsidium
und Hauptausschuss des Deut-

schen Städte- und Gemeindebun-
des, Berlin, KPV und Rundfun-
krat aber auch als Vorsitzender
des Vereins „Donautal-Aktiv“, in
dem 42 Kommunen zusammen-
geschlossen sind. Angesichts der
Lösung großer Aufgaben im
Landkreis wird der passionierte
Sportler nach 28 Jahren aber
wohl sein Ehrenamt als Jugend-
trainer der Fußballer in seinem
Heimatort Unterliezheim aufge-
ben müssen.

Klausurtagung geplant

Mit ganzer Kraft will Landrat
Schrell mit dem Kreistag an die
Lösung vielfältiger Aufgaben im
Kreis Dillingen herangehen, mit
der Stabilisierung der Kreisfinan-
zen, der Aufarbeitung der Proble-
me der Krankenhäuser und dem
Start von Investitionen im Bil-
dungsbereich. Geplant ist eine
Klausurtagung mit den Frakti-
onsvorsitzenden und dem Älte-
stenrat. Um ein tatkräftiges Mit-
einander zum Wohle des Land-
kreises werden von Leo Schrell
gebeten 27 Kreisräte der CSU,
13 der SPD, sieben von der
FUW, je drei von „Zukunft“,
FDP und WHLU (Wähler für
Heimat, Landwirtschaft und
Umwelt) sowie jeweils zwei
Grüne und Republikaner.          ?

Kreistag Passau vergibt
Kulturpreise 2004

Der Landkreis Passau verleiht seit 1992 den „Kulturpreis des
Landkreises Passau“; im Jahr 2004 erfolgt die Vergabe nun
schon zum 13. Mal. Der Kreistag hatte sich daher in seiner Sit-
zung vom 26. Juli 2004 mit den Vorschlägen zu befassen, die
der „Beirat zur Verleihung des Kulturpreises“ eingehend aus-
gearbeitet und aus einer größeren Anzahl von Bewerbungen
ausgewählt hatte. 

Es sind dabei Vorschläge aus
den Bereichen „Kulturelles Ge-
biet“, „Musisches Gebiet“, Künst-
lerisches Gebiet“ berücksichtigt
worden. Außerdem soll der
„Nachwuchsförderpreis“ verge-
ben werden. 

Die Empfehlungen des Fach-
gremiums haben die Mitglieder
des Kreistags einstimmig ange-
nommen und somit festgelegt,
wer die begehrte Auszeichnung
in diesem Jahr erhalten wird.

Es sind dies nachfolgende
Kategorien und Preisträger:
Kulturpreis für Leistungen
auf kulturellem Gebiet -
Hanns Egon Wörlen, Passau:

Hanns Egon Wörlen hat sich
als auf kulturellem Gebiet her-
vorragende Verdienste erwor-
ben. Neben seinem allgemein
bekannten kulturellen Engage-
ment als Mentor und Organisa-
tor der legendären Donau-
Wald-Gruppe und Begründer
der Stiftung Wörlen Museum
Moderner Kunst hat sich Hanns
Egon Wörlen auch herausragen-
de Verdienste für richtungswei-
sende Restaurierungen im Be-
reich der Denkmalpflege erwor-
ben, u.a. bei der Renovierung
bedeutender Klöster, Renovie-
rung von Schlossbauten, Reno-
vierung denkmalgeschützter
Bauernhäuser, Kirchenrenovie-
rungen.

Hanns Egon Wörlen hat an
vielen Orten durch sein Veto,
wenn es um die Beseitigung
von wichtigen Bauten in der
Region ging, bei den kommuna-
len wie öffentlichen Stellen ein
offenes Ohr gefunden. Er hat
damit einen ganz wesentlichen
Beitrag zum Erhalt der regiona-
len Baukultur geleistet.

Kulturpreis auf künstleri-
schem Gebiet - Waltraud Dan-
zig, Tiefenbach:

Waltraud Danzig ist eine
freischaffende Künstlerin, die
regional und überregional be-
kannt ist. Ihre Arbeitsgebiete
sind Bildhauerei, Druckgrafik
und Keramik auf hohem Ni-
veau. Ihre Arbeiten waren in
zahlreichen Ausstellungen in
Deutschland, Spanien, Tsche-
chien und der Slowakei zu se-
hen. In dem Buch „Aktuelle
Druckkunst aus Niederbayern“
aus dem Jahr 2000 werden ihre
Druckgrafiken, die durch eine
ausgewiesene Fachjury ausge-
sucht wurden, neben anderen
bedeutenden Künstlern aus Nie-
derbayern präsentiert. Hervor-
zuheben ist ihr soziales Engage-
ment für den Berufsverband

Bildender Künstler, als deren
stellvertretende Vorsitzende sie
jahrelang tätig war.  
Kulturpreis auf musikalischem
Gebiet - Heinrich Schütz En-
semble, Vornbach:

Das Heinrich Schütz Ensem-
ble, Vornbach, zählt zu den her-
ausragenden Chören in Ostbay-
ern. Es wurde 1993 gegründet.
Getreu seinem Namen widmete
sich das Ensemble in erster Li-
nie Werken geistlicher Chormu-
sik des 16. und 17. Jahrhun-
derts. Neben a cappella Werken
konnte sich der Chor mit einer
ganzen Reihe von Oratorienauf-
führungen profilieren. Beson-
ders durch die Aufführung her-
ausragender Chorwerke, wie
die Matthäuspassion von J.S.
Bach, das Requiem von W.A.
Mozart oder „Die Schöpfung“
von J. Haydn hat das Ensemble
großes Ansehen erworben. Der
Chor bestehend aus ca. 80 Sän-
gern aus der Region hat den
Landkreis Passau bei vielen
Auftritten im Ausland (Öster-
reich, Tschechien, Finnland, Ita-
lien) kulturell überaus niveau-
voll vertreten. So konnten der
Chor bei einem Chorfestival in
Riva del Garda bei über 60
Chören aus der ganzen Welt
zwei Golddiplome als Zweit-
und Fünftplazierte erringen. 
Nachwuchsförderpreis Anja
Kroczek, Hutthurm:

Anja Kroczek ist mehrfache
Bundespreisträgerin beim Wett-
bewerb „Jugend musiziert“, im
Fach Violine sowohl in der So-
lo- als auch in der Kammermu-
sik-Wertung. Im Jahr 2002 er-
hielt sie mit ihrer Duo-Partnerin
Sornitza Baharova den ersten
Bundespreis in der Wertung
„Violinduo“ und den Sonder-
preis der Deutschen Stiftung
Musikleben. Im Jahr 2003 wurde
sie vom Deutschen Musikrat zu
internationalen Violinwettbe-
werben nominiert. Sie war Teil-
nehmerin an mehreren Meister-
kursen, war Mitglied des
Bayerischen Landesjugendor-
chesters und spielt jetzt im
Bundesjugendorchester. Im Jahr
2000 erhielt sie als jüngste
Preisträgerin den Raffalt-Preis
am Gymnasium Leopoldinum.
Sie ist Orchestermitglied beim
Jugendfestival und im Euregio-
Orchester. 

Die feierliche Überreichung
der Kulturpreise erfolgt traditio-
nell im Spätherbst des Jahres im
Rahmen einer festlichen Ma-
tinee. Der Termin steht derzeit
jedoch noch nicht fest.             ?

Wirtschaftsraum Südbayern MAI e.V.:

Impulse für Region Augsburg?
Mit der Frage „Der Wirtschaftsraum Südbayern MAI e. V. -
Impulse für die Region Augsburg?“ beschäftigte sich in
Aichach das Wirtschaftsforum Aichach-Friedberg. Etwa 50
Vertreter aus Wirtschaft, Politik und Verwaltung waren der
Einladung des Aichacher Landrats Christian Knauer gefolgt.

Nach einer Begrüßung durch
stellvertretenden Landrat Rupert
Reitberger gab der Vorstandsvor-
sitzende des Vereins Wirtschafts-
raum Südbayern MAI e.V., Dr.
Reinhard Wieczorek, eine Kurz-
einführung über Organisation und
Ziele von MAI sowie die durch-
geführten Projekte im Augsburger
Raum. Für MAI liege der
Schwerpunkt der Arbeit in einer
Verbesserung der Kooperation
zwischen den Mitgliedern, um so
den südbayerischen Wirtschafts-
raum weiter zu stärken. Dabei
stünden vor allem die Berei-
che Marketing, Wirtschaftsförde-
rung, Verkehr, Informations- und
Kommunikationstechnologie, Be-
schäftigungspolitik sowie Urba-
nität im Vordergrund.

Nach dieser Einführung folgte
eine intensive Diskussion zwi-
schen den Teilnehmern. Ein The-
ma war die Außendarstellung
und Standortpolitik des Vereins,
die in Zukunft verstärkt werden
soll. Dabei würden sich die Teil-
nehmer mit einer Außendarstel-
lung von MAI unter dem Begriff
„Greater Munich Area“ identifi-
zieren. Ein wichtiges Anliegen
der Anwesenden stellt die un-
genügende Verkehrsanbindung
des Augsburger Raumes mit
dem Raum München dar. Hier

wird von MAI gewünscht, die
Interessen des Raums für eine
verkehrspolitische Lösung nach
außen noch stärker als bisher zu
vertreten.

„Ostlastigkeit“

Zudem wurde kritisiert, dass
der Verein durch die Aufnahme
neuer Mitglieder vor allem im
Osten von München Schwierig-
keiten hat, alle Interessen seiner
Mitglieder vertreten zu können.
Durch die „Ostlastigkeit“ fühlte
sich der Raum Schwaben in der
Vergangenheit zu wenig berück-
sichtigt. Dabei wurde allerdings
auch konstatiert, dass sich die
Mitglieder selbst in den Verein
aktiver als bisher einbringen
müssen, um vom Kooperations-
netzwerk MAI noch mehr zu
profitieren. Insgesamt stellt
MAI für den Wirtschaftsraum
Augsburg ein wichtiges Instru-
ment zur Vertretung der eigenen
Interessen dar, auf das nicht ver-
zichtet werden kann und soll.
Zudem ist MAI eine wichtige
Kontaktbörse mit den benach-
barten Räumen. Für den Wirt-
schaftsraum Augsburg stand
die Mitgliedschaft bei MAI
deshalb von vornherein nicht
zur Disposition.                      DK

Schmid neuer Otzinger
Bürgermeister

Der 32 Jahre alte Landwirt
und Elektrotechniker Johannes
Schmid/CSU ist zum neuen
Bürgermeister der niederbayeri-
schen Gemeinde Otzing (Land-
kreis Deggendorf) gewählt wor-
den. Er tritt die Nachfolge des
verstorbenen Alois Bauer an.
Für Schmid stimmten 64,3 Pro-
zent, auf seinen Gegenkandida-
ten Pex/Freie Wähler entfielen
35,7 Prozent.                            DK
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„Wenn viele Hände an ei-
nem Strang in die gleiche
Richtung ziehen, kommt halt
was Vernünftiges dabei rum.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
gab grammatikalisch unkor-
rekt, aber aus vollem Herzen,
seiner Begeisterung über das
neue Stadtspiel Ausdruck.

Denn wie in so vielen Städ-
ten in Bayern wird auch in un-
serem Städtchen in mehr oder
minder regelmäßigen Abstän-
den ein Freilufttheater aufgeführt, das Szenen
aus der Stadtgeschichte darstellt. Klar, es ist
nicht so berühmt wie der Wallenstein von Mem-
mingen, der Drache von Furth im Wald oder
gar die Landshuter Hochzeit. Dafür stand unse-
re Stadt - sehr zum Leidwesen unseres Touris-
mus-Fuzzys - zu sehr im Abseits der weltge-
schichtlichen Ströme früherer Jahrhunderte.
Aber wie andernorts von Kaufbeuren bis Din-
kelsbühl, von Nördlingen bis Waldmünchen ist

das Stadtspiel buchstäblich ein Projekt der
ganzen Bürgerschaft.

Deshalb achtet der Bürgermeister auch
streng darauf, dass alle Entscheidungen und
Vorbereitungen möglichst mit breitem Konsens
erledigt werden. Das gilt besonders für die all-
jährlich tagende städtische TFK. Wir hatten so
was nämlich schon lange vor dem DFB! Zuge-
geben, es ist keine Trainer-, sondern eine The-
men-Findungs-Kommission und wir sind auch
erst kürzlich darauf gekommen, diese Runde so
zu benennen, als der laut seinem Präsidenten
„bestgeführteste Verband“ drauf und dran war,
die ganze Nation den Sommer über mit der Ca-
sting-Show „Deutschland sucht den Supertrai-
ner“ zu unterhalten.

Sarkastischer Scherz beiseite. Da es in der
Stadtgeschichte nicht das absolute Highlight
wie eine Schwedenbelagerung oder einen Pan-
durenüberfall gibt, müssen wir uns natürlich
von Mal zu Mal Gedanken machen, welche Epi-

sode aus vielen hundert Jahren
Stadtgeschichte wir auf die
Bühne des Marktplatzes brin-
gen. Welche bindende und in-
tegrierende Kraft die gemein-
same Arbeit an einem Projekt
wie dem Stadtspiel hat, beweist
exemplarisch die Zusammen-
arbeit der beiden Stadtrats -
lieblinge des Bürgermeisters,
Fanny Bacher und Claudia El-
fer. Denn obwohl sich beide
nicht mögen, haben sie ge-

meinsam durchgesetzt, dass wir nicht wieder ei-
ne Szene aus dem 30-jährigen Krieg, von Pest-
und Choleraepidemien oder die Fabel von der
Stadtgründung inszenieren, sondern einen mo-
dernen Stoff: Das Wunder von Bern.

Schließlich hat das Fußballspiel von 1954
nicht nur - wie im Kino - den Ruhrpott zum Ko-
chen gebracht, sondern war auch für unsere
Leute ein epochales Erlebnis. Und so haben wir
ein buntes Potpourri der fünfziger Jahre aufs
Pflaster gezaubert - den Wiederaufbau der Häu-
ser, die durch Bomben und Artilleriebeschuss in
den letzten Kriegstagen zerstört wurden, die
Heimkehr von Kriegsgefangenen, die Integrati-
on der Vertriebenen, den Umgang mit den Be-
satzern, die ersten VW-Käfer, den ersten Kärn-
ten-Urlaub. Und wie ein roter Faden zieht sich
die Freude an der WM und der Stolz auf die
Rückkehr zur Normalität durch das Geschehen.

Mein Chef, der Bürgermeister, meint, man
sollte mal in der „Gemeindezeitung“ einen Ar-
tikel schreiben und den Kolleginnen und Kolle-
gen berichten, dass man auch zeitgeschichtli-
che Stoffe sehr ansprechend in einem Stadtspiel
verarbeiten kann. Ich tue dies hiermit augen-
zwinkernd, denn er wird sich ja doch wieder
nicht aufraffen. Vielleicht freut ihn aber der
Spruch von Pablo Picasso auf dem Kalender -
blatt: „Kunst wäscht den Staub des Lebens von
der Seele.“ 

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Von der integrierenden
Kraft der Projektarbeit

Aktuelle Veröffentlichung:

Erstes Geschichtsbuch 
für eine EuRegio

„Geschichte soll nicht das Gedächtnis beschweren, sondern
den Verstand erleuchten.“ Diese Erkenntnis des Philosophen
Gotthold Ephraim Lessing gilt in besonderem Maße für die
Publikation „Heimat mit Geschichte und Zukunft“, dem er-
sten Geschichtsbuch für eine EuRegio. 

Das Gebiet der EuRegio Salz-
burg - Berchtesgadener Land -
Traunstein ist wie kaum eine an-
dere europäische Grenzregion
durch gemeinsame Geschichte,
gemeinsame Sprache und ge-
meinsame Kultur verbunden.
Geschichtsunterricht findet so-
wohl in Salzburger als auch in
bayerischen Schulen statt.
Bayerische wie Salzburger Leh-
rer und Schüler arbeiten dabei
mit unterschiedlichen Materiali-
en, die die geschichtliche Ent-
wicklung oft nur einseitig be-
leuchten. 

10.000 Stück Auflage

Mit diesem einzigartigen
grenzüberschreitendem Ge-
schichtsbuch in einer Auflage
von 10.000 Stück soll nun in er-
ster Linie den Lehrern an den
Schulen der Region eine Ergän-
zung für den Unterricht an die
Hand gegeben werden. Der In-
halt des Buches wird auch digital
für die Einstellung im Salzburger
Bildungsnetz (Verbund aller
Salzburger Schulen) bzw. im
bayerischen Bi-Net zur Verfü-
gung gestellt und ermöglicht so
die Einbindung in den modern
gestalteten Unterricht mit zeit-
gemäßen Kommunikationsmit-
teln (PC, Internet).

Entwicklung der Region
auf 128 Seiten

EuRegio-Präsident Landrat
Hermann Steinmaßl war es daher
ein besonderes Anliegen, auf 128
Seiten in Form von thematisch
aufbereitetem Kartenmaterial, 
Fotos, Abbildungen und verbin-
dendem Text die Entwicklung
der Region von der Urgeschichte
über die Zeit der römischen Herr-
schaft, des Mittelalters bis zur
frühen Neuzeit und dem 21.
Jahrhundert in einem grenzüber-
schreitenden Geschichtsbuch auf-
bereitet zu wissen. 

Als Autorenteam fungierten
Univ-Prof. Mag. Dr. Christian
Dirninger, Universität Salzburg,
Institut für Geschichte, Götz von
Dobeneck, Kreisarchivar Land-
kreis Traunstein, O. Univ.-Prof.
Dr. Heinz Dopsch, Universität
Salzburg, Institut für Geschichte,

Dr. Johannes Lang, Archivar und
Heimatpfleger der Stadt Bad
Reichenhall, Dr. Fritz Moosleit-
ner, Landesarchäologe Salzburg
i.R. (Salzburger Museum C.A.),
Hans Roth, Vorsitzender des Hi-
storischen Vereins Rupertiwin-
kel und Hermann Steinmaßl,
Landrat des Landkreises Traun-
stein, EuRegio-Präsident. Ein-
führende Worte fand das Präsi-
dententeam Landrat Hermann
Steinmaßl und Bürgermeister
a.D. Andreas Kinzl (Oberndorf).

Im Zentrum eines
neuen Europa

Deutlich wird Steinmaßl zu-
folge auch, was allein in den
vergangenen 15 Jahren in die-
sem Europa geschehen ist, vor
allen Dingen auch durch den
jetzt neu vollzogenen Beitritt
der zehn neuen Länder in die
EU. „Wir sind damit mit unse-
rer EuRegio in das Zentrum ei-
nes neuen Europa gerückt, von
dem wir uns sehr viel Impulse
erhoffen und vor allen Dingen
einen langen Frieden in diesem
Europa erwarten.“

„Gemeinsame Erklärung“
als Höhepunkt

Vorläufiger Höhepunkt der
Bayerisch-Salzburgischen Zu-
sammenarbeit ist die Unterzeich-
nung der „Gemeinsamen Er-
klärung“ vom 29. Januar 2004 in
der Bayerischen Staatskanzlei
durch Ministerpräsident Ed-
mund Stoiber und Landeshaupt-
mann Dr. Franz Schausberger. In
dem Dokument wurde eine en-
gere Zusammenarbeit vor allem
in den Bereichen Wissenschaft
und Forschung sowie Verkehr
und Wirtschaft vereinbart. 

Nachdem die Grenze zwi-
schen Bayern und Salzburg aus-
schließlich im EuRegio-Gebiet
verläuft, ist es eine wertvolle po-
litische Grundlage, auf der die
EuRegio Salzburg - Berchtes-
gadener Land - Traunstein ihre
Arbeit mit neuer Qualität fortset-
zen kann.

Wie der EuRegio-Präsident in
einem Ausblick betont, bedürfe
es, um auf Dauer erfolgreich zu
sein, einer weiteren intensiven

Zusammenarbeit auf allen Ebe-
nen. Vordringliche Themen seien
Verkehr, Bildung, Wirtschaft und
das Gesundheitswesen. Die Ver-
wirklichung der „Magistrale für
Europa“ als Hochleistungs-
Schienenstrecke Paris-München-
Mühldorf-Salzburg-Wien-Buda-
pest sei eine große Chance für
die EuRegio, an die Hauptver-
kehrsströme Europas ange-
schlossen zu bleiben.

Der Flughafen Salzburg könne
vor allem für Geschäftsreisende
eine ideale Alternative zum
Flughafen München sein. Für
die Firmen in der EuRegio sollte
er schnelle Verbindungen zu den
internationalen Metropolen ge-
währleisten. Der Flughafen müs-
se daher für den Linienverkehr
noch attraktiver werden und soll
auch für den Tourismus noch
mehr Bedeutung gewinnen.

Berufliche
Chancenvielfalt

Was den Bereich Bildung an-
belangt, so verweist Steinmaßl
darauf, dass die alljährlich statt-
findende Salzburger Berufsin-
formationsmesse (BIM) nicht
nur für die Salzburger, sondern
auch für die bayerische Seite zu
einem interessanten Forum für
Bildung und Ausbildung ausge-
baut wird. Schüler, Eltern und
Lehrkräfte sollten hier die ge-
samte berufliche Chancenvielfalt
innerhalb der EuRegio kennen
und nutzen lernen. Auch müsse
Salzburgs Ruf als Universitäts-
stadt vor allem in Bayern noch
weiter gefestigt werden. Voraus-
setzung hierfür sei die volle ge-
genseitige Anerkennung von
Schul- und Studienabschlüssen.

Erfolg im Miteinander

„Nicht gegeneinander, son-
dern miteinander“ müsse beson-
ders auf dem Sektor der Wirt-
schaft die Devise sein, erklärt
Steinmaßl. Die EuRegio müsse
sich noch stärker als gemeinsa-
mer Wirtschafts- und damit auch
Investitionsraum begreifen, um
innerhalb ihres Gebiets Arbeits-
plätze zu erhalten und zu schaf-
fen. Der Wettbewerb der Regio-
nen werde hart ausgefochten.
„Halbkreisdenken“ würde die
Entwicklungschancen des zwi-
schen den international bedeu-
tenden Wirtschaftszentren Mün-
chen und Wien gelegenen Salz-
burger Raumes auf jeden Fall
schmälern. Clusterbildungen in
den Bereichen Ernährung, Tou-
rismus, Holz und Medien seien
erfreulicherweise bereits auf den
Weg gebracht worden und müs-
sten konsequent weiter verfolgt
werden. Auch ein gemeinsames
Standort-Marketing sei ein we-
sentlicher Teil dieser künftigen
Entwicklung.

Angebot besser abstimmen

Bereits seit Jahren verfügen
Südostbayern und Salzburg über
eine hervorragende Infrastruktur
im Gesundheitswesen. Dafür
stehen vor allem die beiden Kli-
niken in Salzburg und Traun-
stein, flankiert von den Leistun-
gen der kleineren Krankenhäu-
ser. Ein noch mehr untereinander
abgestimmtes Angebot medizi-
nischer Leistungen innerhalb des
EuRegio-Raumes könnte die
Garantie dafür bieten, dass kran-
ke Menschen und ihre Angehöri-
gen auch in Zukunft nur kurze
Wege zu den jeweiligen Behand-
lungsorten zurücklegen müssen.
Die neue Private Medizinische
Universität „Paracelsus“ in Salz-
burg bilde eine gute Grundlage
für die Zusammenarbeit im Ge-
sundheitswesen.                      DK

Spinner GmbH in Westerham:

Blick hinter die Kulissen 
Buntes Rahmenprogramm für die ganze Familie

Am 7. August öffnet die Spinner GmbH, ein weltweit führen-
der Hersteller von hochwertigen Hochfrequenz-Komponenten
mit  Hauptsitz in München, von 11 bis 17 Uhr am Produkti-
onsstandort Westerham ihre Werkstore. In viertelstündlich
stattfindenden Führungen können interessierte Besucher die
Herstellung von nachrichtentechnischen Komponenten für
Sende- und Empfangsanlagen live miterleben. 

Für Schüler und Schulabgän-
ger besteht die Möglichkeit,
hinter die Kulissen eines welt-
weit führenden Anbieters für
Nachrichten- und Hochfre-
quenztechnik zu schauen und
sich auch über die Ausbildungs-
möglichkeiten bei Spinner zu
informieren. Für alle Besucher
hat das Unternehmen ein buntes
Rahmenprogramm mit Musik,
Unterhaltungsprogramm für
Kinder und bayerischer Brotzeit
organisiert. 

Praxisnahe Ausbildung

Unter den erwarteten Eh-
rengästen befinden sich Feldkir-
chen-Westerhams erster Bürger-
meister Michael Weber, Landrat

Dr. Max Gimple sowie weitere
Mitglieder des Gemeinderats.

Spinner beschäftigt weltweit
1100 Mitarbeiter und gehört
auch in der Gemeinde Feldkir-
chen-Westerham zu den größten
Arbeitgebern und Ausbildungs-
betrieben. Schon von jeher hat
sich das Unternehmen für seine
Azubis engagiert: Seit 1970
wurden im Familienbetrieb über
500 Lehrlinge ausgebildet,
mehr als die Hälfte sind noch
immer im Unternehmen be-
schäftigt. In der Westerhamer
Produktion wird durch die Nut-
zung hochmoderner Arbeitsmit-
tel wie beispielsweise 3D-CAD
oder Simulationswerkzeuge be-
sonderer Wert auf praxisnahe
Ausbildung gelegt.                ?

Rosenheim Top in Personalentwicklung
Vorstellung des Qualitätszirkelkonzepts auf 7. Personalkongress in Augsburg

Auf Einladung der Kommunalen Gemeinschaftsstelle Köln
stellte die Stadt Rosenheim auf dem 7. Personalkongress „Mo-
tivation und Personalabbau“ in Augsburg ihr Qualitätszirkel-
konzept vor. Referenten der Stadt Rosenheim waren Dezernent
Michael Keneder sowie Sozialamtsleiter Christian Meixner, die
zunächst das positive Innovationsklima in der Stadt Rosen-
heim schilderten.

Rosenheim gehörte von An-
fang an zu den Kommunen, die
sich intensiv mit neuen Steue-
rungsmodellen befasst und alle
wichtigen Bausteine moderner
Verwaltungsleitung umgesetzt
haben. Durch die in den vergan-
genen Jahren erfolgten Aus-
zeichnungen und Preise fühlt
sich die Stadt auch in diesem
Weg bestätigt.

Baustein im Gesamtmosaik

Michael Keneder zufolge sind
die Qualitätszirkel ein Baustein
im Gesamtmosaik auf dem Weg
der Verantwortungsdelegation.
Seit 1998 hätten sich mehr als 50
Gruppen gebildet, die in klassi-
scher Manier ihre Probleme am
Arbeitsplatz erkennen, daran aus
Eigeninitiative während der Ar-
beitszeit arbeiten und eigenver-
antwortlich für den Praxistrans-
fer sorgen.

Die Verwaltungsspitze unter-
stütze jede, aus ihrer Sicht ver-
nünftige Aktivität, die sie zen-
tral koordiniert. Hierzu stelle sie
Moderatoren aus der eigenen
Verwaltung bereit. Diese bilde-
ten zusammen mit den in Qua-
litätszirkeln und Projektteams
engagierten Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern die Multipli-
katoren für anstehende Refor-
men. Da diese Arbeit besonders
bei Jüngeren beliebt sei, vollzie-
he sich damit gleichzeitig auch
ein Wechsel in der Führungs-
kultur. Zugleich könne daraus
auch das neue Führungskräfte-
potenzial für die Zukunft ge-
wonnen werden.

„Obgleich die Effizienzerfol-
ge mindestens dreimal so hoch
geschätzt werden wie die dazu
notwendigen Aufwendungen,
wird die Qualitätszirkelarbeit
nicht in erster Linie als Sparin-
strument betrachtet, sondern als
wesentlicher Beitrag zur Qua-
litätsverbesserung“, betonte Chri-
stian Meixner. Es verstehe sich
von selbst, dass Qualitätszirkel
nicht andere Projektgruppen er-
setzen sollen, dazu seien sie in
Auftrag und Zielrichtung auch
unterschiedlich. Nach Meinung
vieler Kongressteilnehmer sei-
en Qualitätszirkel in der aktuel-
len Managementdiskussion zu
unrecht in den Hintergrund ge-
treten. Ihre positive Wirkung
werde nach wie vor unter-
schätzt.

Lebhafte Diskussion

Elke Holzrichter, verantwort-
liche Leiterin der KGSt für den
Bereich Personalmanagement,
erklärte, dass die Stadt Rosen-
heim mit ihrem Beitrag „Qua-
litätszirkel, ein unterschätztes
Personalentwicklungsinstru -
ment mit nachhaltiger Wir-
kung“ wesentlich zum Gelingen
des 7. Personalkongresses bei-
getragen habe. Auch dieses Mal
habe eine zwischenzeitlich ab-
geschlossene Evaluation erge-
ben, dass sowohl die Auswahl
der Inhalte und der Referenten
als auch die konkrete Durch-
führung von der Mehrheit der
Teilnehmer gut bis sehr gut ein-
geschätzt wurde. Angeregt
durch die launige Moderation

von Dr. Hans Hack entwickelte
sich in dem Workshop eine leb-
hafte, aber sehr zielführende
Diskussion, die insbesondere
die mehrdimensionale Wirkung
und Ausstrahlung solcher Qua-
litätszirkel unterstrich.           DK

Landkreis Regensburg:

1. Tagung der
Archivpfleger

Zur 1. Archivpflegertagung lud
der Landkreis Regensburg die
Archivpfleger in den Gemeinden
und die Sachbearbeiter für die
Gemeinderegistraturen ein. Kul-
turreferent Wolfgang Brandl, der
die Tagung moderierte, stellte
den neuen Kreisarchivpfleger
Dr. Artur Dirmeier vor und be-
grüßte auch die neue Chefin des
Staatsarchivs Amberg, Dr. Maria
Rita Sagstetter, die über die
Rechtsgrundlagen des Archiv-
wesens und das neue bayerische
Archivgesetz referierte. 

Kreisarchivpfleger Dr. Dir-
meier beleuchtete die Aufgaben
und den wünschenswerten Zu-
stand eines gutgeführten Ge-
meindearchivs. Sowohl Dr. Sag-
stetter als auch Dr. Dirmeier ga-
ben wertvolle Hinweise für die
richtige Lagerung von Archiv-
gut, von historischen Fotos und
vom Umgang mit dem zuneh-
menden digitalen Schriftverkehr.
Wie sich ein Gemeindearchiv
präsentieren soll, damit es für
den Benutzer übersichtlich ist,
darüber gab Geschichtsstudentin
Maria Rottler Informationen. So
sollten auf der Homepage einer
Gemeinde Ansprechpartner und
Öffnungszeiten des Gemeinde-
archivs zu entnehmen sein;
ebenso ist ein einfacher Arbeits-
platz im Gemeindearchiv wün-
schenswert.                                DK
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Vorschau auf GZ 17
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 17, die am 9. September
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Finanzierungsmodelle für öffentliche Aufgaben
? Abfallwirtschft und Recycling
? Umwelttechnik
? Garten- und Landschaftsbau, Dorferneuerung
? Kommunalfahrzeuge

Löschgruppenfahrzeug
LF 8, Bj. 1974, HU 2/06, guter Zu-
stand, gegen Gebot zu verkaufen. 
Mercedes 408, 80 PS, Metzauf-
bau, ohne fw-techn. Beladung. 
Angebote schriftlich an: Markt
Laaber, Jakobstr. 9, 93164 Laa-
ber, e-mail: vg.laaber@realrgb.de
Tel. 09498/94010 (Herr Schmid
oder Herr Hogger). Fax-Nr.
09498/9401-99. 

Verkäufe

Bürgermeister-Informationsfahrt nach Bad Reichenhall:
Nach einem herrlichen Rundblick vom 1834 Meter hohen
Kehlstein über das Berchtesgadener Land stellten sich die
Rathauschefs aus dem Landkreis Augsburg zum Erinne-
rungsfoto. Vorne zweiter von links der Geschäftsführer des
Gemeindetags-Kreisverbandes, Günter Würmseher, dahinter
außen Rudolf Schaupp, Bürgermeister von Berchtesgaden,
vierter von links Georg Klaußner, Vorsitzender des Gemein-
detags-Kreisverbands, daneben der Augsburger Landrat Dr.
Karl Vogele. Bild: Xaver Grimmeiß

Gemeindetag/Kreisverband Augsburg:

Bürgermeister-Info-Fahrt
ins Berchtesgadener Land

Landkreis Augsburg (gri). Bestens organisiert und vorbereitet
vom Geschäftsführer des Gemeindetag-Kreisverbandes Augs-
burg, Günter Würmseher war die Bürgermeister-Informati-
onsfahrt nach Bad Reichenhall, die auch ins Salzburger Land
führte. 35 amtierende und ehemalige Rathauschefs, Landrat
Dr. Karl Vogele und sein Stellvertreter und MdL Max Strehle,
sowie einige Gäste zählten zur Reisegruppe. 

Vor dem Hotel Residenz Ba-
varia wurden die Augsburger
Reiseteilnehmer vom Bad Rei-
chenhaller Oberbürgermeister
Wolfgang Heitmeier begrüßt
und zu einem Gang durch die
Kuranlagen abgeholt. So war zu
hören, dass Reichenhall vorwie-
gend vom Gesundheitstouris-
mus lebe. Wegen des milden
und heilkräftigen Klimas auch
das „bayerische Meran“ ge-
nannt. 

Beim Gang durch die Kuran-
lagen beeindruckte besonders
das 172 Meter lange,14 Meter
hohe und mit 200 000 Schwarz-
dornreisigbüscheln bestückte

Gradierwerk. Dieses Freiluftin-
halatorium bringt Erleichterung
oder Heilung für die Atmungs-
wege und die Lunge. 

Beim Stadtrundgang schilder-
te der OB aber auch die Proble-
me und Schwierigkeiten einer
Kurstadt: Verkehrsentlastung
und -beruhigung. 

Kleine Betriebe

Der zweite Info-Tag begann
mit einem Empfang im Rathaus
von Schönau am Königssee.
Bürgermeister Stefan Kurz - er
erschien in „Arbeitskleidung“
(Lederhose, Wadenstrümpfe,

Trachtenjanker und Halstuch) -
hieß seine Kollegen willkom-
men. Der Landkreis Berchtes-
gadener Land, so Kurz, der
auch Vorsitzender dieses Ge-
meindetags-Kreisverbandes ist,
sei ein „Kind“ der Gemeinde-
und Landkreisreform. Über
Steueraufkommen und Kreis-
umlage befragt, war zu hören,
dass die Bürger in Berchtes-
gaden, Schönau und dem weite-
rem Umland vorwiegend vom
Fremdenverkehr und Souvenir-
handel leben. Die Landwirt-
schaft könne nur als Nebener-
werb betrieben werden. Es sind
also ausschließlich kleine Be-
triebe, die keine Gewerbesteuer
bezahlen.

Verschuldete Gemeinden

Die Gemeinden sind alle
hochverschuldet, sagte Stefan
Kurz. Die Kreisumlage liegt bei
54 Prozentpunkten, wobei ein
Punkt 500 000 Euro entspricht.
Bad Reichenhall sei mit seinem
Gesundheitstourismus etwas
besser gestellt. Nennenswerte
Industrie sei nur im Norden des
Landkreises, im Bereich Traun-
stein angesiedelt. Georg Klauß-
ner, dem Augsburger Gemein-
detags-Chef oblag es, seinen

Landkreis in Kürze vorzustel-
len. Anschließend wurde die
Bob- und Rodelbahn besichtigt.
Beim Mittagessen konnte Land-
rat Dr. Karl Vogele seinen Kol-
legen Georg Grabner (BGL)
und den Bürgermeister von
Berchtesgaden, Rudolf Schaupp,
begrüßen. Er ermöglichte auch
die Fahrt zum Kehlsteinhaus,
einst das so genannte Teehaus
„Hitlers“.

Der Augsburger Reisegrup-pe
bot sich in 1834 Meter ein über-
wältigender Blick auf das
Berchtesgadener Land. Tief be-
eindruckt waren die Gäste aus
Augsburg auch von der „Doku-
mentation Obersalzberg.“ Sie
zeigt alle Erscheinungsformen
der nationalsozialistischen Dik-
tatur. 

Regionales Leitbild

Am letzten Tag der Infofahrt
begleitete OB Wolfgang Heit-
meier seine Kollegen nach Frei-
lassing. Im dortigen Rathaus re-
ferierte Steffen Rubach über die
„EuRegio Salzburg-Berchtes-
gadener Land -Traunstein“ als
länderübergreifender Verkehrs-
und Wirtschaftsverbund. Dieser
freiwillige Zusammenschluss
von 94 Gemeinden (Salzburg
56, Bayern 38) gilt als Leitbild
in der Umsetzung des Europa-
gedankens auf regionaler Ebe-
ne. Finanziert wurde die EuRe-
gio zu 50 Prozent aus EU-Mit-
teln, Länderfördermitteln und
Mitgliedsbeiträgen. Die EuRe-
gio umfasst die Bereiche Ver-
kehr, Wirtschaft, Kultur, Touris-

mus, Natur- und Umweltschutz.
Wie wichtig für jede Region die
Lokalbahnen sind und wie diese
attraktiv und kostendeckend be-
trieben werden können, darüber
informierte Direktor Makinger
von der Salzburger Lokalbahn.
Eine „Probefahrt“ brachte die
Reisegruppe in einem moder-
nen Triebwagen nach Zehme-
mos. Die Rückfahrt erfolgte mit
einer „historischen Garnitur“
nach Salzburg. Damit war das
offizielle Programm beendet. ?


